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Einleitung

Nachdem man die Schule beendet hat, hat man vielleicht noch keinen Plan was danach 
kommen soll. Manche legen eine Auszeit hin, andere Arbeiten gleich, gehen in eine 
Ausbildung oder beginnen ein Studium. Egal wie die Entscheidung ausfällt, die Umstel-
lung ist groß und man wird mit vielen neuen Sachen konfrontiert.

Vor allem wenn man das elterliche Haus verlässt, muss viel, schnell dazu gelernt wer-
den: die Suche nach einer geeigneten Stadt, die Wohnungssuche, wie Finanziere ich 
mich, wie läuft das jetzt mit der Versicherung, etc.

Da du nun hier in Karlsruhe gelandet bist, möchten wir dir mit diesem Sozialinfo eine 
bestmögliche Hilfestellung geben. Es mag vielleicht nicht jedes Problem auf Anhieb 
lösen, kann aber zumindest als Orientierungshilfe in diesem Dickicht fungieren.

In dieser Ausgabe haben wir uns auf das BAföG, die Unterhaltspflicht und andere ähnli-
che Finazierungsarten konzentriert (In Teil drei könnt ihr dann alles zum Thema Arbeit 
lesen). 

Viel Spaß beim Lesen, viel Erfolg bei der Lösungsfindung und wenn ihr noch weitere 
Fragen habt, stehen wir euch gerne zur Verfügung.

			   Euer

				    UStA*

*
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Geschichtlicher Überblick 

Das „Bundesgesetz über individuelle För-
derung der Ausbildung“ oder kurz Bun-
desausbildungsförderungsgesetz (BAföG) 
wurde 1971 verabschiedet. In seiner Be-
gründung stand u.a., dass BAföG jeder 
und jedem ermöglichen soll, sich ent-
sprechend den eigenen Fähigkeiten zu 
bilden. Das BAföG sollte die soziale Selek-
tion beim Zugang zu Bildung begrenzen 
bzw. ganz abbauen.

Doch zeigte sich bald, dass das BAföG 
diesem Anspruch nicht gerecht wurde. 
Durch die Kopplung des BAföG an das el-
terliche Einkommen und die mangelnde 
Anpassung der Förderungshöchstsätze 
und Einkommensfreibeträge sank der 
Anteil der Geförderten, sowie der durch-
schnittliche Geldbetrag, der an die ein-
zelnen Studierenden als Zuschuss ausge-
zahlt wurde. Im Jahr 1974 kam es durch 
die Einführung des Grunddarlehens zu 
einer weiteren Verschlechterung der Si-
tuation. Seitdem muss ein gewisser Anteil 
des erhaltenen BAföG zurückgezahlt wer-
den. Begründet wurde der Schritt damals 
mit der Notwendigkeit der Entlastung der 
öffentlichen Haushalte. Genau diese Be-
gründung wurde übrigens auch wieder 
bemüht, als die Regierung Kohl als eine 
ihrer ersten Taten den BAföG-Kahlschlag 
ab August 1983 beschloss, der eine fast 
völlige Abschaffung des SchülerInnen-
BAföGs sowie eine Umstellung des stu-
dentischen BAföGs auf Volldarlehen (d. h. 
das gesamte BAföG musste zurückgezahlt 
werden) beinhaltete.

Die Anhäufung von Schulden durch Er-
halt von BAföG führt dazu, dass gerade 
die sozialen Gruppen, die niemals den 
Respekt vor solchen Summen verloren 

haben, vor dieser Schwelle zurückschre-
cken. Das zeigt auch der sinkende Anteil 
von Kindern aus sozial benachteiligten 
Gruppen unter den Studierenden, wie es 
in der Sozialerhebung des Deutschen Stu-
dentenwerks nachzulesen ist.

1984 wurde der „Darlehensteilerlass“ be-
schlossen, der besagt, dass abhängig von 
Studienleistungen und Studienzeit ein 
Teil des Darlehens erlassen wird. Da das 
BAföG nicht mehr auf der Höhe der Zeit 
war und nicht mehr in zufriedenstellen-
der Weise funktionierte, wurden Möglich-
keiten einer grundlegenden Änderung 
des BAföGs diskutiert. Es wurde aber nie 
grundlegend reformiert, sondern nur am 
bestehenden Gesetz leichte Änderungen 
vorgenommen. Im Juli 1995 trat dann 
Jürgen Rüttgers (CDU), selbsternannter 
„Zukunftsminister“, mit dem Vorschlag 
an die Öffentlichkeit, den Darlehensan-
teil nicht mehr zinslos vom Bund verge-
ben zu lassen, sondern von einer Bank, 
die dafür Zinsen verlangt. Diese Überle-
gungen führten 1996 zur Verkürzung der 
Förderhöchstdauern in den meisten Stu-
diengängen, zur Einschränkung der För-
derung nach einem Fachrichtungswech-
sel und zur Einführung des verzinslichen 
Bankdarlehens bei der Studienabschluss-
förderung. 

Während des Uni-Streiks erarbeiteten 
viele Studierendengruppen alternative 
BAföG-Modelle, die großteils kostenneu-
tral angedacht wurden: Sie sollten nicht 
(wesentlich) mehr kosten als das aktuelle 
BAföG-Modell. Gerade aber in dieser Kos-
tenneutralität liegt ein Teil des Hundes 
begraben: Das Gesamtvolumen, das für 
das BAföG zur Verfügung steht, ist schon 
immer zu gering gewesen. Die Ausgaben 
für BAföG von Bund und Ländern entspre-

BAföG
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chen mit derzeit ca. 1,7 Milliarden DM (2,3 
Milliarden Euro) (1999) ungefähr dem 
Stand des Jahres 1978 - allerdings gab es 
damals gerade 900.000 Studis, heute sind 
es mit ca. 2 Millionen mehr als doppelt so 
viele.

Vor dem Regierungswechsel 1998 vertrat 
die SPD weitgehend das „Fortgeschrie-
bene Drei-Körbe-Modell“, das in seinen 
Grundzügen auf einem Vorschlag der Stu-
dentenwerke beruht. Es sah Folgendes 
vor: Die bisher an die Eltern ausbezahlten 
„ausbildungsbezogenen Leistungen“ für 
die Kinder (Ausbildungsfreibetrag, Kin-
dergeld/Kinderfreibetrag) sollten elter-
nunabhängig direkt an alle Studierenden 
ausgezahlt werden (ca. 400 DM/Monat 
als Sockelbetrag). Darüber hinaus sollte 
es eine (ähnlich dem heutigen BAföG) 
elternabhängige „Aufbauförderung“ ge-
ben. Im Januar 2000 war diese grundle-
gende BAföG-Reform bereits gescheitert. 
Aufgrund eines Kanzlervetos kam die ver-
sprochene grundlegende BAföG-Reform 
nicht zustande. Schröder argumentierte 
mit verfassungsrechtlichen Bedenken 
und mit Mehrausgaben des Staates von 
bis zu 2 Milliarden DM. Außerdem sei das 
Kindergeld für den Hausbau der Eltern(!) 
verplant. 

In ihrer zweiten Amtszeit führte die Re-
gierung Schröders dann doch noch einige 
Änderungen ein. So wurde auf der einen 
Seite das Kindergeld nicht mehr als Ein-
kommen eingerechnet und die Gesamt-
verschuldung auf 10.000 Euro gedeckelt. 
Auf der anderen Seite wurde der berüch-
tigte Datenabgleich eingeführt, mit des-
sen Hilfe nicht angegebene „Vermögen“ 
gefunden werden sollen.

Im Bundestagswahlkampf 2005 tat sich 
damals vor allem die damalige baden-

württembergische Ministerin Annette 
Schavan (CDU) hervor, die offen Pläne 
zur Abschaffung des BAföGs aussprach. 
Sie folgte zwar Bulmahn als Bildungsmi-
nisterin, das BAföG überlebte aber trotz-
dem. Ab 2008 kamen nach längerem Zö-
gern sogar noch einige Verbesserungen. 
So wurde das Studium innerhalb der EU 
uneingeschränkt ermöglicht und die Be-
darfssätze wurden um rund 3 % erhöht. 
Die Forderung der Fraktion DIE LINKE. zur 
Übernahme der Studiengebühren wurde 
jedoch abgelehnt.

Im Oktober 2010 wurde mit der 23. No-
velle das BAföG umfassend überarbei-
tet. Aber die dringend benötigte Reform 
blieb dennoch aus. Unter anderem stieg 
der Bedarfssatz um durchschnittlich 13 
Euro/Monat, Freibeträge und Zuschläge 
wurden erhöht und beim Masterstudium 
wurde die Altersgrenze auf 35 Jahre an-
gehoben. Da im selben Atemzug auch die 
Krankenkassen ihr Beiträge erhöhten mit 
der Begründung, dass auch das BAföG ge-
stiegen sei, bleibt am Ende allerdings nur 
eine Erhöhung von 1,50 Euro übrig.

BAföG-Anträge und  
-Bescheide

Der Erstantrag

Den Erstantrag solltet ihr so früh wie 
möglich stellen, da BAföG-Leistungen 
frühestens ab dem Monat ausgezahlt wer-
den, in dem der Antrag beim BAföG-Amt 
eingegangen ist. Eine rückwirkende Be-
antragung von BAföG-Leistungen ist in 
der Regel nicht möglich. Auch die Idee, 
sich das BAföG „für später“ aufzuheben, 
ist nicht so besonders toll, denn der ma-
ximale Zeitraum, für den ihr BAföG-Leis-
tungen erhalten könnt, die sogenannte 
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Förderungshöchstdauer, wird immer vom 
Studienbeginn an gezählt. Wenn sich ab-
zeichnet, dass ihr es nicht mehr schaffen 
werdet, die Antragsformulare bis zum Mo-
natsende auszufüllen, reicht es zunächst, 
einen formlosen Antrag auf Förderung 
nach dem BAföG zu stellen. Den formellen 
Antrag (die Formblätter) solltet ihr dann 
aber so schnell wie möglich nachreichen.

Abgegeben wird der Antrag dann im Brief-
kasten des BAföG-Amtes oder direkt bei 
den SachbearbeiterInnen. Wenn noch Fra-
gen zum Antrag bestehen, solltet ihr das 
BAföG-Amt oder die BAföG- und Sozialbe-
ratung des UStA aufzusuchen um eventu-
elle Unklarheiten zu beseitigen. Fehlende 
Unterlagen können nachgereicht werden, 
wobei ihr die vom Amt gestellten Fristen 
für das Nachreichen einhalten solltet. 
Wenn das nicht möglich ist, weil ihr bei-
spielsweise noch nicht im Besitz der be-
nötigten Unterlagen seid, solltet ihr das 
dem Amt rechtzeitig mitteilen. 

Falls ihr den Erstantrag erst nach dem 5. 
Semester stellt, müsst ihr zusätzlich den 
sogenannten Leistungsnachweis (siehe 
gleichnamiger Abschnitt) erbringen. Da-
bei ist zu beachten, dass hier nicht der 
„normale“ Leistungsnachweis für das 5. 
Semester gefordert wird, sondern ein 
Leistungsnachweis für das Semester, in 
dem ihr euch gerade befindet. Bei Bache-
lorstudiengängen kann es auch passieren, 
dass der Leistungsnachweis bereits nach 
dem Bestehen der Orientierungsprüfung 
eingefordert wird.

Falls ihr nur festgestellt haben möchtet, 
ob ihr BAföG erhalten könnt oder nicht, 
nicht aber die mögliche Höhe berechnet 
haben wollt, könnt ihr einen Vorabent-
scheid beantragen. Dieser wird oft als Be-

leg benötigt, z.B. bei der Beantragung 
von Wohngeld.

Wie geht es nach der 
Antragstellung weiter? 

Nachdem ihr euren Antrag gestellt habt, 
wird dieser zunächst bearbeitet. Spätes-
tens sechs Wochen nach Vervollständi-
gung aller benötigten Unterlagen solltet 
ihr einen Bescheid erhalten, in dem euch 
mitgeteilt wird, ob ihr nach dem BAföG 
gefördert werdet und wie hoch die mo-
natlichen Leistungen ausfallen werden. 
Je nach Auslastung des Amtes kann er 
leider auch länger Dauern. Hier hilft es 
oft, bei seinem Sachbearbeiter nachzufra-
gen. Das Amt ist rechtlich an diesen Be-
scheid gebunden und kann ihn nur dann 
zurücknehmen, wenn ihr wissentlich oder 
aus grober Nachlässigkeit falsche Anga-
ben gemacht habt. Falls ihr den Bescheid 
nicht innerhalb von sechs Wochen erhal-
ten habt oder nach zehn Wochen noch 
kein Geld ausgezahlt wurde, könnt ihr die 
Förderung unter dem Vorbehalt der Rück-
zahlung beantragen (siehe Abschnitt 
„Vorleistung“), um BAföG-Leistungen 
vorgestreckt zu bekommen, bis endgültig 
über den Antrag entschieden wurde.

Als BAföG-EmpfängerIn seid ihr dazu ver-
pflichtet, dem BAföG-Amt alle Tatbestän-
de mitzuteilen, die sich auf die Höhe der 
Förderungsleistungen oder auf die Förde-
rungsfähigkeit auswirken. Dazu gehören 
Wohnortwechsel und Änderungen eurer 
Einkommensverhältnisse bzw. eures Ver-
mögens, aber auch eine Krankheit, wenn 
diese länger als drei Monate andauern 
sollte (siehe Abschnitt „Mitwirkungs-
pflichten“). Wenn dagegen z. B. das Ein-
kommen eurer Eltern in diesem Jahr vor-
aussichtlich wesentlich geringer ausfällt 
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als im vorletzten Jahr, solltet ihr darüber 
nachdenken, einen Aktualisierungsan-
trag (s. u.) zu stellen.

Nach dem 4. Semester muss ein „Leis-
tungsnachweis“ (siehe dort) erbracht 
werden, damit ihr weiterhin gefördert 
werden dürft. Wenn das Ablegen der Vor-
diploms- bzw. Zwischenprüfung in eurem 
Studienfach nach der Prüfungsordnung 
schon für das 3. Semester vorgesehen ist, 
so ist der Leistungsnachweis dementspre-
chend ein Semester früher zu erbringen. 
Wenn ihr jemals auf die Idee kommen soll-
tet, euer Studienfach zu wechseln, oder 
falls ihr dies bereits getan habt, so solltet 
ihr nachlesen, was bei einem solchen so-
genannten Fachrichtungswechsel (siehe 
dort) zu beachten ist, um auch nach dem 
Wechsel noch nach dem BAföG gefördert 
werden zu können. Auch während eines 
Auslandsaufenthaltes könnt ihr Förde-
rung nach dem BAföG erhalten. Aufgrund 
des Auslandszuschlages, der Erstattung 
der Reisekosten und eventueller Studi-
engebühren kann es geschehen, dass ihr 
im Ausland gefördert werdet, obwohl ihr 
im Inland kein Anrecht auf BAföG hattet. 
Mehr Informationen über die Förderung 
im Ausland finden sich im gleichnamigen 
Abschnitt. 

Der Folgeantrag 

BAföG-Anträge laufen zum Ende des Be-
willigungszeitraumes aus. Dieser wird 
euch auf dem Bescheid mitgeteilt. In der 
Regel beträgt er zwölf Monate, meist von 
Oktober bis September. Durchgängige 
BAföG-Zahlungen können nur garantiert 
werden, wenn der Folgeantrag spätestens 
zwei Monate vor Ende des Bewilligungs-
zeitraumes gestellt wurde. Ihr solltet euch 
also im eigenen Interesse an diese Frist 

halten. Ansonsten kann es passieren, 
dass man erst mal für ein, zwei Monate 
keine BAföG-Leistungen ausgezahlt be-
kommt. Idealerweise habt ihr den Antrag 
also schon im Juli fertig. Ein Folgeantrag 
wird genau so wie der Erstantrag gestellt. 
Nur der schulische und berufliche Wer-
degang (Anlage zum Formblatt 1) muss 
nicht mehr ausgefüllt werden, da die För-
derungsfähigkeit des Studiums bereits im 
Erstantrag festgestellt wurde.

Der Aktualisierungsantrag

Die Höhe der BAföG-Zahlungen ist ab-
hängig von eurem eigenen Einkommen 
und dem eurer Eltern sowie eventuell 
des Ehepartners/der Ehepartnerin. Bei 
euch selbst wird immer das aktuelle Ein-
kommen berücksichtigt. Bei Eltern bzw. 
EhepartnerInnen ist jedoch stets das Ein-
kommen des vorletzten (!) Jahres maß-
geblich. Fällt deren aktuelles Einkommen 
wesentlich geringer aus als im Vorjahr, so 
könnt ihr einen Aktualisierungsantrag 
stellen. Das BAföG-Amt ist dann dazu 
veranlasst, das aktuelle Einkommen zu 
berücksichtigen und die Förderungshöhe 
neu zu bestimmen. Dazu müsst ihr Form-
blatt 7 ausfüllen.

Wann müssen welche Antrags-
formulare ausgefüllt werden?

Es gibt acht verschiedene Antragsformu-
lare − stellt sich nur die Frage, bei welcher 
Gelegenheit welches auszufüllen ist.

Formblatt 1 („Antrag auf Ausbildungs-•	
förderung“) muss bei jedem Erst- und 
Folgeantrag ausgefüllt werden. 

Die Anlage zu Formblatt 1 („Schuli-•	
scher und beruflicher Werdegang“) 
muss nur bei einem Erstantrag, nach 
einer Unterbrechung der Ausbildung 
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oder bei einem Antrag auf Förderung 
für eine Ausbildung im Ausland ausge-
füllt werden. 

Formblatt 2 („Bescheinigung nach § 9“) •	
muss nur ausgefüllt werden, wenn ihr 
keine gültige Studienbescheinigung 
für das kommende Semester vorlegen 
könnt. Ansonsten ersetzt die Studien-
bescheinigung das Formblatt. 

Formblatt 3 („Erklärung“) muss bei je-•	
dem Antrag jeweils einmal von eurer 
Mutter und von eurem Vater ausgefüllt 
werden. Wenn sie miteinander verhei-
ratet und nicht beide berufstätig sind, 
reicht es, wenn der berufstätige Eltern-
teil das Formular ausfüllt und der nicht 
berufstätige Elternteil die Zusatzer-
klärung auf der Rückseite des Formu-
lars unterschreibt. Falls ihr verheiratet 
seid, muss euer/eure EhepartnerIn die 
Erklärung ebenfalls abgeben.

Formblatt 4 („Zusatzblatt für Auslän-•	
derinnen und Ausländer“) muss beim    
Erstantrag ausgefüllt werden, falls ihr 
als „AusländerIn“ (nicht deutsch im 
Sinne des Grundgesetzes, nicht asylbe-
rechtigt) geltet. 

Formblatt 5 („Bescheinigung nach § •	
48“) ist für den Leistungsnachweis vor-
gesehen. 

Formblatt 6 („Zusatz zum Antrag auf •	
Ausbildungsförderung für eine Aus-
bildung im Ausland“): wie der Name 
schon sagt. 

Formblatt 7 („Antrag nach § 24 Abs. 3“) •	
stellt den Aktualisierungsantrag dar. 

Formblatt 8 („Antrag auf Vorausleis-•	
tungen nach § 36“) braucht ihr nur, 
wenn eure Eltern nicht bereit sind, 
euch Unterhalt zu leisten (siehe Ab-
schnitt „Vorausleistungen“).

Die wichtigsten Formblätter zur Beantra-
gung von Leistungen gemäß dem BAföG 
liegen im Mensa-Foyer (beim Aufgang zum 
BAföG-Amt, unmittelbar vor dem Mensa-
Treff) und im BAföG-Amt selbst aus. Sie 
können auch unter www.bafoeg.bmbf.de/
de/432.php abgerufen werden.

Bescheide 

Nach einem Erst − oder Folgeantrag ergeht 
euch entweder ein Ablehnungs- oder ein 
Bewilligungsbescheid, der die Höhe der 
Förderungssumme sowie die Länge des 
Bewilligungszeitraums mitteilt. Falls das 
BAföG-Amt der Auffassung ist, ihr hät-
tet unrechtmäßig zu viel Geld ausgezahlt 
bekommen oder wenn Förderung unter 
dem Vorbehalt der Rückzahlung geleistet 
wurde, erhaltet ihr dagegen einen Rück-
forderungsbescheid. Feststellungs- und  
Rückzahlungsbescheide bekommt man, 
wenn es an der Zeit ist, das Darlehen zu-
rückzuzahlen, also fünf Jahre nach Über-
schreiten der Förderungshöchstdauer 
(siehe Rückzahlung Staatsdarlehen). 
Abhilfe- bzw. Widerspruchsbescheide 
werden erlassen, wenn man Widerspruch 
gegen einen Bescheid eingelegt hat. 

Das BAföG-Amt ist grundsätzlich an sei-
ne Bescheide gebunden und kann diese 
nachträglich nicht mehr ohne Weiteres 
zurücknehmen (siehe Abschnitt „Mitwir-
kungspflichten und Rückforderungen“), 
es sei denn, man hat vorsätzlich oder grob 
fahrlässig falsche Angaben gemacht oder 
Änderungen nicht rechtzeitig mitgeteilt. 
Wenn man der Auffassung ist, dass ein Be-
scheid nicht rechtmäßig ist, so kann man 
innerhalb von einem Monat Widerspruch 
dagegen einlegen. Nach dieser Frist ist 
der Bescheid rechtsgültig und praktisch 
nicht mehr anfechtbar! Deshalb sollte 
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man einen erhaltenen Bescheid möglichst 
schnell auf seine Richtigkeit hin prüfen.

BAföG: Mitwirkungspflichten 
und Rückforderungen

Änderungsanzeigen

Bei der Beantragung von BAföG-Förde-
rung seid ihr − genauso wie bei Sozial-
leistungen − verpflichtet, alle relevanten 
Tatsachen anzugeben und die verlangten 
Nachweise zu erbringen. Kommt ihr dieser 
Mitwirkungspflicht nicht nach, so kann 
das BAföG versagt oder entzogen werden. 
Zu euren Mitwirkungspflichten gehört 
auch, dass ihr Fragen wahrheitsgemäß 
nach bestem Gewissen beantwortet. Das 
BAföG-Amt ist durch den berüchtigten 
Datenabgleich mit dem Bundeszentral-
amt für Steuern (BZSt, früher Bundes-
amt für Finanzen) dazu in der Lage, die 
Höhe eures Vermögens festzustellen. 
Das ist zumindest der Fall, wenn ihr ei-
nen Steuerfreibetrag bei eurer Bank oder 
Sparkasse festgelegt habt. In Zukunft ist 
wohl zu befürchten, dass auch die ange-
gebenen Einkommen überprüft werden, 
etwa durch einen Abgleich der Daten mit 
dem BZSt oder mit den TrägerInnen der 
Rentenversicherung (Deutsche Renten-
versicherung Bund usw.). Es empfiehlt 
sich also nicht, hier falsche Angaben zu 
machen. Fällt euch nachträglich auf, dass 
ihr (aus Versehen oder Unwissenheit) et-
was falsch angegeben habt, so solltet ihr 
dies dem BAföG-Amt so früh wie möglich 
mitteilen. Die zu viel ausgezahlten BAföG-
Leistungen werden dann zwar zurückge-
fordert, aber ihr könnt so um eine even-
tuelle spätere strafrechtliche Verfolgung 
herum kommen.

Wenn sich die im Antrag angegebenen 
Verhältnisse ändern, so müsst ihr dies 
unverzüglich mitteilen, wenn diese Än-
derungen für die Förderungsleistungen 
erheblich sind. Man spricht dann von ei-
ner sogenannten Änderungsanzeige. An-
gezeigt werden müssen sowohl Änderun-
gen, die die Förderungshöhe verringern, 
als auch Änderungen, die sich auf die För-
derungsfähigkeit auswirken. Dazu zählen 
insbesondere:

Euer voraussichtliches Einkommen •	
fällt im Bewilligungszeitraum höher 
aus als im Antrag angegeben.

Eure Miete fällt niedriger aus als er-•	
wartet − etwa nach dem Umzug in eine 
günstigere Wohnung bzw. nach Rück-
zug in die Wohnung eurer Eltern.

Euer Kontostand überschreitet den •	
Vermögensfreibetrag (5200 Euro/ Sin-
gle ohne Kind)).

Ihr leidet unter einer Krankheit, die •	
länger als drei Monate in einem Semes-
ter andauert. In diesem Fall werdet ihr 
gezwungen, ein Urlaubssemester zu 
beantragen. BAföG bekommt ihr in die-
ser Zeit nicht! Dann könnt ihr nur noch 
(unter Umständen) ALG II (siehe dort) 
erhalten.

Exmatrikulation oder Studienfach-•	
wechsel (Fachrichtungswechsel).

Änderungen, die die Förderungshöhe er-
höhen, solltet ihr im eigenen Interesse 
anzeigen. Dazu gehören beispielsweise 
ein voraussichtlich niedriger ausfallen-
des eigenes Einkommen oder eine Erhö-
hung der Miete. Außerdem solltet ihr dem 
BAföG-Amt diese Änderungen möglichst 
bald mitteilen, da Änderungsanzeigen 
zu den eigenen Gunsten maximal für drei 
Monate rückwirkend berücksichtigt wer-
den. Änderungsanzeigen zu den eigenen 
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Ungunsten (also zu Gunsten des Staates) 
sind dagegen über einen deutlich länge-
ren Zeitraum rückwirkend. Das zu viel 
ausgezahlte Geld wird im zweiten Fall 
selbstverständlich zurückgefordert (sie-
he unten).

Anders ausfallende Einkommen eurer 
Eltern bzw. eurer EhepartnerIn müssen 
nicht sofort angezeigt werden, da bei die-
sen normalerweise nur das Einkommen 
des vorletzten Jahres berücksichtigt wird. 
Habt ihr jedoch einen Aktualisierungs-
antrag gestellt, also einen Antrag auf die 
Berücksichtigung des aktuellen Einkom-
mens, so solltet ihr die Änderungen an-
zeigen. 

Weiter ist dem Bundesverwaltungsamt 
(BVA), das später für die Rückzahlung des 
BAföGs (siehe Abschnitt „Bankdarlehen“) 
zuständig ist, immer die aktuelle Adresse 
(bzw. bei einer Änderung des Namens) 
mitzuteilen. Wenn das Amt die neue An-
schrift (bzw. den neuen Namen) ermitteln 
muss, entsteht dadurch eine Gebühr von 
mindestens 25 Euro.

Verletzung der Mitwirkungs-
pflicht 

Kommt ihr euren Mitwirkungspflichten 
– und dazu gehören auch nötig werden-
de Änderungsanzeigen – nicht nach, so 
könnt ihr strafrechtlich belangt werden. 
Im günstigsten Fall stellt dies nur eine 
Ordnungswidrigkeit dar, die bei Nachläs-
sigkeit mit einem Bußgeld von bis zu 1250 
Euro, bei nachgewiesener Vorsätzlichkeit 
mit einem Bußgeld von bis zu 2500 Euro 
bestraft werden kann. Auf jeden Fall aber 
müssen die zu Unrecht erhaltenen Leis-
tungen zurückgezahlt werden und zwar 
sofort und mit Zinsen!

Wer vorsätzlich falsche Angaben gemacht 
hat, um höhere BAföG-Leistungen zu er-
halten, kann bei der Staatsanwaltschaft 
wegen Betrugs angezeigt werden! Das 
hat dann ein Gerichtsverfahren zur Folge. 
Laut Strafgesetzbuch können Betrugsfäl-
le mit dem Ziel, sich oder anderen einen 
Vermögensvorteil zu verschaffen, mit bis 
zu fünf Jahren Haft oder mit Geldstrafe 
bestraft werden. Bei einer Geldstrafe von 
über 90 Tagessätzen (das vermutete Ta-
geseinkommen) gibt es jedoch eine Ein-
tragung ins polizeiliche Führungszeugnis 
und damit seid ihr vorbestraft! Viele Fach-
anwältInnen für Strafrecht versuchen da-
her in aufgeflogenen Fällen, das Strafmaß 
unter besagte 90 Tagessätze zu drücken. 
Aber auch Straftaten unter 90 Tagessät-
zen Geldbuße werden ins Bundeszent-
ralregister eingetragen. Wenn Nachweise 
gefälscht wurden, erfüllt dies zusätzlich 
den Tatbestand der Urkundenfälschung, 
was das Strafmaß weiter erhöht!

Falls ihr vom Datenabgleich (siehe oben) 
betroffen seid oder aus anderem Grunde 
beschuldigt werdet, eine Straftat began-
gen zu haben, solltet ihr zunächst ruhig 
bleiben. Beim Datenabgleich wird das 
BAföG-Amt euer Vermögen schätzen − je 
nach Zinsaufkommen. Erst wenn dieses 
über 100 Euro liegt, wird es aktiv. Als 
Betroffene solltet ihr euch in jedem Fall 
von einem Anwalt (!) beraten lassen. 
Grundsätzliche Informationen zum Da-
tenabgleich erhaltet ihr auf den Seiten 
der Gewerkschaft Erziehung und Wis-
senschaft (GEW) Bayern: http://bafoeg- 
datenabgleich.de/. Pläne der Bundesre-
gierung, den Datenabgleich auch auf euer 
Einkommen zu erweitern, wurden vorerst 
fallen gelassen, sind aber immer noch in 
der Debatte.
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Rückforderungen 

Wenn „unrechtmäßig“ BAföG-Leistungen 
ausgezahlt wurden, kann das BAföG-Amt 
diese unter bestimmten Voraussetzun-
gen zurückfordern. Die Rückforderung 
geschieht dann in Form eines Rückfor-
derungsbescheides, der die betreffenden 
vorhergehenden zu Unrecht ergangenen 
Bescheide aufhebt oder korrigiert und 
die Höhe der daraus resultierenden Rück-
zahlungen mitteilt. Wie bei allen Beschei-
den solltet ihr auch hier genau prüfen, 
ob der Bescheid seine Richtigkeit hat. Zu 
Unrecht ausgezahlte Leistungen können 
nämlich nur dann uneingeschränkt zu-
rückgefordert werden, wenn 

Leistungen aufgrund von vorsätzlich •	
oder grob fahrlässig falsch gemachten 
Angaben (siehe Abschnitt „Beschei-
de“) erbracht wurden,

Änderungen (siehe oben) nicht recht-•	
zeitig mitgeteilt wurden oder

Leistungen unter dem Vorbehalt der •	
Rückzahlung ausgezahlt wurden.

Ansonsten habt ihr mit einem Widerspruch 
gute Aussichten auf Erfolg, wenn ihr „in 
schutzwürdiger Weise“ auf die Richtigkeit 
des Bescheides vertraut habt. Vertrauen 
„in schutzwürdiger Weise“ ist dabei ein 
Rechtsbegriff, der etwa dann vorliegt, 
wenn ihr im Hinblick auf die BAföG-Zah-
lungen eigene Vermögensdispositionen 
getroffen habt. Dazu reicht es nicht aus, 
dass das Geld ausgegeben wurde! Hinzu 
kommt, dass ihr euch ansonsten um ande-
re Einnahmequellen − etwa bei Verwand-
ten oder durch Jobben − bemüht haben 
müsstet oder dass ihr sonst bestimmte 
Ausgaben nicht getätigt hättet. 

Generell darf zwischen dem Erlass eines 
Bescheides und seiner Aufhebung bzw. 

Korrektur nicht beliebig viel Zeit vergan-
gen sein. Bei kleineren Verletzungen der 
Mitwirkungspflicht können Bescheide 
bis zu zwei Jahre nach ihrer Bekanntga-
be zurückgenommen werden. Wenn vor-
sätzlich oder grob fahrlässig falsche oder 
unvollständige Angaben gemacht wur-
den, verlängert sich diese Frist auf zehn 
Jahre. Letzteres gilt auch für Leistungen, 
die unter dem Vorbehalt der Rückzahlung 
gezahlt wurden.

BAföG-Voraussetzungen

Persönliche Voraussetzungen 

Um nach dem BAföG gefördert werden 
zu können, muss man sich in einer soge-
nannten förderungsfähigen Ausbildung 
befinden. Was aber genau bedeutet das? 
Wann ist das der Fall? Wann nicht? Ein Stu-
dium ist prinzipiell eine förderungsfähige 
Ausbildung und wenn man vor Beginn des 
jetzigen Studiums noch nicht studiert hat 
und auch noch keine Lehre angefangen 
oder gar abgeschlossen hat, ist das auch 
erst mal richtig. Andernfalls solltet ihr im 
Folgeabschnitt „förderungsfähige Ausbil-
dung“ nachlesen, ob ihr nicht trotzdem 
noch gefördert werden könnt. Um wirk-
lich BAföG-Leistungen zu erhalten, müs-
sen allerdings noch eine Reihe weiterer 
Voraussetzungen − die persönlichen Vor-
aussetzungen − erfüllt sein.

Die Staatsangehörigkeit 

Grundsätzliche Voraussetzung ist die 
deutsche Staatsangehörigkeit. In einigen 
Fällen könnt ihr allerdings auch als Aus-
länderIn gefördert werden. Einen voll-
ständigen Überblick über die Ausnahmen 
bekommt ihr unter „Ausnahmen von der 
Staatsangehörigkeit“.
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Die Altersgrenze 

Wenn ihr zu Beginn eures Studiums be-
reits das 30. Lebensjahr vollendet habt, so 
könnt ihr leider nur noch in ganz bestimm-
ten Ausnahmefällen (siehe „Ausnahmen 
von der Altersgrenze“) nach dem BAföG 
gefördert werden. Ein Masterstudiengang 
wird bis zum 35. Lebensjahr gefördert.

Die „Eignung“

Letztlich müsst ihr auch noch für das 
gewählte Studienfach „geeignet“ sein. 
Glücklicherweise wird das zunächst ein-
fach erst mal angenommen, solange ihr 
eingeschrieben seid. Zum 5. Semester 
muss diese „Eignung“ jedoch mit einem 
Leistungsnachweis belegt werden. Je 
nach Studienfach muss diese Eignung 
aber auch schon früher nachgewiesen 
werden.

Wenn ihr alle diese Voraussetzungen 
erfüllt, sollte der Förderung nach dem 
BAföG eigentlich nicht mehr viel im Wege 
stehen. Allerdings gibt es noch eine letzte 
weitere Voraussetzung: BAföG-Leistungen 
erhält nur, wer nicht dazu in der Lage ist, 
den Ausbildungsbedarf selbst zu decken. 
Deshalb berechnet das BAföG-Amt abhän-
gig von eurem eigenen Einkommen, dem 
Einkommen eurer Eltern usw. individuell 
die Förderungshöhe (siehe dort). Wenn 
diese mehr als 10 Euro betragen sollte, so 
werdet ihr euch in naher Zukunft zu den 
BAföG-EmpfängerInnen zählen dürfen.

Förderungsfähige Ausbildung

Habt ihr bereits eine Ausbildung oder ein 
Studium (Hochschulausbildung) abgebro-
chen oder euer Studienfach oder die Aus-
bildung gewechselt, so habt ihr dadurch 
unter Umständen bereits euren Anspruch 

auf BAföG verloren, selbst dann, wenn ihr 
für die vorhergehende Ausbildung kein 
BAföG beantragt hattet. Weitere Infor-
mationen dazu findet ihr im Abschnitt 
„Fachrichtungswechsel“.

Nach einer abgeschlossenen Berufsaus-
bildung ist ein Studium nur noch dann 
förderungsfähig, wenn 

die Hochschulzugangsberechtigung •	
erst nach der Ausbildung erworben 
wurde, beispielsweise durch Nachho-
len des Abiturs an einem Abendgymna-
sium (zweiter Bildungsweg) oder durch 
die Ausbildung eine fachgebundene 
Hochschulreife erworben wurde oder

die Ausbildung weniger als 3 Jahre •	
dauerte.

Nach einem abgeschlossenen Studium ist 
ein weiteres Studium förderungsfähig, 
wenn das weitere Studium ein mindes-
tens einjähriger Masterstudiengang ist, 
der auf dem vorher studierten Bachelor-
studiengang aufbaut. Das bedeutet also, 
dass konsekutive und nicht-konsekutive 
Masterstudiengänge im Allgemeinen för-
derungsfähig sind, weiterbildende Master 
jedoch nicht. Unberücksichtigt bleibt da-
bei, ob der Bachelor im Ausland erworben 
wurde. Zumindest die Bachelor-Abschlüs-
se der meisten europäischen Länder (Bo-
logna-Raum) sind anerkannt. Zwischen 
Erwerb des Bachelor-Abschlusses und der 
Aufnahme des Masters kann eine nicht 
näher bestimmte Zeit der Erwerbstätig-
keit liegen. Ihr solltet dann allerdings auf 
das Einhalten der Altersgrenze achten. Ein 
Masterstudiengang ist allerdings nicht 
förderungsfähig, wenn ihr neben dem 
Bachelor noch einen weiteren Abschluss 
erworben habt.
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Eine weitere Möglichkeit zur Förderung 
besteht, wenn das weitere Studium das 
bisherige Studium ergänzt und für den 
angestrebten Beruf rechtlich erforderlich 
(!) ist. Verbesserte Berufsaussichten al-
lein sind dagegen kein Grund.

Wenn durch das bisherige Studium an ei-
ner nicht-universitären Hochschule der 
Zugang zur Universität erworben wurde 
und jetzt ein Universitätsstudium in der 
selben oder einer sehr ähnlichen Fach-
richtung angestrebt wird kann dies för-
derungsfähig sein. Der typische Fall ist: 
Fachhochschulreife (aber kein Abitur), 
Fachhochschulstudium abgeschlossen 
und damit Zugang zur Universität erhal-
ten. Ein nachfolgendes Universitätsstu-
dium in derselben Fachrichtung ist dann 
förderungsfähig. Das weitere Studium 
muss aber in unmittelbarem Anschluss 
an das letzte Studium aufgenommen wer-
den.

Außerdem gibt es noch eine Härtefallre-
gelung, unter der ein Studium gefördert 
werden kann, wenn die besonderen Um-
stände des Einzelfalls (insbesondere des 
angestrebten Ausbildungsziels) dies er-
fordern. Dies wird aber nur in sehr weni-
gen Fällen gewährt.

Ausnahmen von der 
Altersgrenze 

Unter folgenden Umständen kann das 
BAföG-Amt Ausnahmen von der Alters-
grenze machen. Dies unterliegt jedoch 
immer einer Überprüfung im Einzelfall:

Ihr wart aus persönlichen oder fami-•	
liären Gründen daran gehindert, euer 
Studium zu einem früheren Zeitpunkt 
aufzunehmen. Das ist beispielsweise 
bei längerer Krankheit, Behinderung, 
Schwangerschaft oder Kindererzie-

hung (insbesondere von Kindern un-
ter 10 Jahren) der Fall, aber auch bei 
Nichtzulassung zur gewählten Ausbil-
dung im Auswahlverfahren oder dem 
Eingehen einer insgesamt mindestens 
achtjährigen Dienstverpflichtung 
als SoldatIn bei einem Dienstbeginn 
vor Vollendung des 22. Lebensjahres. 
Eine Ausnahme aufgrund persönlicher 
Gründe wird jedoch nur gewährt, wenn 
das Studium nach dem Wegfall der 
Gründe umgehend aufgenommen wird.

Ihr habt die Hochschulzugangsbe-•	
rechtigung gerade erst erworben, bei-
spielsweise durch den Besuch einer 
Abendschule. In diesem Fall muss das 
Studium umgehend nach dem Errei-
chen der Hochschulzugangsberech-
tigung begonnen werden. Oder ihr 
werdet ohne allgemeine Hochschulzu-
gangsberechtigung (z.B. Abitur) auf-
grund beruflicher Qualifikation an der 
Hochschule eingeschrieben.

Ihr seid aufgrund einer einschneiden-•	
den Veränderung eurer persönlichen 
Lebensverhältnisse bedürftig gewor-
den und habt noch keine förderungs-
fähige Ausbildung abgeschlossen. 
Eine einschneidende Veränderung der 
persönlichen Lebensverhältnisse liegt 
etwa bei Scheidung oder Tod des/der 
EhepartnerIn vor. „Bedürftig“ bedeu-
tet hierbei, dass euer Einkommen unter 
dem Sozialhilfesatz (siehe Abschnitt 
„ALG II“) liegt und dass ihr über kein 
einzusetzendes Vermögen verfügt. 
Auch hier gilt, dass ihr euer Studium 
umgehend nach dem Eintritt der Be-
dürftigkeit aufnehmen müsst.

Die Gründe sollten mit geeigneten Unter-
lagen belegt werden können. „Das Stu-
dium umgehend aufnehmen“ bedeutet, 
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dass das Studium zum nächstmöglichen 
Zeitpunkt begonnen werden muss. Das 
bedeutet also, zum nächsten Semester, 
sofern es zu diesem Termin möglich ist. 
Verzögerungen werden nur gebilligt, 
wenn sie nicht selbst verschuldet sind.

Ausnahmen von der Staatsan-
gehörigkeit

In den folgenden Fällen werden auch 
Studierende ohne deutsche Staatsbürger-
schaft gefördert. Diese Kriterien könnt 
ihr auch im BAföG Gesetzt unter § 8 nach-
lesen:

Alle, die ein Recht auf Daueraufenthalt •	
im Sinne des Freizügigkeitsgesetzes/
EU besitzen, sowie denjenigen, die eine 
Niederlassungserlaubnis oder eine Er-
laubnis zum Daueraufenthalt-EG nach 
dem Aufenthaltsgesetz besitzen.

Ein Elternteil oder der/die Ehepartner-•	
In deutsch im Sinne des Grundgesetz  
ist und ihr euren ständigen Wohnsitz 
im Inland habt.

Ihr seid Abkömmling von Flüchtlingen •	
oder Vertriebenen „deutscher Volkszu-
gehörigkeit“ nach dem Bundesvertrie-
benen- und Flüchtlingsgesetz (BVFG) 
ist. 

Ihr habt euren gewöhnlichen Aufent-•	
halt im Inland und seid asylberechtigt 
(oder wenn Abschiebungsschutz be-
steht). Das gilt auch für anerkannte 
Flüchtlinge nach UN-Konventionen. 
Als Nachweis dient der entsprechende 
Eintrag der Ausländerbehörde im Pass 
oder Passersatz. 

Ihr seid StaatsangehörigeR eines EU-•	
Mitgliedstaates. Wenn ihr dann in 
Deutschland vor Beginn der Ausbil-
dung in einem Beschäftigungsverhält-
nis gestanden habt, das mindestens 

6 Monate gedauert hat und euren Le-
bensunterhalt sichert, könnt ihr geför-
dert werden. Zwischen der ausgeübten 
Tätigkeit im Beschäftigungsverhältnis 
und dem gewählten Studiengang muss 
im Regelfall ein inhaltlicher Zusam-
menhang bestehen. Weiter darf das 
Beschäftigungsverhältnis nicht allein 
in der Absicht aufgenommen worden 
sein, im Anschluss daran im Studium 
gefördert zu werden.

Ihr wart vor Beginn des Studiums fünf •	
Jahre lang rechtmäßig in Deutsch-
land erwerbstätig war und habt euren 
Lebensunterhalt während dieser Zeit 
selbstständig bestritten. Der Zeitraum 
von fünf Jahren muss nicht zusammen-
hängend gewesen sein. Die Erwerbstä-
tigkeit muss mit Arbeitserlaubnis und 
Bescheinigung des Arbeitgebers nach-
gewiesen werden, bzw. durch eine Be-
scheinigung des Ordnungsamtes oder 
der berufsständischen Vertretung, 
wenn selbständige Erwerbstätigkeit 
vorlag.

Zumindest ein Elternteil war innerhalb •	
der letzten sechs Jahre mindestens 
drei Jahre lang rechtmäßig in Deutsch-
land erwerbstätig (siehe oben). Zu den 
Zeiten der Erwerbsmäßigkeit werden 
Zeiten hinzugezählt, in denen ein un-
verschuldeter die Erwerbstätigkeit hin-
dernder Grund bestand. Dazu gehören 
etwa krankheitsbedingte Arbeitsunfä-
higkeit, Mutterschaftsurlaub oder das 
Erreichen des Rentenalters. Insgesamt 
muss jedoch für mindestens sechs Mo-
nate eine tatsächliche Erwerbsmäßig-
keit bestanden haben.
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BAföG-Vorleistung

Falls das BAföG-Amt den Antrag nicht 
schnell genug bearbeitet, kann man un-
ter Umständen „Vorleistung“ beantragen. 
Darunter versteht man den Erhalt von 
BAföG-Leistungen noch bevor alle zur 
Entscheidung über den Antrag erforder-
lichen Feststellungen getroffenen werden 
konnten. Gewährt wird diese Förderungs-
art beim 

Erstantrag für das derzeitige Studi-•	
um (auch nach einem Fachrichtungs-
wechsel), wenn der Bescheid nicht 
innerhalb von sechs Wochen, nachdem 
der Antrag dem BAföG-Amt vollstän-
dig vorlag, eingetroffen ist oder wenn 
nach zehn Wochen noch kein Geld aus-
gezahlt wurde. Die Förderung ist beim 
Erstantrag auf 360 Euro und auf vier 
Monate beschränkt.

beim Folgeantrag, wenn dieser dem •	
BAföG-Amt mindestens zwei Monate 
vor Ende des Bewilligungszeitraumes 
(also in der Regel bis Ende Juli) voll-
ständig vorlag.

Die Vorleistung beantragt ihr formlos, aber 
am besten schriftlich, indem ihr einen 
Zettel mit dem Text „Hiermit beantrage 
ich Vorleistung gemäß BAföG § 51, Absatz 
2“, versehen mit der Förderungsnummer 
(falls euch schon eine vorliegen sollte) 
sowie mit Datum und Unterschrift beim 
BAföG-Amt abgebt. Vorleistung wird nur 
unter dem Vorbehalt der Rückforderung 
gewährt. Sollte sich also nachträglich he-
rausstellen, dass das Geld zu Unrecht aus-
gezahlt wurde (etwa, weil man gar nicht 
nach dem BAföG gefördert werden kann), 
so muss das erhaltene Geld zurückgezahlt 
werden!

BAföG: Elternunabhängige 
Förderung

In der Regel ist die Höhe der Förderungs-
leistungen abhängig vom Einkommen 
der Eltern. Man spricht dann von eltern-
abhängiger Förderung. Es gibt allerdings 
ein paar Ausnahmefälle, in denen unab-
hängig vom Einkommen der Eltern, also 
elternunabhängig, gefördert wird:

wenn der Aufenthaltsort der Eltern un-•	
bekannt ist und nicht ermittelt werden 
kann.

wenn die im Ausland lebenden Eltern •	
rechtlich oder tatsächlich daran ge-
hindert sind, Unterhalt für das Stu-
dium in Deutschland zu zahlen. (Das 
ist beispielsweise dann der Fall, wenn 
Devisenbestimmungen des derzeitigen 
Aufenthaltslandes der Eltern es nicht 
gestatten, Geld nach Deutschland zu 
transferieren.)

wenn ihr zu Beginn des Studiums be-•	
reits 30 Jahre alt wart (siehe Abschnitt 
„Ausnahmen für die Altersgrenze“).

wenn ihr nach Vollendung des 18ten •	
Lebensjahres und vor Beginn des Studi-
ums mindestens fünf Jahre erwerbstä-
tig wart (und euch während dieser Zeit 
selbstständig finanzieren konntet).

wenn ihr nach einer mindestens drei-•	
jährigen Berufsausbildung mindestens 
drei Jahre erwerbstätig wart (und euch 
in dieser Zeit selbstständig finanzieren 
konntet).

Der Begriff „selbständig finanzieren“ ist 
dabei kein unbestimmter Begriff, son-
dern bedeutet hier, dass ihr in den Jahren 
eurer Erwerbstätigkeit in der Lage wart, 
euch aus eurem Verdienst selbst zu un-
terhalten. Zu der Zeit, während der ihr 
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erwerbstätig wart, werden Zeiten hinzu-
gerechnet, in denen ihr

Berufsausbildung, Wehrdienst, Zivil-•	
dienst oder ein freiwilliges soziales 
oder ökologisches Jahr abgeleistet 
wurde

Arbeitslosengeld (I) erhalten habt•	

Krankengeld bezogen habt•	

erwerbsunfähig wart•	

an einer Umschulung oder Fortbildung •	
teilgenommen habt

Erziehungsurlaub oder ein Kleinkind •	
zu versorgen hattet.

Es gibt keine speziellen Anträge auf el-
ternunabhängige Förderung. Das BAföG-
Amt stellt aufgrund eures beruflichen 
Werdegangs (Anlage zu Formblatt 1) 
selbstständig fest, ob ihr elternabhängig 
oder -unabhängig gefördert werdet. Ein 
Sonderfall besteht, falls eure Eltern die 
Zahlung verweigern. In diesem Fall könnt 
ihr sogenannte Vorausleistungen (siehe 
Abschnitt „Wenn die Eltern nicht zahlen“) 
beantragen.

BAföG: Förderungs- 
höchstdauer

Die Förderungshöchstdauer ist die maxi-
male Zeit (gezählt in Semestern), für die 
man nach dem BAföG gefördert werden 
kann. Im Normalfall entspricht die För-
derungshöchstdauer der Regelstudien-
zeit des Studienfachs. Habt ihr allerdings 
schon mal den Studiengang gewechselt, 
so wird die Förderungshöchstdauer (=Re-
gelstudienzeit) des neuen Studienfachs 
um die Anzahl Semester verringert, die 
ihr im vorhergehenden Studium verbracht 
habt (es sei denn das Studienfach wurde 
aus unabweisbarem Grund gewechselt, 
siehe Abschnitt Fachrichtungswechsel). 

Das gilt auch, wenn ihr vom Diplom auf 
Bachelor/Master wechselt. 

Zu beachten ist weiterhin, dass die För-
derungshöchstdauer immer vom ersten 
Semester an gezählt wird, auch wenn die 
Förderung nach dem BAföG erst später be-
antragt wurde. Stellt ihr also beispielswei-
se erst im 5. Semester einen BAföG-Antrag 
für euer Studium mit einer Regelstudien-
zeit von neun Semestern, so könnt ihr nur 
noch vier Semester gefördert werden. Wer 
die Förderung nach dem BAföG also nicht 
gleich im ersten Semester beantragt, hat 
die BAföG-Leistungen für die ersten Se-
mester „verschenkt“.

Verlängerung der 
Förderungshöchstdauer

Die Förderungshöchstdauer kann für eine 
„angemessene Zeit“ verlängert werden, 
wenn einer der folgen Gründe vorliegt:

Krankheit oder Behinderung. Die •	
Krankheit oder Behinderung muss ur-
sächlich für die Verzögerung sein und 
durch ein ärztliches Gutachten belegt 
werden können.

Schwangerschaft oder Pflege und Er-•	
ziehung eines Kindes unter zehn Jah-
ren. Die Verzögerung durch Kinder-
erziehung kann auf beide Elternteile 
verteilt werden, wobei allerdings eine 
Erklärung der Elternteile vorliegen 
muss, wie die Kinderbetreuung zwi-
schen ihnen aufgeteilt wurde.

Mitwirkung in Hochschulgremien. In •	
den letzten zwei Semestern der Förde-
rungshöchstdauer sollte keine Gremi-
entätigkeit vorgelegen haben. Ansons-
ten wird argumentiert, dass ihr euch 
nicht ordnungsgemäß eurem Studium 
gewidmet hättet.
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Unterbrechung des Studiums wegen •	
Wehr- oder Zivildienst.

Auslandsaufenthalt oder Auslands-•	
praktikum bis zu zwei Semestern (sie-
he Förderung im Ausland).

Erstmaliges Nichtbestehen einer Zwi-•	
schenprüfung oder Abschlussprüfung. 
In Karlsruhe ist es so gut wie unmög-
lich, aus diesem Grund eine Verlänge-
rung zu erwirken.

Die Verlängerung der Förderungshöchst-
dauer wird nur genehmigt, wenn das 
Studium innerhalb der verlängerten För-
derungszeit abgeschlossen werden kann. 
Ansonsten wird argumentiert, ihr hättet 
euch nicht ordnungsgemäß eurem Studi-
um gewidmet und es gibt keine Verlänge-
rung.

Außerdem sollte beachtet werden, dass 
ihr, wenn ihr aus einem der obigen Gründe 
in einem Semester länger als drei Monate 
am Studium gehindert wart, in diesem 
Semester nicht hauptsächlich studiert 
habt, sondern hauptsächlich „anderwei-
tig beschäftigt“ wart und somit während 
dieser Zeit keinen Anspruch auf BAföG 
besessen hättet. Für dieses Semester er-
haltene BAföG-Leistung muss dann mit 
hoher Wahrscheinlichkeit zurückgezahlt 
werden. Anträge auf Verlängerung der 
Förderungshöchstdauer um mehr als zwei 
Semester haben normalerweise wenig 
Aussicht auf Erfolg, es sei denn, der Grund 
für die Verzögerung ist Kindererziehung.

Gründe, die vor der Erbringung des Leis-
tungsnachweises (in der Regel Vordiplom) 
vorlagen, werden nur anerkannt, wenn 
auch eine verspätete Erbringung des 
Leistungsnachweises geltend gemacht 
wurde. Bei pünktlicher Erbringung des 
Leistungsnachweises wird dagegen argu-

mentiert, dass die Gründe ja offensicht-
lich keine Verzögerung herbeiführten und 
der Grund wird abgewiesen.

BAföG-Förderungshöhe

Die Förderungshöhe steht bezeichnend 
für die Summe, mit der ihr monatlich ge-
fördert werdet. Sie wird individuell fest-
gestellt und ist abhängig von eurem eige-
nen Bedarf, dem eigenen Einkommen und 
Vermögen, vom Einkommen eurer Eltern 
und − wenn ihr verheiratet sein solltet − 
des/der EhepartnerIn. Die Föderungshö-
he errechnet sich dann durch Abziehen 
von anzurechnendem Vermögen und Ein-
kommen vom Bedarfssatz. 

Dabei steht „anzurechnend“ für die je-
weils nach dem BAföG anzurechnenden 
Beträge, die in den folgenden Abschnit-
ten behandelt werden. Beträgt die so 
errechnete Förderungshöhe mehr als 10 
Euro und sind alle anderen Voraussetzun-
gen erfüllt, so gibt es nichts mehr, was 
dem Empfang von BAföG-Leistungen im 
Wege steht. Alle hier angegebenen Zahlen 
gelten seit 1. Oktober 2010.
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Der Krankenkassen- sowie Pflegeversi-
cherungsbeitrag steht euch aber nur zu, 
wenn ihr selber beitragspflichtig gesetz-
lich oder privat versichert ist. Seid ihr da-
gegen im Rahmen einer Familienversiche-
rung mitversichert, ist das nicht möglich.

Der Wohnbedarf ist dazu gedacht, Miete 
und Nebenkosten zu decken, auch wenn 
er diese Aufgabe in der Praxis nicht im-
mer erfüllt. Wohnt ihr zu Hause bei euren 
Eltern oder in einer Wohnung, die euren 
Eltern gehört, so wird der Wohnbedarf auf 
49 Euro festgesetzt. Dieser Sachverhalt 
kann nicht durch Abschluss eines Miet-
vertrags mit euren Eltern geändert wer-
den! Deshalb solltet ihr beim Anmieten 
einer Wohnung auch euren eigene Name 
im Mietvertrag eintragen.

Neu ab 2008 ist der Kinderbetreuungszu-
schlag für Kinder unter 10 Jahren. Für euer 
erstes Kind erhöht sich euer monatlicher 
Bedarfssatz um 113 Euro, für jedes wei-
tere Kind um 85 Euro. Der Zuschlag kann 
allerdings nur von einem Elternteil in An-
spruch genommen werden. Erhaltet ihr 
beide Leistungen nach dem BAföG, müsst 
ihr vorher vereinbaren, wer ihn anmeldet. 

Der Kinderbetreuungszuschlag wird in 
voller Höhe als Zuschuss geleistet.

Eigenes Vermögen 

Besitzt ihr Vermögen − sei es in Form von 
Geld, Immobilien, Wertpapieren oder an-
deren Vermögenswerten, so ist dieses 
bis auf einen Freibetrag für das Studium 
einzusetzen. Forderungen (andere haben 
Schulden bei euch) werden ebenfalls zum 
Vermögen hinzu gerechnet. Das gilt ins-
besondere, wenn das Vermögen an dritte 
Personen (beispielsweise Eltern und Ver-
wandte) übertragen worden sein sollte, es 
sei denn, dies geschah in ausreichender 
zeitlicher Distanz zur Aufnahme des Stu-
diums, also früh genug davor. Nicht zum 
Vermögen gehören Haushaltsgegenstän-
de (Spülmaschine, Computer, Fernseher), 
das Mobiliar, Renten, Versorgungsbezüge, 
sowie Gegenstände, die aus rechtlichen 
Gründen nicht verwertet werden können.

Wenn das eigene Vermögen den Freibetrag 
von 5.200 Euro übersteigt, so wird ange-
nommen, dass ihr den übersteigenden 
Betrag innerhalb des Bewillungszeitraums 
(in der Regel 12 Monate) aufbraucht, 
um daraus euer Studium zu finanzieren. 

Unter dem „Bedarf“ versteht das BAföG einen festen Satz, der als monatliche studen-
tische Lebenshaltungskosten angenommen werden. Er setzt sich ab 1. Oktober 2010 
folgendermaßen zusammen:

Grundbedarf:	  			   373,00 Euro��

Wohnbedarf++

bei Eltern wohnend:	  		  49,00 Euro     •	

selbst angemietete Wohnung: 		 bis zu 224,00 Euro (siehe unten)•	

plus Krankenkassenbeitrag:		  62,00 Euro++

plus Pflegeversicherungsbeitrag: 	 11,00 Euro++

plus Auslandszuschlag: 			  (siehe Auslandsbafög)     ++

Der Bedarfssatz
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Das heißt, das monatlich anzurechnen-
de Vermögen berechnet sich als 1/12 der 
Differenz von Vermögen und Freibetrag. 
Seid ihr also vermögend genug, so kann 
es passieren, dass ihr erst mal kein BAföG 
bekommt, bis das Vermögen zumindest 
zum Teil aufgebraucht ist. Für verheirate-
te BAföG-AntragsstellerInnen erhöht sich 
der Freibetrag um 1800 Euro. Für jedes 
eigene Kind wird der Freibetrag nochmals 
um 1800 Euro erhöht.

Wenn euer „Vermögen“ knapp über dem 
Freibetrag liegt, empfiehlt es sich, für 
das Studium benötigte Anschaffungen, 
wie einen Computer oder eben Möbel, vor 
Antragstellung zu tätigen, um unter die-
sen Betrag zu kommen. Die zugehörigen 
Einkaufsbelege sollten aufbewahrt wer-
den, um notfalls nachweisen zu können, 
was mit dem Geld geschehen ist. Übertra-
gungen des Vermögens an dritte Personen 
sind rechtlich nicht zulässig. Ebenfalls 
ist es nicht sehr ratsam, das BAföG-Amt 
bezüglich des eigenen Vermögens zu be-
lügen, da das BAföG-Amt seine Daten seit 
einiger Zeit mit dem Bundesamt für Fi-
nanzen abgleicht; die sogenannte BAföG-
Rasterfahndung ist im Gange. Falls man 
auffliegt, droht nicht nur die Rückzah-
lung der „zu Unrecht“ erhaltenen Leistun-
gen, sondern unter Umständen auch eine 
Ordnungsstrafe in Höhe von bis zu 2500 
Euro oder sogar eine Strafanzeige wegen 
Kreditbetrugs.

Einkommen 

Da das BAföG unter „Einkommen“ die 
Summe der positiven Einkünfte im Sinne 
des Einkommenssteuergesetzes versteht, 
unternehmen wir hier zunächst einen 
kleinen Ausflug ins Einkommenssteuer-
gesetz.

Einkommen im Sinne des EStG 

Das jährliche Einkommen nach dem Ein-
kommensteuergesetz (EStG) ist die Sum-
me der positiven Einkünfte der einzelnen 
Einkunftsarten: 

Einkünfte aus Land- & Forstwirtschaft•	

Einkünfte aus Gewerbe•	

Einkünfte aus selbstständiger Arbeit•	

Einkünfte aus nichtselbstständiger •	
(abhängiger) Arbeit

Einkünfte aus Kapitalvermögen•	

Einkünfte aus Vermietung und Ver-•	
pachtung

sonstige Einkünfte des § 22 EStG (sie-•	
he Anhang)

Das „positiv“ in der „Summe der positiven 
Einkünfte“ bedeutet, dass die Einkunfts-
arten, in denen Verluste (Einnahmen ge-
ringer als die Ausgaben), also negative 
Einkünfte erwirtschaftet wurden, nicht 
in dieser Summe auftauchen. Verluste 
einer Einkunftsart dürfen dabei nicht 
ohne Weiteres mit Gewinnen einer ande-
rer Einkunftsart verrechnet werden. Bei 
Einkünften aus selbstständiger Arbeit, 
Einkünften aus Land- und Forstwirtschaft 
und Einkünften aus dem Gewerbebetrieb 
gilt der Gewinn der jeweiligen Einkunfts-
art als positive Einkunft, bei anderen 
Einkunftsarten der Überschuss der Ein-
nahmen über die Werbungskosten. Die 
Werbekosten werden dabei pauschal ab-
gezogen, es sein denn, man kann höhere 
Werbekosten nachweisen. 

Werbekosten-Pauschalbeträge: 
für Einkünfte aus nichtselbstständiger •	
(§ 9a EStG)

für sonstige Einkünfte (EStG § 22 Nr. •	
1,1a,5)
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Es gibt auch noch weitere Freibeträge. 
Da sich diese öfter ändern, am besten im 
BAföG selber nach lesen.

So viel zu den wichtigsten Regelungen. 
Weitere Regelungen, Freibeträge und 
Ausnahmen können im Einkommensteu-
ergesetz nachgelesen werden.

Eigenes Einkommen 

Beim eigenen Einkommen ist das voraus-
sichtlich im Bewilligungszeitraum (nor-
malerweise Monat der Antragstellung bis 
zum Kalendermonat des Folgejahres) er-
wirtschaftete Einkommen im Sinne des 
Einkommensteuergesetzes ausschlagge-
bend. Keine Sorge: Unterhaltszahlungen 
eurer Eltern und Kindergeld zählen nicht 
dazu! Das Monatseinkommen errechnet 
sich nun indem man das gesamte voraus-
sichtliche Einkommen im Bewilligungs-
zeitraum durch die Anzahl der Kalen-
dermonate des Bewilligungszeitraumes 
(normalerweise zwölf) teilt. Es ist also 
auch möglich, das Einkommen in nur drei 
Monaten vorlesungsfreier Zeit zu verdie-
nen und auf zwölf Monate zu verrechnen.

Wer einfach nur wissen wollte, wie viel man 
zum BAföG hinzuverdienen darf, ohne 
dass sich die Förderungshöhe verringert, 
wird gleich hiermit bedient: Wenn ihr als 
ArbeitnehmerIn unter 400 Euro brutto im 
Monat bleibt, ändert sich die Förderungs-
höhe nicht. Verdient ihr hingegen mehr, 
so mindert sich die Förderungshöhe um 
das anzurechnende eigene Einkommen, 
das sich folgendermaßen ergibt:

Einkommen (Monatseinkommen brut-��
to)

Sozialpauschale 21,3% des Einkom-++
mens (höchstens 1008,33 Euro)

Werbungskostenpauschale (min-++
destens 1/12 des jährlichen Arbeit-
nehmerpauschalbetrags von 920,00 
Euro)

tatsächlich geleistete Steuern (ein-++
schließlich Einkommen-/Kirchen-
steuerpauschale)

Wenn ihr also beispielsweise 4.000 Euro 
pro Monat verdient, werden davon die 
Werbungskosten abgezogen, also 76,67 
Euro. Zudem werden dann 21,3%, also 
525 Euro Sozialpauschale abgezogen. Das 
heißt nun, ihr bekommt 2.826,62 Euro 
weniger BAföG. Wenn das anzurechnende 
eigene Einkommen unter Null liegt, wird 
es auf Null gesetzt.

Das BAföG-Amt verlässt sich bei der Er-
mittlung des Einkommens auf eure Anga-
ben. Allerdings wird schon darüber nach-
gedacht, die Einkommen in Zukunft zu 
überprüfen, ähnlich wie das hinsichtlich 
des Vermögens bereits geschieht. Es emp-
fiehlt sich also nicht, hier etwas Falsches 
anzugeben, denn wenn ihr auffliegt, 
droht neben der Rückzahlung unter Um-
ständen auch eine Ordnungsstrafe von 
bis zu 2500 Euro bzw. eine Strafanzeige 
wegen Kreditbetrug. Auch wenn sich das 
eigene Einkommen im Verlauf des Bewil-
ligungszeitraumes erhöht, müsst ihr dies 
dem BAföG-Amt mitteilen.

Wenn ihr verheiratet seid, erhöht sich der 
Freibetrag für euer eigenes Einkommen 
um 535 Euro abzüglich des Einkommens 
des/der EhepartnerIn. Dabei sind vom 
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Einkommen eures Ehepartners/ eurer 
Ehepartnerin jedoch 138 Euro anrech-
nungsfrei. Verdient der/die EhepartnerIn 
also beispielsweise 260 Euro, so steht euch 
ein Freibetrag von 255+(535-(260-138)) = 
758 Euro zu. Voraussetzung für diese Er-
höhung des Freibetrags ist jedoch, dass 
euer/eure EhepartnerIn sich nicht in ei-
ner Ausbildung befindet, die nach dem 
BAföG oder dem Sozialgesetzbuch (SGB 
III) gefördert werden kann. Verdient 
euer/eure EhepartnerIn über 520 Euro, so 
beträgt euer eigener Freibetrag 255 Euro 
und die Sache hat sich sowieso erledigt. 
Weiter erhöht sich der Freibetrag um 485 
Euro pro Kind, wenn dieses sich nicht in 
einer Ausbildung befindet, die nach dem 
BAföG gefördert werden kann. Die Frei-
beträge für die einzelnen Kinder werden 
jeweils um deren Einkommen gemindert, 
wobei jedoch auch bei den Kindern je-
weils 138 Euro anrechnungsfrei sind. 

Ausbildungshilfen und gleichartige Leis-
tungen (z. B. Stipendien) aus öffentli-
chen Mitteln werden ab 300 Euro auf den 
Bedarf angerechnet. Alles unter 300 Euro 
bleibt anrechnungsfrei. Das heißt, der 
Bedarfssatz wird um die Höhe der Aus-
bildungshilfe gemindert. Das gilt auch, 
wenn die Ausbildungshilfe nicht direkt 
vom Staat, sondern über eine Förderungs-
einrichtung bezogen wird, die hierfür 
öffentliche Mittel erhält oder wenn man 
Ausbildungsförderungsleistungen eines 
ausländischen Staates bezieht. Auch Aus-
bildungsvergütung, wie beispielsweise 
PraktikantInnenvergütungen, werden 
voll auf den Bedarf angerechnet.

Von Waisenrenten und Waisengeld bleiben 
monatlich 170 Euro anrechnungsfrei. Der 
Rest (der Betrag um den die Rente oder 
das Geld die 170 Euro übersteigt), wird 

voll auf den Bedarf angerechnet. Im Mas-
ter sind nur noch 125 Euro anrechnungs-
frei.

Einkommen der Eltern

Unter dem Einkommen der Eltern versteht 
das BAföG zunächst die Summe der posi-
tiven Einkünfte im Sinne des Einkommen-
steuergesetzes (siehe oben) des vorletz-
ten (!) Kalenderjahres vor Stellung des 
BAföG-Antrages. Hört sich kompliziert an, 
bedeutet in der Regel aber lediglich, dass 
das Einkommen eurer Eltern aus deren 
Einkommensteuerbescheid des vorletzten 
Jahres entnommen wird. Außerdem ist 
lediglich das Einkommen der leiblichen 
(beziehungsweise Adoptiv-) Eltern rele-
vant, eventuell neu angeheiratete Ehe-
partnerInnen bleiben außer Betracht. 

Das Einkommen eurer Eltern muss in die 
Einkünfte der Mutter und die Einkünfte 
des Vaters aufgeschlüsselt werden, sofern 
sich dies nicht bereits aus dem Steuer-
bescheid ergibt. Insbesondere dürfen 
Verluste von einzelnen EhepartnerInnen 
dabei nicht mit Gewinnen der anderen 
ausgeglichen werden, wie es im Steuer-
recht der Fall ist. Mit diesen getrennten 
Einkommen wird nun das Einkommen im 
Sinne des BAföG getrennt berechnet.

Einkommen im Sinne des BAföG 

Das Einkommen im Sinne des BAföG be-
rechnet sich aus dem Einkommen im Sin-
ne des EStG

Einkommen im Sinne des EStG��

tatsächlich gezahlte Einkommen- --
und Kirchensteuer

Sozialpauschale--
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Dabei beträgt die Sozialpauschale 

für rentenversicherungspflichtige Ar-•	
beitnehmerInnen und Auszubildende 
21,3 % des Einkommens, höchstens 
jedoch 12.100 Euro im Jahr.

für nicht-rentenversicherungspflichti-•	
ge ArbeitnehmerInnen und für Perso-
nen im Ruhestandsalter, die Anspruch 
auf Alterssicherung aus früheren Be-
schäftigungen oder Tätigkeiten haben, 
14,4 % des Einkommens, höchstens je-
doch 6.300 Euro im Jahr.

für NichtarbeitnehmerInnen (Selbst-•	
ständige) und auf Antrag von der Ver-
sicherungspflicht befreite oder wegen 
geringfügiger Beschäftigung versiche-
rungsfreie ArbeitnehmerInnen 37,3 % 
des Einkommens, höchstens jedoch 
20.900 Euro im Jahr.

für Nichterwerbstätige 14,4 % des •	
Einkommens, höchstens jedoch 6.300 
Euro.

Wenn mehrere der obigen Punkte auf ei-
nen Elternteil zutreffend sind, weil bei-
spielsweise mehreren Tätigkeiten bzw. Be-
schäftigungen nachgegangen wird, so ist 
der erste zutreffende Punkt ausschlagge-
bend. Ist euer Vater beispielsweise selbst-
ständig (Punkt 3), aber auch rentenversi-
cherungspflichtiger Arbeitnehmer (Punkt 
1), so findet bei ihm Punkt 1 Anwendung, 
nicht aber Punkt 3.

Monatlich anzurechnendes Einkom-
men 

Das monatliche Einkommen ergibt sich, 
indem das Jahreseinkommen im Sinne 
des BAföG (inklusive Jahressonderzah-
lungen usw.) durch zwölf geteilt wird. Das 
anzurechnende monatliche Einkommen 
ergibt sich dann folgendermaßen:

a) Für miteinander verheiratete leibli-
che Eltern (oder Adoptiveltern): 

Vom verbleibenden Einkommen werden 
nochmals 50 % für die Eltern abgezogen 
und 5 % für jedes Kind (bzw. jeden Unter-
haltsberechtigten), für das (bzw. den) ein 
Freibetrag gewährt wurde.

Das, was jetzt noch übrig bleibt, wird 
gleichmäßig auf die Bedarfssätze derje-
nigen Kinder (inklusive euch selbst) auf-
geteilt, die sich in einer nach dem BAföG 
förderungsfähigen Ausbildung befinden, 
oder Anspruch auf Berufsausbildungsbei-
hilfe (nach SGB III, § 59) haben. Ist der 
Bedarfssatz eines der Kinder niedriger als 
das, was es bei gleichmäßiger Aufteilung 
des verbleibenden Einkommens erhalten 
würde, so wird der Differenzbetrag gleich-
mäßig unter dem Rest der Geschwister 
aufgeteilt. Das, was dabei auf euch selbst 
abfällt, ist das anzurechnende monatliche 
Einkommen der Eltern. 

Monatseinkommen der Mutter ��

Monatseinkommen des Vaters++

Freibetrag für die Eltern                                             --
1.605 Euro

Freibetrag für Kinder 485 Euro pro --
Kind *

Freibetrag für sonstige Unterhaltsbe---
rechtigte 485 Euro pro Unterhaltsbe-
rechtigten * 

*) Die Freibeträge werden nur für Kinder 
und Unterhaltsberechtigte gewährt, die 
sich nicht in einer förderungsfähigen 
Ausbildung befinden. Für SchülerInnen 
wird der Freibetrag immer gewährt, es sei 
denn, diese sind ebenfalls BAföG-Emp-
fängerInnen. Außerdem mindern sich 
die Freibeträge für die einzelnen Kinder, 
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die Unterhaltsberechtigten und die neu 
angeheirateten EhepartnerInnen jeweils 
um deren eigenes monatliches Einkom-
men. Von ihrem eigenen Einkommen sind 
aber jeweils 138 Euro anrechnungsfrei, d. 
h. die ersten 138 Euro des jeweiligen Ein-
kommens werden nicht als Einkommen 
gezählt.

b) Für geschiedene oder dauerhaft 
getrennt lebende leibliche Eltern:

Zuerst getrennte Rechnung pro Eltern-
teil: 

Monatseinkommen des Elternteils��

Freibetrag für den Elternteil                         --
1.070 Euro

Freibetrag für neu angeheirateten El---
ternteil 535 Euro *

Freibetrag für Kinder 485 Euro pro --
Kind * 

Freibetrag für sonstige Unterhaltsbe---
rechtigte 485 Euro pro Unterhaltsbe-
rechtigter * 

Gemeinsame Kinder sind dabei gemein-
same Kinder der leiblichen Eltern, also 
Geschwister. Nicht gemeinsame Kinder 
sind nichtgemeinsame Kinder der leib-
lichen Eltern, also Halbgeschwister und 
Stiefgeschwister und so weiter. Vom 
verbleibenden Einkommen werden für 
den jeweiligen Elternteil nochmals 50 % 
abgezogen und 5 % für jedes Kind (bzw. 
jedeN UnterhaltsberechtigteN), für das 
(bzw. den) dem Elternteil ein Freibetrag 
gewährt wurde. Das, was jetzt noch übrig 
bleibt, wird unter den Kindern aufgeteilt, 
die sich in einer förderungsfähigen Aus-
bildung befinden und zwar so, wie in a) 
beschrieben. Daraus ergibt sich das an-

zurechnende Einkommen des jeweiligen 
Elternteils.

Die auf euch selbst abfallende Summe der 
anzurechnenden Einkommen der beiden 
Elternteile ist dann das anzurechnende 
Einkommen der Eltern.

Einkommen des Ehepartners 

Das Einkommen eures Ehepartners/eurer 
Ehepartnerin wird fast genauso berechnet 
wie das Einkommen der Eltern (verheirate-
te Eltern) im vorhergehenden Abschnitt. 
Euer Einkommen wird jedoch nicht mit 
dem Einkommen eures Ehepartners/ eu-
rer Ehepartnerin zusammengerechnet. 
Gibt es nur einen Steuerbescheid, so muss 
das Einkommen aufgeschlüsselt werden. 
Verluste eures Ehepartners/eurer Ehe-
partnerin dürfen dabei nicht mit euren 
Gewinnen verrechnet werden und umge-
kehrt. 

Abweichend vom vorherigen Abschnitt 
wird nur das anzurechnende Einkommen 
berechnet: 

Monatseinkommen des Ehepartners/ ��
der Ehepartnerin

Freibetrag für den/die EhepartnerIn                                  --
1070 Euro

Freibetrag für Kinder 485 Euro pro --
Kind *

Der Rest verhält sich genau so wie oben.

BAföG-Leistungsnachweis

Voraussetzungen für die Förderung nach 
dem BAföG ist, dass ihr für euer Studium 
„geeignet“ seid. Außerdem wird verlangt, 
dass ihr eure Ausbildung umsichtig plant 
und zielstrebig durchführt. Das wird bei-
des zunächst erst mal angenommen, bis 
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sich das Gegenteil herausstellt. Nach dem 
4. Semester wird aber eine Untersuchung 
dieser Tatbestände verlangt und ihr müsst 
den sogenannten Leistungsnachweis er-
bringen. Das gilt sowohl für Diplom- als 
auch Bachelorstudiengänge. Der Leis-
tungsnachweis soll bestätigen, dass ihr 
den für das aktuelle Semester „üblichen 
Leistungsstand“ erreicht habt. 

Das Formular für den Leistungsnachweis 
(Formblatt 5) lasst ihr euch von der Prü-
fungskommission bzw. dem Prüfungsse-
kretariat eurer Fakultät ausstellen. Die 
Anforderungen werden dabei je nach Stu-
diengang unterschiedlich gesetzt. Unter 
Umständen wird dazu ein Notenauszug 
benötigt, den ihr beim Studienbüro be-
kommt. Kann der Leistungsnachweis für 
das aktuelle Semester nicht von der Fa-
kultät bestätigt werden, dann bekommt 
ihr keine BAföG-Leistungen mehr, bis 
ihr das „Defizit“ wieder aufgeholt habt! 
Genauer gesagt müsst ihr in einem spä-
teren Semester einen Leistungsnachweis 
für das aktuelle Semester vorlegen. Um 
diesem vorzubeugen, erkundigt euch am 
besten rechtzeitig bei eurer Fachschaft, 
welche Scheine und Prüfungen für den 
Leistungsnachweis benötigt werden. Bei 
einem Leistungsnachweis in einem spä-
teren Semester werden mehr vorweisbare 
Studienleistungen verlangt als beim Leis-
tungsnachweis nach dem 4. Semester, 
nämlich die Studienleistungen, die für 
das jeweilige Semester „üblich“ sind.

Wenn ihr den Leistungsnachweis nicht am 
Ende des 4. Semesters erbracht habt, weil 
ihr zu diesem Zeitpunkt beispielsweise 
noch gar kein BAföG beantragt hattet, so 
müsst ihr bei einem neuen BAföG-Antrag 
einen Leistungsnachweis für das aktuelle 
Semester vorlegen.

Verzögerte Erbringung des 
Leistungsnachweises 

Unter gewissen Umständen kann man den 
Zeitpunkt, zu dem der Leistungsnachweis 
vorgelegt werden muss, nach hinten hi-
nauszögern. Dabei werden die gleichen 
Gründe anerkannt, wie bei der Verlänge-
rung der Förderungshöchstdauer (sie-
he dort). Beim Leistungsnachweis wird 
normalerweise (anders als bei der Ver-
längerung der Förderungshöchstdauer) 
jedoch höchstens ein Semester Aufschub 
gewährt. Das gilt auch, wenn ihr Kinder-
erziehung als Grund für die Verlängerung 
angebt. Falls ihr den Leistungsnachweis 
dennoch ohne Verzögerung erbringt, 
solltet ihr beachten, dass Gründe der Stu-
dienverzögerung, die zeitlich vor der Er-
bringung lagen, später (für die Verlänge-
rung der Förderungshöchstdauer) nicht 
mehr berücksichtigt werden.

BAföG: 
Fachrichtungswechsel

Einleitung 

Wenn ihr als BAföG-EmpfängerIn vorha-
ben solltet, das Studienfach zu wechseln, 
so müsst ihr diesen Wechsel unter Umstän-
den schriftlich beim BAföG-Amt rechtfer-
tigen. Dabei ist jedoch Vorsicht geboten. 
Denn wenn die Begründung nicht aner-
kannt wird, verliert ihr euren Förderungs-
anspruch und werdet folglich nie wieder 
BAföG-Leistungen erhalten. Die Inhalte 
der Begründung können nachträglich 
kaum mehr geändert, höchstens noch er-
gänzt werden. Deshalb ist es sehr wichtig, 
sich vor dem Schreiben der Begründung 
gut zu informieren. Ob für den bisherigen 
Studiengang BAföG beantragt wurde oder 
nicht, ist dabei irrelevant. Ein Abbruch 
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eines Studiums wird genauso behandelt 
wie ein Fachrichtungswechsel. 

Seit 2004 müssen Fachrichtungswechsel 
in den ersten beiden Semestern im Regel-
fall nicht mehr gerechtfertigt werden. Das 
BAföG-Amt kann im Einzelfall aber trotz-
dem eine Begründung verlangen, was 
insbesondere dann zu geschehen scheint, 
wenn eure bisher erbrachten Prüfungs-
leistungen eher vermuten lassen, dass in 
dieser Zeit faktisch nicht studiert wurde. 

Der Wechsel von einer Fachhochschule 
oder pädagogischen Hochschule an die 
Universität oder umgekehrt stellt einen 
Fachrichtungswechsel dar, selbst wenn 
das Studienfach das gleiche bleibt. Ähn-
lich kann es sich verhalten, wenn ihr von 
Diplom auf Bachelor/Master wechseln 
wollt. Hier solltet ihr euch vorher drin-
gend über die Unterschiede in den Studi-
eninhalten und mögliche Anerkennungen 
informieren. 

Nicht immer bedeutet ein Fachrichtungs-
wechsel für euch auch einen im Sinne 
des BAföG. Stattdessen kann eine soge-
nannte Schwerpunktverlagerung vorlie-
gen, wenn ihr im neuen Studienfach alle 
bisher studierten Semester angerechnet 
bekommt. Wenn ihr also beispielsweise 
(im Vordiplom) von Diplom-Mathematik 
zu Wirtschafts-Mathematik wechselt, ist 
das mit großer Wahrscheinlichkeit eine 
Schwerpunktverlangerung. Inwiefern ein 
Wechsel vom Diplom in den Bachelor als 
Schwerpunktverlagerung zählt, ist leider 
in den meisten Fällen noch offen. Schwer-
punktverlagerungen müssen gegenüber 
dem BAföG-Amt nicht begründet werden 
und können theoretisch zu jedem Zeit-
punkt stattfinden. Es werden bei einem 
Wechsel aber nur die verlorenen Semes-
ter gezählt. Das bedeutet, dass wenn ihr 

z. B. im 5. Fachsemester wechselt und im 
neuen Studiengang ins 3. Semester ein-
gestuft werdet, zählt dies als ob ihr nach 
zwei Semestern gewechselt hättet.

Die Begründung

In der Rechtfertigung des Fachrichtungs-
wechsels solltet ihr die Umstände des 
Wechsels schlüssig und nachvollziehbar 
darlegen. Insbesondere interessieren da-
bei die Gründe, die euch zur Aufgabe des 
bisherigen Studienfachs gebracht haben. 
Weiter solltet ihr beachten, dass die Sach-
bearbeiterInnen im BAföG-Amt das Studi-
enfach nicht notwendigerweise studiert 
haben und deshalb unter Umständen nicht 
wissen, wie das Studium aufgebaut ist 
und mit welchen spezifischen Problemen 
in diesem Studienfach gerechnet werden 
kann. Ihr solltet also davon ausgehen, 
dass die Begründung von Fachfremden 
gelesen wird. Das BAföG erkennt jedoch 
nicht beliebige Gründe an. Es gibt Richt-
linien, nach denen entschieden wird, ob 
dem Antrag stattgegeben wird: 

Der Grund für den Wechsel muss in euch 1.	
selbst liegen und darf einem nicht vor-
her bekannt oder in seiner Bedeutung 
bewusst gewesen sein. Außerdem wer-
den nur „wichtige“ und „unabweisba-
re Gründe“ (siehe unten) anerkannt. 
„Verschlechterte Berufsaussichten“, 
„die Eltern mögen das Studienfach 
nicht“ oder „ich will aber zusammen 
mit meinen Freunden studieren“ sind 
unzureichende Gründe, die abgewie-
sen werden.

Ihr müsst das Studium umsichtig ge-2.	
plant und zielstrebig durchgeführt ha-
ben. Dazu gehört auch, dass ihr euch 
vor Beginn des Studiums ausreichend 
über das zukünftige Studienfach in-
formiert habt und sich zumindest zu 
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diesem Zeitpunkt sicher wart, dieses 
studieren zu wollen.

Sobald ihr erkennt, dass eine Fort-3.	
führung des bisherigen Studiengangs 
untragbar oder aussichtslos wäre, seid 
ihr dazu angehalten, unverzüglich die 
erforderlichen Konsequenzen zu zie-
hen. Dies tut ihr, indem ihr euch ein 
Urlaubssemester nehmt (was in Karls-
ruhe nicht gerade sehr einfach ist), in-
dem ihr euch exmatrikuliert oder aber, 
indem ihr die Fachrichtung wechselt.

Die eigenen Interessen werden bei 4.	
der Entscheidung über den Antrag ge-
gen das öffentliche Interesse an einer 
sparsamen und zielgerichteten Ver-
wendung der Förderungsmittel auf-
gewogen. Es liegt allerdings auch im 
öffentlichen Interesse, dass ihr euch 
der Ausbildung zuwendet, die eurer ei-
genen Neigung und Eignung am besten 
entspricht.

Diese Punkte solltet ihr beim Schreiben 
eurer Begründung berücksichtigen. Wei-
ter solltet ihr darauf achten, nicht den 
Eindruck zu erwecken, ihr hättet eure 
Entscheidung leichtfertig genommen 
oder wolltet nur mal eben aus einer Laune 
heraus das Studienfach wechseln. Außer-
dem sollte die Begründung − unabhängig 
davon, ob nun ein wichtiger oder unab-
weisbarer Grund vorliegt − möglichst auf 
das bisherige Studienfach beschränkt 
sein. Den Eindruck, der Grund könnte 
sich auf die erfolgreiche Absolvierung 
des neuen Studienfachs auswirken, soll-
tet ihr auf jeden Fall vermeiden. Deshalb 
ist es geschickt, zu begründen, warum 
ihr meint, das neue Studienfach trotzdem 
erfolgreich und mit Abschluss beenden zu 
können. Dazu erörtert ihr beispielsweise, 
was das neue Studienfach vom alten un-

terscheidet. Um Punkt zwei gerecht zu 
werden, erklärt ihr, wie ihr zum bisheri-
gen Studienfach gefunden und wie bzw. 
wo ihr euch über den Studiengang bera-
ten lassen habt.

Bei der Begründung solltet ihr aber nicht 
zu sehr an der Wahrheit vorbei reden. Das 
BAföG-Amt kann sich beim Prüfungsamt 
über die bisherigen Leistungen infor-
mieren. Es könnte also auffallen, wenn 
ihr vom 1. bis zum 3. Semesters zwar 
jede Menge Klausuren mitgeschrieben 
hat, aber noch nie eine davon bestanden 
habt und nun zum Ende des 3. Semesters 
die Fachrichtung wechseln möchtet. Da 
könnt ihr leider wohl nur schwer behaup-
ten, dass euch das Studium am Ende des 
3. Semesters plötzlich zu schwierig ge-
worden sei.

Außerdem solltet ihr euch frühzeitig er-
kundigen, welche der im bisherigen Stu-
diengang erbrachten Leistungen auf das 
neue Studienfach angerechnet werden 
können und in welches Semester ihr im 
neuen Studiengang eingestuft werdet. Es 
empfiehlt sich auch, die Begründung für 
den Fachrichtungswechsel in der BAföG-
Beratung des UStA gegenlesen zu lassen. 
Danach solltet ihr sie am besten persön-
lich im BAföG-Amt abgeben, denn die 
BAföG-SachbearbeiterInnen sind dazu 
verpflichtet, AntragsstellerInnen zu ih-
ren Gunsten zu beraten.

Anerkannte Gründe 

Das BAföG unterscheidet prinzipiell zwei 
Kategorien von anerkennbaren Begrün-
dungen, „wichtige“ und „unabweisbare“ 
Gründe.
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Der wichtige Grund

Ein wichtiger Grund liegt vor, wenn es 
euch nicht zugemutet werden kann, eu-
ren bisherigen Studiengang fortzusetzen. 
In der Praxis ist das der Fall, wenn ihr das 
Fach wegen mangelnder Eignung oder 
wegen eines Wandels der Neigung wech-
selt oder bereits gewechselt habt. Unter 
mangelnder Eignung wird dabei meist 
verstanden, dass ihr eurem Studienfach 
„körperlich, geistig oder intellektuell 
nicht gewachsen“ seid, also in irgendei-
ner Hinsicht von diesem überfordert seid. 
Neigungswandel bedeutet, dass ihr im 
Verlaufe des Studiums bemerkt habt, dass 
das gewählte Studienfach nicht euren 
Interessen entspricht. Die Begründung 
sollte dabei deutlich darlegen, dass diese 
Probleme nicht von geringfügiger Natur 
sind und inwiefern das Studium dadurch 
erschwert wird. 

Dagegen sind folgende Beispiele keine 
wichtigen Gründe: 

verschlechterte Berufsaussichten•	

persönliche/familiäre Probleme•	

Wechsel des Studien- oder Wohnortes•	

Studiensituation (z. B. überfüllte Hör-•	
säle, ausgefallene Seminare)

Das BAföG fordert aber auch, dass der 
wichtige Grund für euch nicht zu einem 
früheren Zeitpunkt ersichtlich gewesen 
sein darf, denn als BAföG-EmpfängerIn 
seid ihr dazu verpflichtet, unverzüglich 
die erforderlichen Konsequenzen zu zie-
hen, sprich den Studienwechsel durch-
zuführen. Bis zuletzt darf kein Zweifel 
daran bestanden haben, dass ihr euer 
Ziel, den Abschluss des Studiums, nicht 
mehr erreichen könnt. Außerdem sollte 
sich diese Erkenntnis erst in der letzten 
Zeit ergeben haben, zum Beispiel durch 

eine Vorlesung, die ihr gerade in diesem 
Semester gehört habt. 

Wechselt ihr die Fachrichtung bereits in-
nerhalb der ersten beiden Semester, so 
braucht ihr natürlich nicht zu erläutern, 
warum euch erst jetzt aufgefallen ist, dass 
das aktuelle Studienfach nicht das richti-
ge für euch ist. Doch je höher das Semes-
ter, umso wichtiger wird das. Außerdem 
solltet ihr beachten, dass wichtige Grün-
de nur bis zum Ende des dritten Fachse-
mesters (Semester, die ihr im bisherigen 
Studienfach verbracht habt) anerkannt 
werden. Danach benötigt ihr schon einen 
unabweisbaren Grund.

Der unabweisbare Grund 

Ein unabweisbarer Grund liegt vor, wenn 
euch der Grund gar keine Wahl mehr zwi-
schen einer Fortsetzung des Studiums 
und einem Abbruch oder Wechsel gestat-
tet. Beispielsweise wenn ihr gesundheit-
lich nicht mehr dazu in der Lage seid, eu-
ren bisherigen Studiengang fortzusetzen 
oder den durch das Studium implizierten 
Beruf später nicht ausüben können wer-
det. Anerkannt werden hier sowohl physi-
sche (etwa in Folge eines Unfalls) als auch 
psychische Gebrechen, die euch ersicht-
lich an der erfolgreichen Beendigung des 
bisherigen Studienfachs bzw. an der Aus-
übung des Berufes hindern werden. Diese 
Gebrechen dürfen vorher nicht vorhanden 
(bzw. ihre Auswirkungen auf das Studium 
nicht ersichtlich) gewesen sein und müs-
sen im Falle eines unabweisbaren Grundes 
mit einer ärztlichen Bescheinigung belegt 
werden können! Das endgültige Nichtbe-
stehen einer Zwischen- oder Abschluss-
prüfung stellt keinen unabweisbaren 
Grund dar, wird aber als wichtiger Grund 
(Eignungsmangel) angenommen.
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Semesteraufrechnung 

Stellt das BAföG-Amt fest, dass ein unab-
weisbarer Grund vorliegt, so werdet ihr 
für die Förderungshöchstdauer des neuen 
Studienfachs weitergefördert. Im Falle ei-
nes wichtigen Grundes werden die bisher 
in anderen Studiengängen verbrachten 
Semester jedoch von der Förderungs-
höchstdauer des neuen Studienfachs ab-
gezogen. Für die restlichen Semester der 
Förderungshöchstdauer des neuen Fa-
ches werden BAföG-Leistungen nur noch 
als verzinsliches Bankdarlehen gewährt. 
Deshalb solltet ihr versuchen, von euch 
bereits erbrachte Prüfungsleistungen auf 
das neue Fach anerkennen zu lassen.

BAföG Förderung im Ausland 
Allgemein

Gelegentlich soll der eine oder die andere 
mal auf die Idee kommen, ein paar Semes-
ter des Studiums im Ausland zu verbrin-
gen oder das Studium sogar komplett bis 
zum Abschluss hin im Ausland fortzu-
führen. Macht sich ja schließlich gut im 
Lebenslauf, so ein Auslandsaufenthalt - 
zumindest wird das behauptet. Vielleicht 
will man ja auch nur eben gerade mal ein 
wenig über die eigenen Grenzen hinaus 
blicken, den eigenen Horizont erweitern 
− zum Beispiel mit ein Bisschen mehr Son-
ne am Himmel und einem dazu passenden 
Strand. Wie dem auch sei, auch im Aus-
land könnt ihr nach dem BAföG gefördert 
werden. Da sich der BAföG-Bedarfssatz 
teilweise beträchtlich erhöht, kann sich 
die Beantragung auf Ausbildungsförde-
rung im Ausland sogar für diejenigen loh-
nen, die bisher keine BAföG-Leistungen 
bekamen, weil ihre Eltern zu viel verdien-
ten. Außerdem werden Auslandssemester 
(maximal zwei) bei der Förderungshöchst-
dauer nicht berücksichtigt.

Antrag 

Für die Bearbeitung von Anträgen auf 
Förderung im Ausland sind − abhängig 
vom Aufenthaltsland − gesondert be-
stimmte BAföG-Ämter zuständig (siehe:  
www.bafoeg.bmbf.de/de/441.php). 
Außerdem solltet ihr euren Antrag auf 
Förderung im Ausland frühzeitig stellen, 
mindestens 6 Monate vor dem geplanten 
Auslandsaufenthalt. Weiter ist zu beach-
ten, dass ihr für die Dauer des Auslands-
aufenthaltes gar keine BAföG-Leistungen 
bekommt, wenn der Antrag auf Förderung 
im Ausland abgelehnt wird. Wollt ihr dem 
entgehen oder einfach nur mal überprü-
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fen lassen, ob ihr theoretisch, also ohne 
die Berücksichtigung des Einkommens 
der Eltern bzw. des eigenen Einkommens, 
Anspruch hättet, so könnt ihr einen einen 
Antrag auf Vorabentscheid stellen. Dazu 
sollte ihr mindestens die folgenden Un-
terlagen vorlegen können: 

das ausgefüllte Formblatt 1•	

das ausgefüllte Formblatt 6 (Förderung •	
im Ausland)

den schulischen und beruflichen Wer-•	
degang (Anlage zu Formblatt 1)

den Nachweis über ausreichende •	
Sprachkenntnisse

eine Kopie des letzten BAföG-Bescheids •	
(wenn vorhanden)

Am besten setzt ihr euch vorher aber tele-
fonisch oder schriftlich mit dem zustän-
digen Amt in Verbindung und fragt, wel-
che Unterlagen benötigt werden.

Voraussetzungen

Die folgenden Kriterien gelten unabhän-
gig davon, ob es sich um ein Studium in-
nerhalb der Europäischen Union (oder in 
der Schweiz), einen Studienaufenthalt im 
(außereuropäischen) Ausland oder ein 
Auslandspraktikum handelt:

Staatsangehörigkeit: AusländerInnen, 
die nur deshalb BAföG-berechtigt sind, 
weil sie selbst oder ein Elternteil länger 
in Deutschland erwerbstätig waren (sie-
he Abschnitt „Voraussetzungen“), haben 
nur dann einen Anspruch auf Förderung 
im Ausland, wenn der Auslandsaufenthalt 
zwingend erforderlich, also in der Prü-
fungsordnung vorgeschrieben ist. Aus-
länderInnen, die aus anderen Gründen 
förderungsberechtigt sind, etwa weil sie 
anerkannte Flüchtlinge sind oder weil ein 
Elternteil deutsch ist, haben genauso wie 

Deutsche einen Anspruch auf Förderung 
im Ausland. 

Sprachkenntnisse: Das BAföG-Amt for-
dert, dass ihr die Unterrichtssprache so 
gut beherrscht, dass ihr dem Unterricht 
(den Vorlesungen) folgen könnt. Die 
Landessprache muss zumindest so weit 
beherrscht werden, dass ihr euch in ihr 
verständigen könnt. Dazu weiter unten 
mehr. 

Fachkenntnisse: Um im (außereuropä-
ischen) Ausland gefördert werden zu kön-
nen, müsst ihr euch die Grundkenntnisse 
eures Studienfachs zunächst während ei-
nes Studiums in Deutschland angeeignet 
haben. Von ausreichenden Grundkennt-
nissen wird ausgegangen, wenn ihr das 
Studienfach mindestens zwei Semester 
lang studiert habt. Seit 2008 dürft ihr 
euer Studium auch ohne Fachkenntnis-
se, also auch von Anfang an, in einem 
Mitgliedsstaat der EU oder in der Schweiz 
beginnen. 

Gleichwertigkeit: Die ausländische 
Hochschule muss der inländischen gleich-
wertig sein.

Nachweis von                        
Sprachkenntnissen 

Wenn ihr an einem Stipendien- oder Aus-
tauschprogramm teilnehmt, seid ihr fein 
raus. In diesem Fall reicht eine Bescheini-
gung über die Teilnahme am Programm als 
Nachweis aus. Habt ihr die Landes- bzw. 
Unterrichtssprache mindestens fünf Jah-
re lang an einer Schule gelernt oder euer 
Abitur an einem zwei- oder fremdsprachi-
gen Gymnasium erlangt, an dem in einer 
dieser Sprachen unterrichtet wurde, so 
könnt ihr eure Kenntnisse der jeweiligen 
Sprache mit den Schulzeugnissen bezie-
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hungsweise mit dem Abschlusszeugnis 
(Abitur) nachweisen. Andernfalls müsst 
ihr euch beim zuständigen BAföG-Amt 
(siehe Anhang) erkundigen, in welcher 
Weise und insbesondere durch wen der 
Nachweis über ausreichende Sprach-
kenntnisse geführt werden soll.

Erhöhung des BAföG-Bedarfs-
satzes

Bei einem Studium oder Studienauf-
enthalt im Ausland erhöht sich der mo-
natliche BAföG-Bedarfssatz um einen 
Reisekostenzuschlag, notwendige Stu-
diengebühren und um einen Auslands-
zuschlag, der Währungsdifferenzen und 
eventuell erhöhte Lebenshaltungskosten 
ausgleichen soll. 

Als Reisekostenzuschlag innerhalb Euro-
pas werden einmalig 250 Euro für eine Hin- 
und Rückreise zur ausländischen Hoch-
schule gezahlt. Für ein außereuropäisches 
Studium beträgt der Reisekostenzuschlag 
einmalig 500 Euro. In besonderen Fällen 
(z.B. Beerdingung eines Elternteils) kann 
eine weitere Reise bewilligt werden. Seit 
2008 werden semesterweise Rückreisen 
nicht mehr bezahlt. 

Zu den Studiengebühren zählen nur die 
notwendigen, d.h. gesetzlich im Zielland 
vorgeschriebenen Studiengebühren. Die-
se werden bis zur Höhe von 4.600 Euro pro 
Studienjahr übernommen. Seit 2008 wer-
den sie für jedes Jahr übernommen, nicht 
nur einmalig. Falls das Studium nur an ei-
ner bestimmten Hochschule möglich ist, 
können auch höhere Gebühren geltend 
gemacht werden.

Der Auslandszuschlag wird nur bei einem 
Studienaufenthalt außerhalb der Europä-
ischen Union gewährt. Da seit 2008 für 

die Schweiz die gleichen Bestimmungen 
gelten, gibt es auch dort keinen Zuschlag. 
Für die meisten Länder wurden die Sätze 
im BAföG festgelegt. Bei nicht genannten 
Ländern liegt der Betrag pauschal bei 50 
Euro.

Besonders interessant ist, dass diese 
zusätzlichen Leistungen normalerwei-
se in voller Höhe als Zuschuss geleistet 
werden, später also nicht zurückgezahlt 
werden müssen. Nur wenn ihr BAföG-Leis-
tungen als Bankdarlehen erhaltet (siehe 
Abschnitt „Förderungsarten“), werden 
diese zusätzlichen Leistungen ebenfalls 
nur als Bankdarlehen gewährt und sind 
somit verzinslich und in voller Höhe zu-
rückzuzahlen. 

Arten des Auslandsstudiums
Vollständiges (außereuropäisches) 
Auslandsstudium 

Ein vollständiges Studium im Nicht-EU-
Ausland (und nicht in der Schweiz) kann 
nur in einem speziellen Fall gefördert wer-
den: wenn ihr einen ständigen Wohnsitz 
im Ausland habt und es euch nicht zuge-
mutet werden kann, in der Bundesrepu-
blik zu studieren. Das wird jedoch nur in 
Ausnahmefällen gewährt. Informationen 
über die Voraussetzungen in diesem Fall 
bekommt ihr beim für das jeweilige Land 
zuständigen BAföG-Amt. Die Möglichkeit 
des grenzüberschreitenden Studiums gibt 
es seit 2008 nicht mehr, da das Studium 
in der EU und in der Schweiz uneinge-
schränkt möglich ist.

Studium/Studienaufenthalt innerhalb 
der EU

Innerhalb der Europäischen Union (EU) − 
und seit 2008 der Schweiz − kann das Stu-
dium bis zum Abschluss nach dem BAföG 
gefördert werden. Dabei könnt ihr euch 
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frei in den genannten Ländern bewegen, 
den Studienort und das Aufenthaltsland 
wechseln und das Studium am Ende in ei-
nem beliebigen Land abschließen. Weiter 
solltet ihr allerdings beachten, dass die 
Förderungshöchstdauer der in der Prü-
fungsordnung vorgeschriebenen Regel-
studienzeit des jeweiligen Studienfaches 
entspricht. Wenn also am ausländischen 
Studienort eine Regelstudienzeit fest-
gelegt ist, so gilt unter Umständen diese 
anstatt der Regelstudienzeit an der inlän-
dischen Universität.

Fachrichtungswechsel, also Wechsel des 
Studienfaches, können bei einem Aus-
landsaufenthalt innerhalb der EU genauso 
vorgenommen werden wie im Inland auch 
und sind genauso zu rechtfertigen. Es ist 
auch möglich, einen Auslandsaufenthalt 
außerhalb der EU im Rahmen eines Stu-
diums in der EU durchzuführen. Dieser 
ist dann ebenso zu rechtfertigen, wie ein 
Auslandsaufenthalt im Rahmen eines Stu-
diums in Deutschland. Der große Nachteil 
eines Studiums innerhalb der EU ist, dass 
keine Auslandszuschläge gezahlt werden.

Studienaufenthalt außerhalb der EU

Außerhalb der EU wird nur ein einziger, 
zusammenhängender Auslandsaufenthalt 
gefördert. Studienaufenthalte innerhalb 
der EU bleiben dabei unberücksichtigt. 
Weiter muss die im Ausland verbrachte 
Studienzeit mindestens sechs Monate be-
tragen, es sei denn, es handelt sich um ein 
Austauschprogramm des KIT (in diesem 
Fall reichen bereits drei Monate aus). Über 
zwölf Monate  wird der Auslandsaufent-
halt nur mit einem Gutachten von Profes-
sorInnen und nachgewiesener besonderer 
Bedeutung des Auslandsaufenthaltes bis 
zu insgesamt maximal fünf Semestern ge-

fördert. Eine besondere Bedeutung liegt 
beispielsweise vor, wenn

ihr eine wissenschaftliche Arbeit un-•	
ternommen habt, die im ersten Jahr 
nicht angemessen zu Ende geführt 
werden konnte oder

ihr im zweiten Jahr einen Studienab-•	
schluss in einem Mitgliedsstaat der EU 
oder der Europäischen Wirtschaftsge-
meinschaft (EWG) erlangt.

nach den Umständen des Einzelfalles •	
die Fortsetzung der Ausbildung im 
Ausland objektiv erforderlich ist.

Die im Ausland verbrachten Semester 
(maximal zwei) werden dabei nicht auf 
die Förderungshöchstdauer angerechnet. 
Die Förderungshöchstdauer verlängert 
sich also quasi durch einen Auslandsauf-
enthalt.

Auslandspraktikum

Praktika im (außereuropäischen) Aus-
land werden nach dem BAföG gefördert, 
wenn das Praktikum mindestens 12 Wo-
chen dauert und in der Prüfungsordnung 
vorgeschrieben sowie inhaltlich geregelt 
ist. Insbesondere muss der Prüfungsaus-
schuss bzw. das Prüfungssekretariat eurer 
Fakultät bestätigen, dass die Praktikums-
stelle den Anforderungen genügt. 

Wenn ihr das Praktikum außerhalb der Eu-
ropäischen Union ableistet, müsst ihr zu-
sätzlich nachweisen, dass das Praktikum 
im EU-Ausland „besonders förderlich“ ist. 
Eine solche besondere Förderlichkeit liegt 
insbesondere vor, wenn

das Praktikum nach eurer Studien- oder •	
Prüfungsordnung zwingend außerhalb 
Europas abzuleisten ist,

ihr euch so spezialisiert habt, dass •	
praktische Erfahrungen in diesem The-
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mengebiet bzw. in dieser Vertiefungs-
richtung nicht in der EU gesammelt 
werden können, beispielsweise Tech-
nologie in den Tropen oder

das Praktikum in unmittelbarem zeit-•	
lichen Zusammenhang mit einem Aus-
landsstudium steht und auch im selben 
Land durchgeführt wird wie das Studi-
um.

Ansonsten müsst ihr euch von eurer Fa-
kultät eine Bescheinigung (vom Prü-
fungsausschuss bzw. -sekretariat) über 
die besondere Förderlichkeit ausstellen 
lassen. Diese Bescheinigung muss sich 
individuell auf den Studiengang und 
speziell auf euer Vorhaben (Vertiefungs-
richtungen) beziehen. Eine allgemeine 
Verbesserung der Berufsaussichten reicht 
als Begründung nicht aus! Die Zeit, die ihr 
im Rahmen des Praktikums im Ausland 
verbracht habt, wird nicht auf die Förde-
rungshöchstdauer angerechnet, solange 
diese Zeit ein Jahr nicht überschreitet.

BAföG-Studienabschlussför-
derung

Wenn ihr die Förderungshöchstdauer 
(bzw. die Verlängerung derselben) über-
schritten habt, könnt ihr im Rahmen der 
Studienabschlussförderung noch für zwei 
weitere Semester BAföG nach den üb-
lichen Konditionen erhalten. Bevor ihr 
diese beantragt, solltet ihr jedoch prüfen, 
ob nicht Gründe für eine Verlängerung 

der Förderungshöchstdauer (siehe dort) 
vorliegen, da so eine Verlängerung zur 
Hälfte als Zuschuss, zur Hälfte als unver-
zinsliches Darlehen gefördert, während 
die Studienabschlussförderung nur noch 
als verzinsliches Bankdarlehen bewilligt 
wird. 

Studienabschlussförderung wird nur un-
ter den folgenden Bedingungen gewährt: 

Ihr müsst vom Prüfungsausschuss bzw. •	
vom Prüfungssekretariat bestätigt be-
kommen, dass ihr Studium innerhalb 
der nächsten zwei Semester abge-
schließen könnt. Wenn euer Studien-
gang eine Abschlussprüfung vorsieht, 
müsst ihr innerhalb von vier Semestern 
nach Ende der Förderungshöchstdauer 
(bzw. der Verlängerung derselben) zur 
Abschlussprüfung zugelassen worden 
sein. 

Es darf sich beim Studium nicht um ein •	
Aufbaustudium handeln. 

Die sonstigen BAföG-Voraussetzungen •	
(Einkommen der Eltern usw.) müssen 
erfüllt sein. 

Wenn diese Voraussetzungen nicht erfüllt 
sind, oder wenn ihr mit 300 Euro Förde-
rung im Monat auskommt, könnt ihr euch 
auch überlegen, einen Bildungskredit 
anstelle der Studienabschlussförderung 
zu beantragen. Dazu findet ihr mehr im 
entsprechenden Abschnitt.

BAföG-Förderungsarten und 
Rückzahlung

Zuschuss

Zuschüsse sind BAföG-Leistungen, die 
später nicht zurückgezahlt werden müs-
sen. Den Betrag, der während der regulä-
ren Förderung (bis zur Förderungshöchst-
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dauer) ausgezahlt wird, erhaltet ihr zur 
Hälfte als Zuschuss, zur Hälfte als Staats-
darlehen. Erhaltet ihr Kinderbetreuungs-
zuschläge, so werden diese in voller Höhe 
als Zuschuss gewährt. Könnt ihr eine 
Verlängerung der Förderungshöchstdau-
er aufgrund von Schwangerschaft, Er-
ziehung von Kindern unter zehn Jahren 
oder Behinderung geltend machen, so 
werden die BAföG-Leistungen während 
des anerkannten Verlängerungszeitrau-
mes komplett als Zuschuss erbracht. Bei 
einer Verlängerung aus anderen Gründen 
erhaltet ihr BAföG-Leistungen im aner-
kannten Verlängerungszeitraum weiter-
hin zur Hälfte als Zuschuss, zur Hälfte als 
Staatsdarlehen, es sei denn, der Grund 
besteht aus einer nicht bestandenen Ab-
schluss- oder Zwischenprüfung. Wenn die 
Förderungshöchstdauer beziehungsweise 
eine geltend gemachte Verlängerung der-
selben noch nicht überschritten wurde, 
stellen zusätzliche Leistungen, die im 
Ausland erbracht werden (beispielsweise 
Reisekosten, siehe Auslands-BAföG), ei-
nen Zuschuss dar. Wurde die Förderungs-
höchstdauer (inklusive Verlängerung) 
dagegen bereits überschritten, so werden 
auch diese Leistungen nur noch als Bank-
darlehen gewährt.

Staatsdarlehen

Solange euch BAföG zur Hälfte als Zu-
schuss gewährt wird, erhaltet ihr die 
zweite Hälfte stets als Staatsdarlehen. 
Das Staatsdarlehen ist ein zinsloser Kre-
dit. Die Darlehensschuld ist seit 2001 auf 
ist auf 10.000 Euro begrenzt. Das heißt, 
ihr müsst höchstens 10.000 Euro zurück 
zahlen, auch wenn das eigentlich ausge-
zahlte Darlehen diesen Betrag übersteigt. 
Das entspricht also etwa der BAföG-Förde-
rung i.H.v. 333,33 Euro monatlich (zehn 

Semester Regelstudienzeit, Hälfte Staats-
darlehen). Ein Eintrag bei der Schufa wird 
auch nicht erstellt.

Rückzahlung

Die Rückzahlungspflicht beginnt fünf 
Jahre nach Überschreiten der Förderungs-
höchstdauer. Es ist also unter Umständen 
auch möglich, dass sie noch während des 
Studiums eintritt. Die Rückzahlung wird 
über das Bundesverwaltungsamt abge-
wickelt. Solange das Darlehen noch nicht 
vollständig zurückbezahlt ist, solltet ihr 
euch bei Änderungen der Adresse und/
oder des Namens daran erinnern, diese 
dem Bundesverwaltungsamt (Bundes-
verwaltungsamt − Abteilung IV in 50728 
Köln) mitzuteilen. Wenn das Amt die neue 
Adresse ermitteln muss, entsteht dadurch 
eine Gebühr von mindestens 25 Euro.

Feststellungs- & Rückzahlungs-
bescheid

Ein halbes Jahr vor Beginn der Rückzah-
lung − also 4 + 1/2 Jahre nach Verstrei-
chen der Förderungshöchstdauer − er-
haltet ihr einen Feststellungsbescheid 
vom Bundesverwaltungsamt, in dem die 
Gesamtdarlehenshöhe festgestellt wird. 
Ihr solltet umgehend prüfen, ob die er-
rechnete Darlehenshöhe mit den in der 
Förderungszeit ausgezahlten Beträgen 
übereinstimmt, denn wenn nicht inner-
halb von einem Monat Widerspruch (sie-
he Abschnitt „Rechtliche Möglichkeiten“) 
eingelegt wird, ist der Feststellungsbe-
scheid rechtsgültig und später nicht mehr 
anfechtbar! Außerdem solltet ihr prüfen, 
ob nicht Gründe für einen Darlehenser-
lass (siehe dort) vorliegen, da Anträge 
auf Darlehenserlass in den meisten Fällen 
innerhalb eines Monats nach Erhalt des 
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Feststellungsbescheides geltend gemacht 
werden müssen. Normalerweise erfolgt 
der Feststellungsbescheid gleich zusam-
men mit dem Rückzahlungsbescheid, in 
dem die Höhe der monatlichen Rückzah-
lungsrate (mindestens 105 Euro) sowie 
das Datum der ersten Ratenzahlung fest-
gesetzt werden. 

Zahlungsrückstand 

Wenn ihr mit der Rückzahlung mehr als 45 
Tage in Verzug geratet, werden zusätzlich 
zur Nachzahlung der Raten einmalig 6 % 
Zinsen auf das gesamte restliche Darlehen 
fällig. Außerdem entstehen dabei nicht 
unerhebliche Mahnkosten. Es empfiehlt 
sich also, auf fristgerechte Zahlung zu 
achten.

Stundung 

Die Rückzahlung des Staatsdarlehens 
kann auf Antrag gestundet werden. Stun-
dung bedeutet hierbei, dass euch ein Auf-
schub bei der Rückzahlung gewährt wird, 
die Tilgung der (Rest-)Darlehensschuld 
wird also vorerst ausgesetzt. Vorausset-
zung für eine Stundung ist allerdings, 
dass euer monatliches Einkommen weni-
ger als 1.040 Euro beträgt. Für Verheirate-
te erhöht sich dieser Betrag um 520 Euro, 
für jedes eigene Kind um 470 Euro. Diese 
Freibeträge für Kinder und EhepartnerIn 
werden jedoch um das Einkommen des 
jeweiligen Kindes bzw. EhepartnerIn ge-
mindert. Verdient euer/eure Ehepartne-
rIn also beispielsweise mehr als 520 Euro, 
so steht euch dieser Freibetrag nicht mehr 
zu. Für alleinstehende Elternteile erhöht 
sich dieser Betrag zusätzlich um die Kos-
ten für die Kinderbetreuung (Kindergar-
ten, usw.). Dabei werden für das erste 
Kind maximal 175 Euro gewährt, für jedes 
weitere Kind weitere 85 Euro – hier wer-

den nur Kinder berücksichtigt, die das 16. 
Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 
Für Behinderte erhöht sich der Betrag je 
nach Grad der Behinderung zusätzlich um 
310 bis hin zu 1420 Euro.

Das Bankdarlehen 

Das Bankdarlehen ist kein Darlehens-
vertrag mit dem Staat, sondern ein pri-
vatrechtlicher Kreditvertrag, der mit der 
Förderbank der Kreditanstalt für Wieder-
aufbau (KfW: www.kfw-foerderbank.de/DE/
Bildung/) geschlossen wird. Insbesonde-
re ist das Bankdarlehen verzinslich, das 
heißt, die monatlichen BAföG-Bezüge 
werden jeweils vom Datum ihrer Auszah-
lung an verzinst. Der Zinssatz entspricht 
dem aktuell gültigen EURIBOR-Zinssatz 
(Euro Interbank Offered Rate) zuzüglich 
einem Prozentpunkt Zinsen für den Ver-
waltungsaufwand. Da der EURIBOR sich 
täglich ändert, wird der relevante Zinssatz 
jeweils am 1. Oktober und am 1. April an-
hand des 6-Monats-EURIBOR fest gesetzt. 
Am 1. Oktober 2008 betrug er 5,4 %, das 
heißt die Zinsen für das Bankdarlehen la-
gen zu diesem Termin bei 6,4 % im Jahr. 
Die entstehenden Zinsen werden zur Dar-
lehensschuld addiert, um dann später, ab 
Rückzahlungsbeginn zusammen mit dem 
eigentlichen Darlehensbetrag zurückge-
zahlt zu werden. Der Staat übernimmt die 
Bürgschaft für die Rückzahlung des Dar-
lehens.

BAföG-Leistungen werden nur in den fol-
genden Fällen als Bankdarlehen verge-
ben: 

Wenn ihr Studienabschlussförderung •	
beantragt habt.

Wenn ihr irgendwann das Studienfach •	
gewechselt haben solltet und sich die 
Förderungshöchstdauer im neuen 
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Studienfach dadurch gemindert hat, 
könnt ihr nach Überschreiten der För-
derungshöchstdauer noch bis zum 
Ende der Regelstudienzeit in Form des 
Bankdarlehens gefördert werden.

Für ein Zweitstudium sowie für Ergän-•	
zungs- und Aufbaustudien, vorausge-
setzt diese können gefördert werden 
(siehe förderungsfähige Ausbildung).

Wenn die Förderungshöchstdauer •	
aufgrund des Nichtbestehens der Zwi-
schen- oder Abschlussprüfung verlän-
gert wurde.

Beim Bankdarlehen beginnt die Rück-
zahlung sechs Monate nach Erhalt der 
letzten Darlehensauszahlung in monat-
lichen Raten von mindestens 105 Euro. 
Vorher (ungefähr zwei Monate vor Beginn 
der Rückzahlung) bekommt ihr einen Til-
gungsplan von der KfW zugeschickt, der 
mit dem Bundesverwaltungsamt, das für 
die Rückzahlung des Staatsdarlehens zu-
ständig ist, abgestimmt ist. Damit soll si-
chergestellt werden, dass das verzinsliche 
Bankdarlehen vor dem zinslosen Staats-
darlehen zurückgeführt wird und dass 
beide Darlehen zusammen in längstens 22 
Jahren zurückgezahlt werden.

Ein Aufschieben der Rückzahlung (Stun-
dung) müsst ihr selber mit der KfW aus-
handeln, im BAföG vorgeschriebene 
Regelungen hierzu gibt es nicht. Bei grö-
ßeren Problemen mit der Rückzahlung 
springt das Bundesverwaltungsamt ein, 
löst das Darlehen inklusive Zinsen bei der 
KfW ab und versucht weiterhin, die Dar-
lehenssumme zurückzubekommen. Die 
Möglichkeit eines teilweisen Darlehens-
erlasses (so wie beim Staatsdarlehen) ist 
beim Bankdarlehen nicht vorgesehen. Ihr 
könnt lediglich die während der Rück-
zahlung entstehenden Zinsen mindern, 

indem ihr das Darlehen so früh wie mög-
lich zurückzahlt. Dazu könnt ihr eine hö-
here monatliche Rückzahlrate mit der KfW 
vereinbaren oder das Darlehen vorzeitig 
ganz oder teilweise zurückzahlen. Eine 
vorzeitige Rückzahlung ist jederzeit mög-
lich, muss jedoch mindestens 2000 Euro 
betragen (außerdem muss der Rückzah-
lungsbetrag ein ganzzahliges Vielfaches 
von 500 Euro sein). Ab Beginn der Rück-
zahlung kann man mit der KfW auch einen 
Festzins (normalerweise ist der Zinssatz 
variabel, wie oben beschrieben) für die 
Restlaufzeit vereinbaren.

BAföG-Darlehenserlass

Darlehenserlass wird nur auf Antrag ge-
währt und ist an sehr harte Bedingungen 
eines schnellen Studiums geknüpft. In 
allen Fällen − außer bei vorzeitiger Rück-
zahlung − ist der Antrag auf Erlass inner-
halb von einem Monat nach Erhalt des 
Feststellungsbescheides zu stellen. Später 
wird kein Erlass mehr gewährt. Ihr solltet 
also rechtzeitig prüfen, ob nicht eine oder 
sogar mehrere der folgenden Erlassmög-
lichkeiten auf euch zutreffen. Den Antrag 
stellt ihr beim Bundesverwaltungsamt in 
Köln, das für die Rückzahlung des Staats-
darlehens zuständig ist.

Vorzeitige Rückzahlung

Nach Erhalt des Rückzahlungsbescheides 
habt ihr − falls ihr es euch leisten könnt 
− die Möglichkeit, das Darlehen ganz oder 
teilweise zurück zu zahlen. Dabei können 
bis zu 50 % des Darlehens erlassen wer-
den. In der Literatur (z.B. Blanke/Deres 
oder www.das-neue-bafoeg.de/_media/
merkblatt_darlehensrueckzahlung_2009.

pdf) findet ihr Tabellen, in den sich able-
sen lässt, welche Zahlungsbeträge mög-
lich sind und wie viel des Darlehens euch 
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dadurch erlassen wird. Aus der Tabelle 
ist ebenfalls ersichtlich, dass es sich ren-
tiert, gleich einen größeren Betrag des 
Darlehens in einer Summe zu tilgen. Die 
monatlichen Ratenzahlungen laufen nach 
der vorzeitigen Rückzahlung ganz normal 
weiter. Die Rückzahlungszeit verkürzt 
sich um die Anzahl der durch die vorzeiti-
ge Rückzahlung abbezahlten Monate.

Leistungsabhängiger Erlass 

Wenn ihr als AbsolventInnen zu den            
30 % Jahrgangsbesten eures Studienfachs 
gehören solltet, so könnt ihr auf Antrag 
einen Teil des Darlehens erlassen bekom-
men. Die Höhe dieses Erlasses ist zusätz-
lich noch von der Studiendauer abhän-
gig. So bekommt ihr 25 % des Darlehens 
erlassen, wenn ihr das Studium innerhalb 
der Förderungshöchstdauer abgeschlos-
sen habt, aber nur noch 20 %, wenn ihr 
im darauf folgenden Semester fertig wart 
und gerade noch 15 %, wenn ihr innerhalb 
von zwei Semestern nach Ende der Förde-
rungshöchstdauer fertig geworden seid. 

Ausschlaggebend für den Zeitpunkt des 
Abschlusses ist dabei das Datum, zu dem 
die Note der Abschlussprüfung bekannt 
ist. Unter „Jahrgang“ werden die Mit-
studierenden verstanden, die ihren Ab-
schluss im gleichen Kalenderjahr erlang-
ten. Ob ihr zu den 30 % Jahrgangsbesten 
zählt, erfahrt ihr im Prüfungssekretariat 
beziehungsweise im Studienbüro. Wenn 
ihr eure Abschlussprüfung im Ausland 
abgelegt habt, können ihr dagegen leider 
keinen leistungsabhängigen Erlass be-
kommen.

Vorzeitiger Abschluss 

Wenn ihr euer Studium vier Monate vor 
dem Ende der Förderungshöchstdauer ab-
geschlossen haben solltet, bekommt ihr 
unabhängig von der Note der Abschluss-
prüfung pauschal 2.560 Euro erlassen. 
Wenn ihr das Studium zwei Monate vor 
dem Ende der Förderungshöchstdauer 
zum Abschluss bringen könnt, bekommt 
ihr 1.025 Euro erlassen. Auch hier wird 
der Erlass nur auf Antrag hin gewährt.
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BAföG:

Rechtliche Möglichkeiten  
Widerspruch 

Solltet ihr die Richtigkeit oder Recht-
mäßigkeit eines Bescheides bezweifelt 
so könnt ihr Widerspruch gegen diesen 
Bescheid einlegen. In der Regel reicht 
es auch aus, persönlich beim BAföG-Amt 
vorbeizukommen und den mutmaßli-
chen Fehler zu erläutern. Falls das Amt 
nicht darauf eingeht, so könnt ihr im-
mer noch formal Widerspruch einlegen. 
Keine Angst, das Widerspruchsverfahren 
ist kostenfrei! (Nur falls ihr euch für das 
Verfahren RechtsanwältInnen genommen 
habt, müsst diese eventuell selbst be-
zahlen.) Der Widerspruch ist schriftlich 
beim BAföG-Amt einzureichen. Er muss 
dem BAföG-Amt spätestens einen Monat 
nachdem ihr den zweifelhaften Erlass 
erhalten habt vorliegen. Maßgeblich ist 
dabei das Datum des Bescheides, bzw. des 
Poststempel, falls dieser davon abwei-
chen sollte. Nach dieser Monatsfrist wird 
der Bescheid rechtsgültig und kann nicht 
mehr angefochten werden! 

Um Widerspruch einzulegen, verseht ihr 
einen Zettel mit eurem Namen und der 
Förderungsnummer, adressiert ihn an das 
„Studentenwerk Karlsruhe – Förderungs-
abteilung“ und schreibt: „Hiermit lege 
ich Widerspruch gegen ihren Bescheid 
vom <Datum> ein.“. Daran anschließend 
sollten die Gründe für den Widerspruch 
dargelegt werden. Um die Frist von einem 
Monat zu wahren, könnt Ihr ein „Begrün-
dung folgt.“ an diese Textzeile anschlie-
ßen und den Brief dann „Mit freundlichen 
Grüßen“ und mit der eigenen Unterschrift 
abschließen. Die Begründung solltet ihr 
dann aber auf jeden Fall nachreichen! 

Der Widerspruch führt dazu, dass das 
BAföG-Amt den betreffenden Bescheid 
nochmals prüfen muss. Hält es den Wider-
spruch für berechtigt, so wird der Fehler 
behoben und ihr erhaltet einen Abhilfe-
bescheid, der den ersten Bescheid kor-
rigiert. Ist das Amt dahingegen immer 
noch der Auffassung, richtig entschie-
den zu haben, wird der Widerspruch an 
das Landesamt für Ausbildungsförde-
rung weitergeleitet. Dieses ist beim Re-
gierungspräsidium Stuttgart angesiedelt 
und entscheidet dann endgültig über die 
Angelegenheit. Daraufhin erfolgt nun 
entweder ein Abhilfebescheid oder ein 
ablehnender Widerspruchsbescheid, in 
dem das Landesamt seine Position erklärt. 
Lehnt das Landesamt den Widerspruch mit 
einem solchen Widerspruchsbescheid ab, 
so bleibt euch als letzte Möglichkeit nur 
noch eine Klage vor dem Verwaltungsge-
richt. 

Verlängerung der 
Widerspruchsfrist 

Wenn das Amt es versäumt hat, euch über 
die Möglichkeit des Widerspruchs zu in-
formieren, oder keine Frist angegeben 
hat, während der Widerspruch gegen den 
Bescheid eingelegt werden muss, so ver-
längert sich die Widerspruchsfrist auf ein 
Jahr. Habt ihr die Widerspruchsfrist un-
verschuldet versäumt, weil ihr beispiels-
weise im Urlaub oder im Krankenhaus 
wart, könnt ihr eine „Wiedereinsetzung in 
den vorherigen Stand“ beantragen. Dies 
muss jedoch innerhalb von zwei Wochen 
nach Wegfall des Grundes geschehen und 
so weit wie möglich mit Unterlagen (Fahr-
karten, Attest) belegt werden. Der Wider-
spruch kann anschließend nachgeholt 
werden. 
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Klage 

Wurde der Widerspruch abgelehnt, so 
habt ihr einen Monat Zeit um vor dem 
Verwaltungsgericht gegen den Bescheid 
zu klagen. Die Frist von einem Monat ist 
dabei unbedingt einzuhalten. Außerdem 
muss der Klage ein Widerspruchsverfah-
ren vorausgegangen sein, ansonsten wird 
die Klage als unzulässig zurückgewiesen. 
Falls das Widerspruchsverfahren sich 
stark in die Länge zieht, könnt ihr auch 
schon vor dem Erlass eines Abhilfe– bzw. 
Widerspruchsbescheides Klage erheben – 
allerdings frühestens nach drei Monaten. 
Habt ihr die Ein-Monats-Frist für die Klage 
bzw. für den vorangehenden Widerspruch 
versäumt, so wird die Klage ebenfalls zu-
rückgewiesen, auch wenn der Bescheid 
des BAföG-Amtes noch so rechtswidrig 
sein sollte. 

AnwältInnen sind in einem Verwaltungs-
gerichtsprozess zwar nicht zwingend vor-
geschrieben, es empfiehlt sich aber trotz-
dem, sich eineN zu nehmen. Auf jeden Fall 
solltet ihr euch vorher in der kostenlosen 
UStA-Sozialberatung oder UStA-Rechts-
beratung beraten lassen. Um dem Risiko 
eventuell entstehender Gerichts- oder 
Prozesskosten zu entgehen, solltet ihr 
auch rechtzeitig einen Antrag auf Pro-
zesskostenhilfe (siehe Abschnitt „Erste 
Hilfe bei Rechtsstreitigkeiten“) stellen.

BAföG-Vorausleistungen

Vorausleistungen nach § 36 

Wenn eure Eltern nicht auffindbar oder 
rechtlich nicht in der Lage zu zahlen sind, 
habt ihr Anspruch auf elternunabhängige 
Förderung (siehe dort). Sind eure Eltern 
dahingegen nicht bereit, den im Bewilli-
gungsbescheid des BAföG-Amtes festge-

stellten Unterhalt zu zahlen, oder weigern 
sie sich bereits, ihr Einkommen offen zu 
legen, so kann euch unter Umständen das 
BAföG-Amt helfen. Es übernimmt dann 
den nicht gezahlten Unterhalt im Rahmen 
der so genannten Vorausleistungen (nicht 
zu verwechseln mit Vorleistungen). Die 
könnt ihr aber auch nur beantragen wenn 
ihr die sonstigen Voraussetzungen er-
füllt. 

Beim Vorausleistungsverfahren übertragt 
ihr dem BAföG-Amt euren Anspruch auf 
Unterhalt durch eure Eltern. Im Gegenzug 
erhaltet ihr den errechneten Betrag (sie-
he Abschnitt „Förderungshöhe“) als el-
ternunabhängige Leistung. Im Gegenzug 
versucht das BAföG-Amt dann, das Geld 
von euren Eltern (gerichtlich) zurück zu 
fordern. Das bringt einen Vorteil gegen-
über dem Verfahren, bei dem ihr eure 
Eltern auf Unterhalt verklagen müsst, da 
sich das BAföG-Amt um alle Juristerei 
kümmert. Falls ihr allerdings wegen dem  
Verhältnis zu euren Eltern nicht juristisch 
gegen sie vorgehen möchtet, solltet ihr 
diesen Weg genauso wenig wählen. Den 
Schritt, Vorausleistungen zu beantragen, 
solltet ihr also wohl überlegt tun. Vor-
ausleistungen werden grundsätzlich wie 
sonst auch zur Hälfte als Zuschuss, zur 
Hälfte als Staatsdarlehen vergeben. Nur 
wenn das BAföG-Amt die Zahlungen von 
euren Eltern wieder erstattet bekommt, 
wird der Darlehensteil entsprechend klei-
ner. 

Das Antragsverfahren 

Grundsätzlich geht das BAföG stillschwei-
gend davon aus, dass eure Eltern - sofern 
sie finanziell dazu in der Lage sind - euch 
Unterhalt leisten. Das wird dann auf den 
BAföG-Anspruch angerechnet. Beim Vor-
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ausleistungsverfahren müsst ihr nun das 
BAföG-Amt davon überzeugen, dass dies 
nicht der Fall ist. Selbstverständlich kann 
sich das Verfahren sowohl auf beide Eltern 
als auch auf nur ein Elternteil beziehen. 
In letzterem Fall wird auch nur der betref-
fende Elternteil belangt. 

Bevor ihr einen Antrag auf Vorausleistun-
gen stellt, solltet ihr zunächst (formlos, 
aber schriftlich) eure Eltern über euer 
Studium informieren und um monatliche 
Unterhaltsleistungen bitten. Ihr könnt zur 
Erklärung – falls vorhanden – den BAföG-
Bescheid beilegen. Die Korrespondenz 
mit euren Eltern solltet ihr dokumentie-
ren, damit ihr sie nachher belegen könnt 
–insbesondere falls ihr gar keine Antwort 
erhaltet. Wenn sie sich weigern, den ge-
forderten Betrag ganz oder teilweise zu 
zahlen und ihr glaubhaft machen könnt, 
dass dies die Ausbildung gefährdet, könnt 
ihr Vorausleistungen beantragen. 

Wichtig ist allerdings noch abzuklären, ob 
eure Eltern ihre Unterhaltspflicht nicht 
doch schon erfüllt haben. So müssen sie 
beispielsweise nur eine „angemessene“ 
Ausbildung fördern. Das kann insbeson-
dere in einem Zweit- oder Aufbaustudium 
ein Problem sein. Zum Anderen genie-
ßen eure Eltern das sogenannte Bestim-
mungsrecht, durch das sie wählen kön-
nen in welcher Form sie den Unterhalt zur 
Verfügung stellen, z.B. Wohnung, Essen, 
Kleidung. Falls ihr Angebote auf den soge-
nannten Naturalunterhalt ablehnt, müsst 
ihr das später gegenüber dem BAföG-Amt 
begründen. Mehr dazu findet ihr im Ab-
schnitt „Unterhaltspflicht“. 

Schließlich beantragt ihr Vorausleistun-
gen mit Formblatt 8. Darauf seid ihr auf-
gefordert, sämtliche Informationen, die 
im Zusammenhang mit Unterhalt stehen, 

anzugeben. Dazu gehören auch eine Be-
gründung der Ablehnung von euren El-
tern sowie eine Erklärung von euch selbst. 
Lasst euch das Formular am Besten in der 
Sprechstunde des BAföG-Amtes erklären. 
Der Vorausleistungsantrag gilt immer 
für den aktuellen Bewilligungszeitraum, 
muss also jedes Jahr neu gestellt werden. 
Falls sich eure Eltern inzwischen doch 
zur Zahlung bewegen, müsst ihr dies dem 
BAföG-Amt unverzüglich mitteilen und 
euer Anspruch wird neu berechnet.
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Trotz aller Reformen des BAföG ist es 
nicht gelungen, den Anteil der Studieren-
den merklich zu erhöhen, welche ihren 
Lebensunterhalt unabhängig von ihren 
Eltern bestreiten können. Somit bleiben 
zur Finanzierung des Studiums die eige-
ne Erwerbstätigkeit und der Unterhalt der 
Eltern weiterhin von zentraler Bedeutung 
für den studentischen Lebensunterhalt. 
Der Unterhalt, der von den Eltern gezahlt 
wird, ist zweifellos die älteste Variante der 
Studienfinanzierung. Oft merkt man den 
aktuell gültigen Regeln an, dass sie weit-
gehend aus dem Kaiserreich stammen. 
Sie sind im 1881 verfassten Bürgerlichen 
Gesetzbuch (BGB) in §§ 1601 bis 1615o 
kodifiziert. 

Leider kommt es in der Realität aber immer 
häufiger vor, dass Eltern, deren studieren-
de Kinder kein oder nur einen kleinen Teil 
BAföG erhalten, ihren Kindern aufgrund 
eigener finanzieller Schwierigkeiten (aber 
auch aus anderen Gründen) keine oder 
nur eingeschränkte monatliche Unter-
haltsleistungen gewähren. Daher findet 
ihr nachfolgend einige Infos und Tipps 
zu den Rechten und Pflichten von Eltern 
und Studierenden in Unterhaltsfragen. 
Letztendlich liegt aber doch noch viel im 
Ermessen eurer Eltern und muss immer im 
Einzelfall betrachtet werden. 

Die Reihenfolge der 
Unterhaltspflichtigen 

Solange ihr nicht verheiratet seid, sind 
an erster Stelle eure Eltern unterhalts-
verpflichtet. Dabei sind immer eure leib-
lichen Eltern (oder Adoptiveltern) ge-
meint, nie eure Stiefeltern. Heiratet ihr, 
tritt eure Ehepartnerin/euer Ehepartner 
an die erste Stelle, sofern sie/er mehr als 

1.380,49 Euro (netto) monatlich verdient. 
Sollten weder Eltern noch Ehepartner/
in vorhanden sein, werden ersatzweise 
eure Großeltern unterhaltsverpflichtet. 
Das BGB geht nur von Verwandten in ge-
rader Linie aus; andere Verwandte (z.B. 
Geschwister, Onkel/Tanten) sind nicht 
unterhaltspflichtig. Dafür seid ihr theo-
retisch auch euren Eltern gegenüber zu 
Unterhalt verpflichtet. Der folgende Text 
geht davon aus, dass eure Eltern euch Un-
terhalt leisten; für alle anderen Personen 
gilt das entsprechend. 

Unterhaltspflicht der Eltern 

Eltern sind rechtlich dazu verpflichtet, 
ihre Kinder bis zum Abschluss der ersten 
berufsqualifizierenden Ausbildung zu fi-
nanzieren. Grundsätzlich besteht der Un-
terhaltsanspruch volljähriger Kinder nur 
während der Ausbildung. Im Urlaubsse-
mester entfällt er also. Dafür besteht der 
Anspruch für eine Übergangszeit von drei 
Monaten zwischen dem erfolgreichen Ab-
schluss des Studiums und dem Berufsein-
stieg. Alle Leistungen, die darüber hinaus 
gehen, entstehen durch guten Willen eu-
rer Eltern und könnten euch also von heu-
te auf morgen wieder genommen werden. 

Eltern sind gegen euer Studium 

Manchmal kommt es vor, dass die Eltern 
mit der Wahl der Berufsausbildung ihrer 
Kinder nicht einverstanden sind und da-
her keine Unterhaltsleistungen erbringen 
wollen. Dabei ist aber die Wahl von Stu-
dium und Beruf (spätestens ab der Voll-
jährigkeit) einzig und allein eure Sache! 
Eure Eltern haben grundsätzlich keinen 
Anspruch darauf, euch eine bestimmte 
Ausbildung vorzuschreiben. Sie sind ver-
pflichtet, euch in jedem Studium zu un-

Unterhaltspflicht
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terstützen, zumindest sofern es euer ers-
tes ist. Allerdings haben eure Eltern das 
Recht, über eure Studienentscheidung 
und euren Studienfortschritt informiert 
zu werden. Unter bestimmten Vorausset-
zungen dürfen sie den Unterhalt strei-
chen, falls ihr ihrer Ansicht nach nicht 
ausreichende Leistung zeigt (siehe un-
ten). Wenn ihr euch in einem Parkstudium 
befindet, also schon eingeschrieben seid, 
jedoch euer Wunschfach erst zu einem 
späteren Zeitpunkt aufnehmen möch-
tet, seid ihr verpflichtet, euch bereits zu 
diesem Zeitpunkt mit den Inhalten eures 
Wunschstudiums zu beschäftigen. 

Studierende mit eigenem 
Vermögen? 

Falls ihr über Geld auf einem Sparbuch oder 
sonstige Kapitalanlagen verfügt, wird von 
euch erwartet, dass ihr dieses zur Finan-
zierung eures Studiums „entsprechend“ 
einsetzt. Die Unterhaltsverpflichtung eu-
rer Eltern fällt hier zurück. Bei unbeweg-
lichen Vermögenswerten (z.B. Grundbe-
sitz) ist das etwas schwieriger und sollte 
im Einzelfall betrachtet werden. 

Höhe und Form des Unter-
haltsanspruchs 

Der Unterhaltsbedarf beläuft sich für 
Studierende, die nicht bei ihren Eltern 
wohnen, nach den Leitlinien des Ober-
landesgerichts Düsseldorf (sogenannte 
„Düsseldorfer Tabelle“) seit dem 1. Juli 
2007 auf 640 Euro monatlich. (Siehe  
http://www.olg-duesseldorf.nrw.de, 
„Düsseldorfer Tabelle“ auf der linken 
Seite) Darin enthalten ist die Miete und 
Studienmaterial. Hinzu kommen die Kos-
ten der Kranken- und Pflegeversicherung 
für Studierende. Falls ihr bei euren Eltern 

wohnt, ist euer Unterhaltsbedarf zusätz-
lich abhängig vom Unterhalt eurer Eltern 
und aus der Tabelle abzulesen (siehe Link, 
Spalte „ab 18“). Auch wenn sich der Un-
terhaltsbedarf hiermit leicht ermitteln 
lässt, heißt dies nicht, dass eure Eltern 
diesen Betrag auch wirklich bezahlen 
müssen. Letztendlich ist das Unterhalts-
recht unendlich kompliziert und es hängt 
viel mehr noch von der sogenannten indi-
viduellen Leistungsfähigkeit eurer Eltern 
ab. Grundsätzlich sollten sie aber den 
oben genannten Unterhaltsbedarf zur 
Verfügung stellen. Bei etwaigen Streitig-
keiten zwischen euch und euren Eltern ist 
somit zumindest ein grober Anhaltspunkt 
vorhanden, an dem man sich unter Be-
rücksichtigung der konkreten Situation 
orientieren kann. 

Von eurer Seite aus kann euch auf den Un-
terhaltsanspruch angerechnet werden 

Erwerbseinkommen, •	

BAföG oder Stipendium, •	

Renten, •	

Kapitaleinkünfte und •	

eigenes Vermögen (siehe oben). •	

Falls ihr also einen Job aufnehmen möch-
tet, solltet ihr in eurem Sinne also zuvor 
erst die Unterhaltsfrage mit euren Eltern 
geklärt haben. Auf der anderen Seite kön-
nen eure Eltern zahlreiche Gründe finden, 
dass sich ihre Leistungsfähigkeit zur Zah-
lung von Unterhalt mindert. Grundsätz-
lich wird jedem Elternteil volljähriger Kin-
der ein Selbstbehalt von 1.100 Euro (West) 
bzw. 1.010 Euro (Ost) zugesprochen. 

Allerdings genießen eure Eltern ein Be-
stimmungsrecht beim Unterhalt: Sie dür-
fen entscheiden, in welcher Form er euch 
zukommt. Neben dem Barunterhalt (also 
monatliche Überweisung) können sie 
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euch auch sogenannten Naturalunterhalt 
anbieten. Der umfasst nicht nur Nahrung 
und Kleidung, sondern auch eine Woh-
nung (eigene Wohnung der Eltern oder sie 
zahlen eure Miete). Ein Angebot auf Natu-
ralunterhalt könnt ihr nur in bestimmten 
Fällen ablehnen. So z.B. wenn ihr zu weit 
vom Wohnort eurer Eltern studiert. Die 
Rechtssprechung geht hier von 3 Stunden 
täglicher Fahrtzeit (hin und zurück) aus. 
Andernfalls können eure Eltern von euch 
verlangen, bei ihnen wohnen zu bleiben. 

Grenzen der studentischen 
Selbstständigkeit 

Auch wenn Studierende grundsätzlich 
ihre Ausbildung selbst wählen dürfen 
(siehe oben), besteht die Unterhalts-
verpflichtung der Eltern nicht uneinge-
schränkt. Der Bundesgerichtshof hat in 
einem Urteil hierfür den Begriff des „Ge-
genseitigkeitsprinzips“ geprägt: Eltern, 
die für ihr Kind Unterhalt zahlen, dürfen 
dafür gewisse Gegenleistungen erwarten 
- unter Anderem auch deshalb, weil sie 
keinen Einfluss auf die Wahl der Ausbil-
dung nehmen dürfen (siehe oben). Die 
Gegenleistungen der Studierenden setzen 
sich dabei im wesentlichen aus zwei Kom-
ponenten zusammen: „Leistungsnach-
weise“ und „zielgerichtete Durchführung 
der Ausbildung“. Wenn eure Eltern hier 
konkrete Forderungen stellen, solltet ihr 
euch auf jeden Fall beraten lassen. Dage-
gen gibt es keine Altersgrenze wie z.B. im 
BAföG. 

Die Vorlage von Leistungsnachweisen 
beschränkt sich darauf, dass eure Eltern 
von euch auf Wunsch einen Nachweis 
darüber verlangen können, dass ihr euer 
Studium entsprechend den Vorgaben der 
Studienordnung durchführt. Sie können 

keine Nachweise über besuchte Vorlesun-
gen, den Zeitaufwand oder detaillierte 
Rechenschaft über eure Lebensführung 
erwarten, die Vorlage von Zwischenzeug-
nissen (z.B. Vordiplom) ist mehr als aus-
reichend! 

Schwieriger ist die Frage, wann ihr eure 
Ausbildung nicht mehr „mit Fleiß und der 
gebotenen Zielstrebigkeit in angemes-
sener und üblicher Zeit“ (Originalzitat 
Bundesgerichtshof) betreibt mit dem Er-
gebnis, dass eure Eltern ihre Unterhalts-
zahlungen einstellen können. Grundsätz-
lich wird Studierenden von den Gerichten 
zwar eine angemessene Orientierungs-
phase zugestanden, ansonsten aber gilt, 
dass ein Studium nach Möglichkeit inner-
halb der Regelstudienzeit abgeschlossen 
werden sollte, wenn dem nicht besondere 
Umstände entgegenstehen! Hier liegt die 
rechtliche Grundlage bei der Rechtsspre-
chung der verschiedenen Gerichte. Eine 
aktuelle Entscheidung geht davon aus, 
dass nach der Regelstudienzeit plus zwei 
Semester auch noch die Zeit, die für die 
Abschlussarbeit benötigt wird, zu fördern 
ist.

Kindergeld 

Da eure Eltern für euch zum Unterhalt 
verpflichtet sind, erhalten sie dafür vom 
Staat das Kindergeld als Kompensations-
leistung. Für die ersten zwei Kinder be-
trägt es monatlich 184 Euro, für das dritte 
190 Euro,für jedes weitere 215 Euro. Le-
ben die Eltern getrennt, werden alle ge-
meinsamen Kinder geteilt (nicht wörtlich 
zu verstehen). Bis 2006 erhielten auch 
Eltern von Studierenden bis zum Alter von 
27 Jahren Kindergeld. Das hat die Bun-
desregierung auf die Vollendung des 25. 
Lebensjahres zusammen geschrumpft. 
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Den Anspruch auf Kindergeld könnt ihr 
nur um den Zeitraum verlängern, den ihr 
zum Kriegs- oder Ersatzdienst gezwungen 
wurdet. 

Das Kindergeld wird in der Regel von eu-
ren Eltern beantragt und auch an diese 
ausgezahlt. Falls sie jedoch keinen Un-
terhalt leisten, obwohl sie dies müssten, 
könnt ihr beantragen, das Kindergeld di-
rekt an euch zahlen zu lassen. 

Einkommen der Kinder bis 2011

Wichtig zu beachten ist, dass ihr für den 
Bezug von Kindergeld bestimmte Einkom-
mensgrenzen einhalten müsst. Deine Ein-
künfte dürfen dabei nicht über 8004 Euro 
im Jahr liegen. In einer nicht-selbststän-
digen Beschäftigung könnt ihr noch eine 
Werbekostenpauschale von 920 Euro gel-
tend machen. Wenn ihr über dieser Grenze 
liegt, verfällt der Anspruch auf Kindergeld 
für das gesamte Jahr! Ihr solltet also sehr 
genau aufpassen, wie viel ihr verdient. 

Falls ihr über eure Eltern privat kranken-
versichert seid, hängt die Berechtigung 
dazu am Bezug von Kindergeld. Falls ihr 
kein Kindergeld mehr erhaltet (auf Grund 
von Alter oder Einkommen), müsst ihr 
euch also teuer privat versichern (siehe 
Abschnitt „Krankenversicherung“). 

Einkommen der Kinder ab 2012

Eine Neuregelung soll ab 2012 für eine 
weitere Entlastung bei den Familien sor-
gen. Bisher wird bei volljährigen Kindern 
das Einkommen angerechnet und sobald 
es die Freigrenze von 8.004 Euro im Jahr 
überschreitet, entfällt der Anspruch. Die-
se Einkommensfreigrenze für den Kinder-
geldbezug wird ab 2012 aufgehoben, so 
dass auch volljährige Kinder, unabhängig 
von der Höhe ihres Einkommens, Kinder-

geld beziehen werden können. Vorausset-
zung ist allerdings, dass die Wochenar-
beitszeit 30 Stunden nicht überschreitet. 
Und ihr solltet immer die Steuerobergren-
ze im Auge behalten so wie die Arbeitzeit 
hinsichtlich der Versicherung.

Was tun, wenn die Eltern 
nicht zahlen? 

Falls eure Eltern finanziell oder aus rechtli-
chen Gründen nicht in der Lage sind, euch 
angemessenen Unterhalt zu leisten, steht 
euch in der Regel BAföG zu. Falls eure El-
tern dagegen nicht gewillt sind, euch den 
zustehenden Unterhalt zu leisten, wird es 
komplizierter. Zunächst solltet ihr prü-
fen, ob eure Eltern nicht bereits schon 
ihre Unterhaltspflicht erfüllt haben, etwa 
durch Naturalunterhalt (siehe oben). Wie 
hoch euer Anspruch ist lässt sich leider 
schwer sagen. Ihr solltet aber abschätzen 
können, ob es sich deswegen lohnt, gegen 
eure Eltern vor Gericht zu ziehen. Mögli-
cherweise könnt ihr euch doch noch ei-
nigen. Falls ihr trotzdem euren Unterhalt 
erstreiten wollt, solltet ihr euch dringend 
juristisch beraten lassen. Falls ihr euch 
nicht selbst mit der Justizbürokratie be-
schäftigen möchtet, habt ihr die Möglich-
keit über das BAföG-Amt sogenannte Vor-
ausleistungen (siehe Abschnitt „Wenn die 
Eltern nicht zahlen“) zu beantragen. Für 
das Verhältnis zu euren Eltern ergibt das 
allerdings keinen Unterschied: Dann ver-
klagt das BAföG-Amt nämlich eure Eltern 
in eurem Namen. Weitere Möglichkeiten 
bleiben euch leider nicht, da das BAföG 
und alle Sozialleistungen stillschweigend 
davon ausgehen, dass ihr euren Unter-
haltsanspruch auch annehmt.
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Als letzten Rettungsanker zur Studienfi-
nanzierung könnt ihr auch noch verschie-
dene Kredite und Darlehen in Anspruch 
nehmen. Mit der fortschreitenden Priva-
tisierung der Bildung gibt es inzwischen 
einen fast nicht mehr zu durchschauen-
den Dschungel an staatlichen, halbstaat-
lichen und privaten Kreditangeboten. Da 
Kredite und Darlehen im Allgemeinen ver-
zinst werden –im Gegensatz zum BAföG–, 
besteht hier zusätzlich die Gefahr, dass 
ihr immense Zinsschulden mit euch 
schleppen müsst. Wie hoch der aktuelle 
Zinssatz jeweils liegt, müsst ihr je nach 
Angebot mindestens halbjährlich (teil-
weise auch täglich) neu heraus finden, da 
er eben dem allgemeinen Diktat des freien 
Marktes unterliegt. Ihr solltet euch also 
im Vorfeld beraten lassen, denn falls ihr 
einmal in der Schuldenfalle gelandet seid, 
kann es schwer sein, auch wieder heraus-
zukommen. Die Stadt Karlsruhe bietet im 
Rathaus West eine Schuldnerberatung 
an, weiter Informationen siehe http://
www1.karlsruhe.de/Ratgeber/e_detail.

php?e_id=702. Im Folgenden wollen wir 
auf den Bildungskredit der KfW sowie die 
Angebote des Studentenwerks eingehen. 
Der Kredit der L-Bank zur Deckung der 
Studiengebühren findet ihr im Abschnitt 
Studiengebühren. Falls ihr Interesse an 
anderen, sprich privaten Angeboten ha-
ben solltet, wendet ihr euch am ehesten 
an die betreffende Bank. 

Bildungskredit 

Nach dem BAföG stellt das Bildungskredit-
programm die wohl wichtigste staatlich 
geförderte Möglichkeit der Studienfinan-
zierung dar. Zielsetzung ist die finanzielle 
Sicherung des Studiums in fortgeschritte-
ner Ausbildungsphase - in der Regel nach 

Auslaufen der BAföG-Förderung. Damit 
soll verhindert werden, dass sich euer 
Studium etwa durch Annahme eines Jobs 
verzögert oder gar abgebrochen wird. Der 
Bildungskredit ist ein Bankdarlehen, das 
von der Kreditanstalt für Wiederaufbau 
(KfW) vergeben wird. Die Bürgschaft für 
diesen Kredit übernimmt der Staat. Die 
Vergabe ist unabhängig von eurem Ein-
kommen und dem eurer Eltern. Ihr könnt 
ihn also auch parallel zum BAföG bean-
tragen (Er zählt beim BAföG dann aber 
als Einkommen!). Allerdings hat der Bil-
dungskredit ein begrenztes Kontingent. 
Wenn das Budget für dieses Jahr bereits 
erschöpft ist, wird nichts mehr vergeben 
– auch wenn ihr noch so bedürftig sein 
mögt. Einen Rechtsanspruch auf den Bil-
dungskredit gibt es nicht. In diesem Fall 
könnt ihr allerdings den Antrag zu einem 
späteren Zeitpunkt erneut stellen. Den 
Bildungskredit solltet ihr nicht mit dem 
ebenfalls von der KfW vergebenen Studi-
enkredit verwechseln. Letzterer hat ähn-
lich schlechte Konditionen wie Angebote 
von Privatbanken und wird daher hier 
nicht thematisiert. 

Den Bildungskredit beantragt ihr am bes-
ten direkt im Netz auf www.bva.bund.de. 
Alternativ könnt ihr den Antrag natür-
lich auch ausdrucken und dann auf dem 
Postweg an das Bundesverwaltungsamt, 
Abteilung IV, Bildungskredit, 50728 Köln 
verschicken. Nach Eingang des Antrags 
prüft das Bundesverwaltungsamt (BVA), 
ob die Förderungsvoraussetzungen vor-
liegen. Ist das der Fall, so erteilt euch das 
BVA einen Bewilligungsbescheid und lässt 
euch diesen zusammen mit einem Kredit-
antrag der KfW-Förderbank zukommen. 
Das Vertragsangebot der KfW müsst ihr 
dann innerhalb eines Monats unterzeich-

Kredite und Darlehen
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net haben. Ansonsten wird der Bescheid 
unwirksam! 

Voraussetzungen für die Bewilligung 
des Bildungskredites sind: 

deutsche Staatsangehörigkeit; in ei-•	
nigen Fällen können auch Nicht-Deut-
sche gefördert werden (siehe „Aus-
nahmen von der Staatsangehörigkeit“ 
beim BAföG), 

bestandenes Vordiplom bzw. bestan-•	
dene Zwischenprüfung bzw. Bachelor-
Abschluss und 

Alter unter 36 Jahren •	

sich in den letzten 2 Jahren des Studi-•	
ums (Master/Diplom/Aufbaustudien-
gang etc.) zu befinden (Regelstudien-
zeit!) 

Auch für Zusatz-, Ergänzungs- oder Auf-
baustudien bzw. postgraduale Diplom-
studien kann der Bildungskredit bean-
tragen. Ab dem 13. Fachsemester wird der 
Bildungskredit allerdings nur noch dann 
gewährt, wenn ihr bereits zur Abschluss-
prüfung zugelassen seid und das Studium 
innerhalb der Förderungsdauer (24 Mona-
te) abschließen könnt. Das müsst ihr euch 
schriftlich vom zuständigen Prüfungs-
ausschuss bzw. vom Studiensekretariat 
bestätigen lassen. 

Wenn der Bildungskredit bewilligt ist, 
erhaltet ihr monatlich 100, 200 oder 300 
Euro ausbezahlt. Egal welchen Betrag ihr 
wählt, ihr erhaltet maximal 24 Monate 
Leistungen aus dem Bildungskreditpro-
gramm. Allerdings könnt ihr euch bis zu 
3.600 Euro im Voraus auszahlen lassen, 
wenn ihr einen entsprechenden ausbil-
dungsbezogenen Bedarf (beispielswei-
se Verschuldung wegen des Studiums) 
glaubhaft machen könnt. 

Für den Bildungskredit gelten weitge-
hend die gleichen Konditionen wie für 
das Bankdarlehen im BAföG (siehe dort). 
Die Zinssätze sind also relativ gering 
(EURIBOR + 1%, momentan ca. 2%). Ab-
weichend davon geschieht nur die Rück-
zahlung: Sie beginnt vier Jahre nach der 
ersten (!) Auszahlung und wird in monat-
lichen Raten von mindestens 120 Euro 
vollzogen. Falls ihr zahlungsunfähig seid, 
übernimmt der Bund eure Schulden. Das 
BVA wird dann aber versuchen, das Geld 
wieder von euch einzutreiben.

Darlehen des Studentenwerks 
Studienabschlussdarlehen des Studen-
tenwerks 

Neben der Studienabschlussförderung 
nach dem BAföG gibt es noch das Studien-
abschlussdarlehen des Studentenwerks, 
das im Gegensatz zu den vorgenannten 
Alternativen zinslos ist. Es wird lediglich 
eine einmalige Bearbeitungsgebühr in 
Höhe von 2 % der Darlehenssumme erho-
ben, die zum Zeitpunkt der Auszahlung 
des Darlehens fällig wird. Die maximale 
Darlehenssumme beträgt 2500 Euro. Der 
Haken bei der Sache ist jedoch, dass das 
Darlehen nur gewährt wird, wenn ihr zwei 
Berufstätige deutscher Staatsangehörig-
keit auftreiben könnt, die für die Rück-
zahlung des Darlehens bürgen. Weitere 
Voraussetzung ist, dass ihr das Studium 
erfolgreich innerhalb der nächsten zwei 
Semester abschließen könnt. Dazu ist 
die Bestätigung von zwei ProfessorInnen 
maßgeblich. Weil das Studentenwerk für 
die Abschlussdarlehen nur ein begrenztes 
Budget zur Verfügung hat, gibt es keine 
Garantie dafür, dass das Darlehen auch 
tatsächlich gewährt wird. Deshalb solltet 
ihr eure Bedürftigkeit möglichst glaub-



46

haft darlegen, da diese eine Rolle bei der 
Entscheidung über den Antrag spielt.

Beantragt wird das Darlehen bei der Ab-
teilung Rechnungswesen des Studenten-
werks (Zimmer 208). Dort bekommt ihr 
den Antrag inklusive Vordrucke für die 
Bürgschaftserklärungen und die Stel-
lungnahmen der ProfessorInnen zum 
möglichen Studienabschluss. 

Die Rückzahlung beginnt mit Abschluss 
des Studiums und geschieht in monat-
lichen Raten von mindestens 125 Euro. 
Wenn zwingende Gründe vorliegen, kann 
auch eine Stundung (also ein Aufschub) 
der Rückzahlung mit dem Studentenwerk 
ausgehandelt werden. Ihr solltet jedoch 
unbedingt darauf achten, mit den Zah-
lungen nicht in Verzug zu geraten! Bei 
verspäteter Zahlung oder bei Stundung 
entstehen Zinsen von 6 % der Darlehen-
Restschuld. Wenn man mehr als 4 Wochen 
in Zahlungsverzug ist, kann das Darlehen 
fristlos gekündigt werden. Vom Tag der 
Kündigung an wird die Darlehen-Rest-
schuld dann mit 2 % über dem an diesem 
Tag gültigen Landeszentralbank-Diskont-
satz verzinst. 

Kurzfristige Darlehen des Studenten-
werks 

Das Studentenwerks vergibt auch kurz-
fristige Darlehen. Diese können jederzeit 
während des Studiums beantragt werden. 
Voraussetzung für die Gewährung eines 
kurzfristigen Darlehens sind Bedürftig-
keit und zwei berufstätige BürgInnen 
deutscher Staatsangehörigkeit. Die Dar-
lehensgewährung findet nur statt, wenn 
der UStA dies befürwortet. Dazu müsst ihr 
in der Sozialberatung vorbeikommen. Ihr 
erhaltet dann einmalig ein Darlehen über 
410 Euro. Es ist zinslos, muss aber inner-
halb von sechs Monaten zurückgezahlt 
werden.

Beratung Studienabschlussdarlehen 
des Studentenwerks

Abteilung Rechnungswesen WW

Studentenhaus, Zimmer 208 
Adenauerring 7 
76131 Karlsruhe 
0721 6909-122 bis -124, -127��
fibu@studentenwerk-karlsruhe.de



Mo - Do: 9:00 bis 12:00 Uhr und  
               13:30 bis 15:00 Uhr

Fr: 9:00 bis 12:00 Uhr
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In der Bundesrepublik gibt es eine Viel-
zahl von finanziellen Förderungsmög-
lichkeiten für Studierende, die zu einem 
großen Teil aus öffentlichen Mitteln, also 
in letzter Konsequenz aus Steuergeldern, 
finanziert werden. Solche Stipendien wer-
den von Stiftungen (den sogenannten Be-
gabtenförderwerken) vergeben, die ihre 
Stipendiaten selber aussuchen dürfen. 
Die Hälfte davon ist parteipolitisch ge-
bunden, die Mitgliedschaft in einer Partei 
wird jedoch nicht vorausgesetzt. Letzt-
endlich entscheiden die Stiftungen, wer 
mit staatlichem Geld gefördert wird, und 
nicht der Staat. Die meisten Stiftungen 
orientieren den Förderbetrag an der Be-
dürftigkeit der Einzelnen. Alle Stiftungen 
bieten auch Promotionsstipendien an, die 
aber hier nicht behandelt werden. 

Die unten zusammengestellten Informa-
tionen sind zum Großteil dem Internet 
entnommen und gekürzt. Sie entsprechen 
also den Selbstdarstellungen der Stiftun-
gen. Für die Richtigkeit der Richtlinien 
übernehmen wir keine Gewähr. Bevor Du 
Dich bewirbst, solltest Du Dir bei den Stif-
tungen zusätzliche Informationen zur Be-
werbung einholen bzw. die ausführliche-
ren Informationen im Internet ansehen. 
Wie generell bei Bewerbungen versteht 
sich von selbst, dass die Bewerbungsun-
terlagen sauber, ordentlich, übersichtlich 
und absolut fehlerfrei sein sollten. 

Die Voraussetzungen für eine Vollförde-
rung sind weitgehend die gleichen wie 
beim BAföG. Bei den meisten Stiftungen 
ist es aber auch möglich, eine ideelle För-
derung zu erhalten, falls ihr die Einkom-
mensgrenzen des BAföG überschreitet. Im 
Gegensatz zum BAföG sind die Studiensti-

pendien immer ein 100%iger Zuschuss – es 
muss also nichts zurückgezahlt werden. 

Parteinahe Stiftungen 
Friedrich-Ebert-Stiftung (SPD)

Voraussetzungen (formal): 

Bewerbung bis zum 4. Fachsemester •	
bei deutschen Studierenden (FH-Stu-
dis bis zum 2. Fachsemester)

Bewerbung nach  Absolvierung des •	
Grundstudiums bei ausländischen Stu-
dierenden

keine Stipendien ausschließlich für •	
Auslandsstudium oder Zweitstudium. 

überdurchschnittlicher Abschluss ei-•	
nes Studiums für Graduiertenstipendi-
um bei Aufbaustudium oder Promotion

Die Bewerbungsunterlagen können mit 
einem formlosen Schreiben angefordert 
werden, dem ein tabellarischer Lebens-
lauf, Kopien des Abiturzeugnisses und 
der Leistungsnachweise, Immatrikulati-
onsbescheinigung sowie bei Graduierten 
eine Kopie des Studienabschlusszeugnis-
ses, ein Exposé zur geplanten Dissertation 
und ein Gutachten des Betreuers bzw. der 
Betreuerin beigefügt werden. Man sollte 
besonderes gesellschaftspolitisches und 
soziales Engagement nachweisen können. 
Besonders Frauen werden ermutigt, sich 
zu bewerben. Im Internet lassen sich wei-
tete Informationsunterlagen anfordern.. 

Godesberger Allee 149 WW

53175 Bonn-Bad Godesberg
0228 / 883-8000��
stipendien@fes.de


http://www.fes.deÞÞ

Stipendien
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Friedrich-Naumann-Stiftung (FDP) 

Voraussetzungen: 

Hochbegabung •	

charakterliche Qualitäten •	

liberales politisches und gesellschaftli-•	
ches Engagement 

Das Programm der Begabtenförderung 
ist offen für deutsche und ausländische 
Studierende und Graduierte an den Hoch-
schulen Deutschlands, sofern die Be-
werber die in den Förderungsrichtlinien 
beschriebenen Voraussetzungen erfüllen 
und das Auswahlverfahren erfolgreich 
bestehen. Gefördert werden Erststudien, 
viersemestrige Aufbaustudien und Pro-
motionen. Besonders Frauen werden er-
mutigt, sich zu bewerben. 

Karl-Marx-Str. 2 WW

14482 Potsdam

0331 / 7019-353��
0331 / 7019-222��
begabtenfoerderung@freiheit.org


http://www.fnst.deÞÞ

Hanns-Seidel-Stiftung (CSU)

Die Hanns-Seidel-Stiftung sagt selbst, sie 
wolle mit ihren Stipendienprogrammen zur 
Erziehung eines Akademikernachwuchses 
beitragen, der befähigt und bereit ist, kri-
tisch an der Ausgestaltung unseres frei-
heitlichen Rechtsstaats im Rahmen der 
demokratischen Grundordnung mitzuwir-
ken. Gefördert werden Studierende und 
Promovierende der wissenschaftlichen 
Hochschulen und Studierende der Fach-
hochschulen in der ganzen Bundesrepu-
blik Deutschland. Gefordert sind einer-
seits überdurchschnittliche Schul- und 
Studienleistungen, andererseits aktives 
gesellschaftspolitisches Engagement. Die 

zur Antragstellung benötigten Unterlagen 
sind schriftlich beim Förderungswerk der 
Hanns-Seidel-Stiftung anzufordern. Be-
werbungsschlusstermine für Studierende 
an Universitäten und Fachhochschulen 
sind der 31. Januar und der 31. Juli. Nach 
Ablauf des Probe- oder Grundförderungs-
jahres gibt es auf schriftlichen Antrag hin 
Unterstützung von Auslandsstudienauf-
enthalten (Auslandszuschlag, Übernah-
me bzw. Bezuschussung von Reisekos-
ten und Studiengebühren), sofern diese 
zwei Semester nicht übersteigen und das 
Studium an einer deutschen Hochschule 
sinnvoll ergänzen. 

Lazarettstr. 33 WW

80636 München
089 / 1258-300��
089 1258-403��
niederm@hss.de


http://www.hss.deÞÞ

Heinrich-Böll-Stiftung (Bündnis 90/
Die Grünen) 

VDie Stiftung fördert fachlich begabte 
und gesellschaftspolitisch interessierte 
deutsche und ausländische Studierende 
und Promovierende. Voraussetzungen 
(formal): 

Grundstudium innerhalb der Regelstu-•	
dienzeit beendet 

Zusatz- bzw. Ergänzungsstudium nur •	
bei besonderer Begründung 

Förderfähigkeit nach den Regelungen •	
des BAföG (siehe dort) 

Voraussetzungen (ideell): Die Grünen-
nahe Heinrich-Böll-Stiftung orientiert 
sich an den Grundwerten Demokratie, 
Ökologie, Solidarität und Gewaltfreiheit. 
Gefordert wird: Überdurchschnittliche 
Studienleistung; Arbeit in den Bereichen 
nachhaltige Entwicklung, Zukunft der Ar-
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beit und Umbau des Sozialstaats, interna-
tionale Politik und europäische Einigung, 
Krise und Zukunft der Demokratie, Ge-
schlechterdemokratie, Migration; nach-
weisbare Bereitschaft zur Übernahme von 
Verantwortung und aktive Auseinander-
setzung mit den Zielen der Stiftung. Ins-
besondere Frauen aus naturwissenschaft-
lichen und technischen Fächern werden 
gezielt gefördert. 

Schumannstr. 8 WW

10117 Berlin
030 / 28534-400��
studienwerk@boell.de


http://www.boell.de/studienwerkÞÞ

Konrad-Adenauer-Stiftung (CDU) 

Voraussetzungen: 

überdurchschnittliche Leistungen in •	
Schule und Hochschule 

persönliche Eignung •	

politisches bzw. soziales Engagement •	

deutsche Sprachkenntnisse (bei Be-•	
werbungen in Deutschland: DSH; bei 
Bewerbungen im Ausland: Zertifikat 
Deutsch als Fremdsprache) 

bei Ausländern: Bereitschaft zur Rück-•	
kehr ins Heimatland nach Abschluss 
des Studienvorhabens 

Übernahme von Verantwortung im Sin-•	
ne der Zielsetzung der Förderung 

In das Auswahlverfahren kann nicht auf-
genommen werden, wer in weniger als 
vier Semestern die Förderungshöchst-
dauer nach BAföG erreicht. Bewerber, die 
nach den Kriterien fachliche Leistung, 
Engagement und persönliche Eignung für 
eine Förderung in Frage kommen, werden 
zu einer mehrtägigen Auswahltagung 
mit Klausuren, Gruppendiskussion und 

Einzelgespräch eingeladen. Ein unab-
hängiger Ausschuss entscheidet über die 
Zulassung. Die zur Anmeldung erforderli-
chen Unterlagen und Gutachten sind spä-
testens zum 15. Januar für das folgende 
Sommersemester und bis zum 1. Juli für 
das Wintersemester einzureichen. 

Rathausallee 12 WW

53757 St. Augustin
 02241 / 24 6-0��
zentrale@kas.de


http://www.kas.deÞÞ

Rosa-Luxemburg-Stiftung (Die Linke) 

Wesentlichstes Ziel der Rosa-Luxemburg-
Stiftung ist es, durch die Förderung po-
litischer Bildung zur demokratischen 
Partizipation, Wahrnehmung sozialer 
Verantwortung und Stärkung solidari-
scher Initiative beizutragen. Leitorien-
tierungen sind Demokratisierung der 
politischen Willensbildung, soziale Ge-
rechtigkeit, Überwindung patriarchaler, 
rassischer und nationaler Unterdrückung 
und letztendlich die Verbindung von frei-
er Entwicklung des Einzelnen mit einer 
solidarischen Entwicklung aller. 

Die Bewerberinnen und Bewerber sollten 
sich durch hohe fachliche Leistungen und 
politisches und gesellschaftliches Enga-
gement auszeichnen. Es muss erkennbar 
sein, dass ein überdurchschnittlich guter 
akademischer Abschluss zu erwarten ist. 
Die Stiftung betrachtet die Förderung von 
Frauen als vorrangige Aufgabe. Bevorzugt 
werden bei vergleichbarer Leistung und 
Befähigung Bewerberinnen und Bewer-
ber, die sozial besonders bedürftig sind. 
Aufgrund der von den Bewerberinnen und 
Bewerbern eingereichten Zeugnisse, des 
Lebenslaufes und anderer Unterlagen wird 
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von der Stiftung eine Auswahl getroffen. 
Eine besondere Rolle spielt hierbei die 
Stellungnahme aus dem Kreis der Vertrau-
ensdozentinnen und Vertrauensdozenten 
der Stiftung. Der Auswahlausschuss der 
Stiftung besteht aus Wissenschaftlerin-
nen und Wissenschaftlern sowie Vertre-
terinnen und Vertretern der gesellschaft-
lichen Praxis mit wissenschaftlichen und 
pädagogischen Erfahrungen. Der Aus-
schuss spricht Empfehlungen aus. Über 
die Aufnahme in die Förderung entschei-
det der Vorstand. 

Franz-Mehring-Platz 1 WW

10243 Berlin
030 / 44310-223��
030 / 44310222��
studienwerk@rosalux.de


http://www.bundesstiftung-rosa-ÞÞ
luxemburg.de

Weitere Begabtenförder-
werke 
Cusanuswerk der deutschen Bischöfe 

Für Studierende und Graduierte an Uni-
versitäten, Technischen Universitäten 
und Gesamthochschulen findet einmal 
pro Jahr ein Auswahlverfahren statt. 
Stichtag für die Bewerbung ist der 1. Ok-
tober eines jeden Jahres. Da das Cusanus-
werk von einer fachgebundenen, spezifi-
schen Begabung ausgeht, müssen bereits 
erste Leistungsergebnisse aus dem Studi-
um vorliegen, d. h. es muss zu Beginn des 
Auswahlverfahrens mindestens ein Fach-
semester abgeschlossen sein. Die Unter-
lagen müssen umfassen: Abiturzeugnis, 
erste Hochschulzeugnisse (falls vorhan-
den), Gutachten von zwei Hochschulleh-
rern oder -lehrerinnen, einen ausführli-
chen Lebenslauf, ein Gutachten aus der 
Hochschulgemeinde. Das Cusanuswerk 

legt besonderen Wert darauf, nicht nur 
die Leistung zu vergleichen, sondern die 
Menschen kennenzulernen, die diese 
Leistung erbringen. So gehört das per-
sönliche Gespräch mit einem Mitglied der 
Geschäftsstelle für jede Bewerberin und 
jeden Bewerber zum Verfahren. In der 
Grundförderung findet keine Vorauswahl 
statt. Ein interdisziplinär zusammenge-
setztes Gremium von Hochschullehrerin-
nen und -lehrern entscheidet über die 
Auswahl. 

Baumschulallee 5 WW

53115 Bonn
0228 / 98384-0��
0228 / 98384-99��
http://www.cusanuswerk.deÞÞ

Evangelisches Studienwerk e.V. 

Voraussetzungen: 

Zugehörigkeit zu einer evangelischen •	
Kirche 

deutsche Staatsangehörigkeit •	

Hochschulreife •	

überdurchschnittliche Leistungen in •	
Schule und Studium 

nachweisliches Engagement im kirch-•	
lichen, sozialen oder politischen Be-
reich 

In begründeten Fällen kann der Vorstand 
Ausnahmen zulassen. Als Bewerbungs-
grenze für Hochschulstudierende gilt 
das 5. Semester, für Studierende an Fach-
hochschulen das 2. Semester. Stichtage 
für Bewerbungen sind der 1. März und der 
1. September. 
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Hans-Böckler-Stiftung (DGB) 

Voraussetzungen: 

gewerkschaftliches oder gesellschafts-•	
politisches Engagement 

persönliche und fachliche Qualifikati-•	
on für das gewählte Studium  

Kenntnisse von den Zwängen und Ab-•	
hängigkeiten, von denen die arbeiten-
den Menschen in der Wirtschafts- und 
Gesellschaftsordnung betroffen sind, 
und der daraus resultierenden Notwen-
digkeit einer solidarischen Interessen-
vertretung durch die Gewerkschaften 
und Einbringung dieser Kenntnisse ins 
Studium 

Beachtet werden außerdem der bisheri-
ge Studienverlauf, die persönliche und 
fachliche Studienqualifikation, der Be-
rufs- und Bildungsweg vor dem Studium 
und die persönliche soziale Lage. Die Be-
werbung bei der HBS läuft in der Regel 
über eure Gewerkschaft. Falls ihr kein Ge-
werkschaftsmitglied seid, könnt ihr euch 
über das ergänzende Auswahlverfahren 
bewerben. Momentan läuft mit der „Ak-
tion Bildung“ darüber hinaus ein zeitlich 
begrenztes Sonderprogramm, das einem 
weiteren Personenkreis offensteht. 

Hans-Böckler-Straße 39 WW

40476 Düsseldorf
0211 / 7778-0��
0211 / 7778-120��
http://www.boeckler.deÞÞ

Stiftung der Deutschen Wirtschaft 

Voraussetzungen: 

überdurchschnittliche Leistungen •	

ehrenamtliches Engagement •	

Die Stiftung der Deutschen Wirtschaft 
bietet Seminare zu allen möglichen Be-
reichen der Persönlichkeitsentwicklung. 
Großer Wert wird auf die Vernetzung unter 
den Stipendiaten gelegt. Die Bewerbung 
erfolgt initiativ beim lokalen Vertrau-
ensdozenten über die Hochschulgruppe 
Karlsruhe. Studierende in technischen 
Fächern werden besonders ermutigt, sich 
zu bewerben! Das Auswahlverfahren fin-
det zweimal im Jahr statt .

Studienstiftung des Deutschen Volkes 

Die Studienstiftung fördert hochqualifi-
zierte Studenten und Doktoranden durch 
verschiedene Aktivitäten. Die offenen 
Programme der Studienstiftung sind nicht 
nur Stipendiaten zugänglich. Für die Auf-
nahme in die Studienstiftung muss man 
vorgeschlagen werden. Selbstbewerbun-
gen sind nicht möglich (mit Ausnahme 
der offenen Programme). Studierende an 
Hochschulen können bis 1 Jahr vor Ende 
der Regelstudienzeit vorgeschlagen wer-
den. 

Vorschlagsrecht haben: 

Oberstudiendirektoren und Schulleiter •	
(nur für Abiturienten) 

Hochschullehrer an Universitäten •	

Haus Villigst WW

Iserlohner Straße 25 
58239 Schwerte
02304 / 755-196��
02304 / 755-250��
http://www.evstudienwerk.deÞÞ

im Haus der Deutschen Wirtschaft WW

Breite Straße 29 
10178 Berlin
030 / 2033-1540��
030 / 2033-1555��
http://www.sdw.orgÞÞ
http://www.sdw-karlsruhe.deÞÞ
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Fachbereiche deutscher Hochschulen, •	
in denen benotete Vorexamina statt-
finden 

Hochschullehrer an Fachhochschulen •	

die Leitungen staatlicher deutscher •	
Kunsthochschulen 

die Leitungen staatlicher deutscher •	
Musikhochschulen 

Betreuer von Promotionsvorhaben.•	

Deutschlandstipendium

Die Deutschlandstipendien in Höhe von 
300 Euro pro Monat für die Dauer von 
einem Jahr werden jedes Jahr zum Win-
tersemester vergeben. Sie werden zu 
gleichen Teilen vom Steuerzahler und 
von Spendern (hauptsächlich aus der 
Wirtschaft) getragen. Auswahlkriterium 
ist primär die bisher erbrachte Studien-
leistung. Inwiefern sonstige Faktoren wie 
ehrenamtliches Engagement oder beson-
dere persönliche oder familiäre Umstände 
berücksichtigt werden, ist von Hochschu-
le zu Hochschule unterschiedlich. Am KIT 
gibt es sogar an den einzelnen Fakultäten 
verschiedene Regelungen, da dort für die 
Vergabe die Studienkommissionen zu-

ständig sind.

Stipendien für

AusländerInnen 

Bei der OBS werden folgende Zuwanderin-
nen und Zuwanderer gefördert: 

Spätaussiedlerinnen und Spätaussied-•	
ler 

Ehegatten von Spätaussiedlerinnen •	
und Spätaussiedlern (wenn sie mit den 
Spätaussiedlern und Spätaussiedlerin-
nen eingereist sind) 

Jüdische Immigranten (mit Niederlas-•	
sungserlaubnis nach § 23 Aufenthalts-
gesetz) 

Asylberechtigte •	

Personen mit Abschiebeschutz nach § •	
60.1 Aufenthaltsgesetz 

Beratung und Förderung erfolgen auf der 
Grundlage einer gründlichen Analyse der 
im Herkunftsland erworbenen Bildungs-
abschlüsse und der von den Ratsuchen-
den in Deutschland angestrebten Ziele in 
Ausbildung und Beruf. 

Otto-Benecke-Stiftung  WW

Kennedyallee 105-107 
53175 Bonn
0228 / 8163-0��
0228 / 8163-400��
http://www.obs-ev.de/ÞÞ

Auslandsstipendien 

Wie bei den (Inlands-)Stipendien existie-
ren auch hier viele verschiedene Angebo-
te. Wer bereits Stipendiat einer Stiftung 
ist, kann meistens dort weitere Unterstüt-
zung erhalten. Ein zusätzliches Auslands-
stipendium leistet aber oft noch mehr. 
Einen guten (aber nicht vollständigen) 
Überblick für die Förderungsmöglich-
keiten – wenn man sein Zielland kennt – 

Ahrstraße 41  WW

53175 Bonn 
0228 / 82096-0 ��
0228 / 82096-103 ��
info@studienstiftung.de


http://www.studienstiftung.deÞÞ

http://deutschlandstipendium.de/ÞÞ
http://www.rsm.kit.edu/2148.phpÞÞ
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kann man in der DAAD-Stipendiendaten-
bank finden: 

http://www.daad.de/ausland/ 
foerderungsmoeglichkeiten/ 
stipendiendatenbank/00658.de.html

Deutscher Akademischer Austausch-
dienst (DAAD) 

Ziel des DAAD ist die Förderung der in-
ternationalen Hochschulbeziehungen, 
insbesondere des akademischen und wis-
senschaftlichen Austausches zwischen 
Deutschland und dem Ausland. Geför-
dert werden Studierende aus allen Län-
dern der Welt bei Aus- und Fortbildung 
sowie Forschungsarbeiten in allen Fach-
richtungen. Eignungsvoraussetzungen: 
Abgelegte Zwischenprüfung oder Vordi-
plom, gute Kenntnisse der Sprache des 
Gastlandes. Bewerben kann man sich i. d. 
R. nur im Heimatland der Bewerber beim 
zuständigen Kultus- oder Hochschulmi-
nisterium, in Deutschland beim Akademi-
schen Auslandsamt der zuletzt besuchten 
Hochschule. Im Internet findest Du eine 
Datenbank, die Dir nach Eingabe von Stu-
dienfach etc. ermittelt, welche Förder-
möglichkeiten Du hast. 

Referat 224 - Alumni WW

Postfach 20 04 04 
53134 Bonn
0228 / 882-572��
http://www.daad.deÞÞ

Landesstiftung Baden-Würtemberg 

Das Baden-Württemberg-Stipendium 
hat das Ziel, Studierende zu fördern, die 
durch einen Studien-/Forschungsaufent-
halt im Ausland oder in Baden-Württem-
berg ihre fachliche und interkulturelle 
Kompetenz erweitern wollen. Bewerben 
können sich Studierende an baden-würt-

tembergischen Hochschulen, die für ein 
bis zwei Semester an eine ausländische 
Partnerhochschule (deiner Hochschule/
Universität) gehen möchten, beim Aka-
demischen Auslandsamt bzw. bei der ent-
sprechenden zuständigen Stelle. 

Im Kaisemer 1 WW

70191 Stuttgart
0711 / 248476-0��
0711 / 248476-50��
info@landesstiftung-bw.de


http://www.landesstiftung-bw.deÞÞ

Carl-Duisberg-Gesellschaft 

Ziel ist es, qualifizierten jungen deut-
schen NaturwissenschaftlerInnen, wäh-
rend ihres Studiums oder unmittelbar 
nach ihrer Promotion einen ca. einjähri-
gen Auslandsaufenthalt zu ermöglichen. 
Gefördert werden vorwiegend Chemiker, 
Physiker und Mediziner. Außerdem gibt 
es im Rahmen der ASA (Arbeits- und Stu-
dienaufenthalte) viele interessante Mit-
wirkungsmöglichkeiten in Entwicklungs-
hilfe-Projekten. 

Weyerstraße 79-83 (Barbarossa-WW

platz) 
50676 Köln
0221 / 2098-0��
0221 / 2098-111��
http://www.cdg.deÞÞ

Stiftungen am KIT 

Die beiden Stiftungen am KIT vergeben 
zwar generelle Stipendien, eignen sich 
aber aufgrund ihrer Einmalzahlung (kei-
ne kontinuierliche Förderung) eher als 
Auslandsstipendium. Die weiteren Moda-
litäten lassen sich auf der Homepage ein-
sehen oder per Telefon erfragen. 
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Rundfunkgebührenpflicht 

Nach dem Rundfunkgebührenstaatsver-
trag müssen alle, die Empfangsgeräte wie 
Fernseher, internetfähige Rechner oder 
Radios (auch Radiowecker, Autoradios 
oder Handys) bereithalten, Rundfunkge-
bühren für diese entrichten. Es ist dabei 
irrelevant, ob die Geräte auch tatsächlich 
zum Empfang des öffentlich-rechtlichen 
Rundfunks genutzt werden. Allein die 
Tatsache, dass sie dazu genutzt werden 
könnten – sprich: zur Verfügung stehen 
– reicht aus. Nur wenn Geräte prinzipiell 
nicht mehr zum Empfang des öffentlichen 
Rundfunk genutzt werden können, weil 
beispielsweise das Empfangsteil aus dem 
Fernseher ausbaut wurde, müssen diese 
nicht angemeldet werden. 

Gezahlt werden die Rundfunkgebühren 
bei der GEZ (Gebühreneinzugszentrale). 
Für Radio, internetfähiger Rechner oder  
internetfähiges Handy („neuartiges Rund-
funkgerät“) beträgt die Rundfunkgebühr 
derzeit monatlich 5,76 Euro (3 Monate: 
17,28 Euro), für Fernsehen, Radio und 
Rechner zusammen 17,98 Euro (3 Monate: 
53,94). Einen Tarif nur für Fernsehen gibt 
es nicht! Dabei ist es egal, wie viele Emp-
fangsgeräte man bereithält. Die Zahlung 
erfolgt immer für ein ganzes Quartal, mo-
natliche Raten sind nicht möglich. 

Wenn man noch bei den Eltern wohnt, 
muss man seine eigenen Geräte nicht zu-
sätzlich anmelden, es sei denn, das eige-
ne Einkommen übersteigt den Sozialhilfe-
satz. Voraussetzung dafür ist allerdings, 
dass die Eltern bereits Geräte des gleichen 
Typs (Fernseher bzw. Radio) angemeldet 
haben. 

GEZ
Vincenz-Prießnitz-Straße 1 WW

Raum: 303 
76131 Karlsruhe
0721 / 608-45462��
0721 / 608-44343��
http://www.alumni.kit.edu/692.phpÞÞ

Weitere 

Neben den oben genannten gibt es et-
liche Hunderte Organisationen – ge-
meinnützige Vereine wie große Indust-
riekonzerne – die Stipendien anbieten. 
Teilweise gibt es spezielle Angebote für 
bestimmte Fachrichtungen. Die Voraus-
setzungen können höchst unterschied-
lich sein. Einen Überblick findet ihr auf 
der Seite 

http://www.stipendiendatenbank.de/
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Wenn mehrere Personen gemeinsam in ei-
ner Wohnung leben, müssen alle die ihnen 
gehörenden Empfangsgeräte anmelden. 
Dabei wird in der Regel davon ausgegan-
gen, dass ein Empfangsgerät denjenigen 
gehört, in deren Räumlichkeiten es auf-
gestellt ist. Rundfunkempfangsgeräte, die 
in gemeinschaftlich genutzten Räumen 
aufgestellt sind, müssen nur von einer 
Person angemeldet werden, dürfen dann 
aber von allen Bewohnern mitbenutzt 
werden. Bei verheirateten Ehepaaren 
müssen die Geräte in der gemeinsamen 
Wohnung nur einmal angemeldet werden. 
Geräte am Arbeitsplatz müssen ebenfalls 
gemeldet werden. 

GEZ – Die Gebühreneinzugs-
zentrale 

Was genau ist die GEZ? Eine Sonderein-
heit der Polizei oder gar eine Unterab-
teilung eines unglaublich geheimen Ge-
heimdienstes? Bah! Total überzogener 
Quatsch, auch wenn das das Licht ist, in 
dem sich die GEZ gerne präsentiert. Sie 
ist eine „Verwaltungsgemeinschaft“, ins 
Leben gerufen von den öffentlich-rechtli-
chen Sendern zum Eintreiben von Rund-
funkgebühren und Aufspüren potenzieller 
„Schwarzseher“, ein Dienstleister also. 

Die Einwohnermeldeämter müssen bei 
An- und Abmeldungen Name, Anschrift 
und Geburtsjahr an die GEZ weitergeben. 
Diese Praxis ist zwar rechtlich umstritten, 
da sie ja nicht gerade unscheinbar gegen 
die Datenschutzrichtlinien verstößt, sie 
wird in den meisten Bundesländern aber 
trotzdem seit geraumer Zeit durchge-
führt. Weitere Anschriften und Adressen 
werden aus öffentlichen Quellen wie Tele-
fonbüchern oder von professionellen Ad-
resshändlern beschafft. 

Diese Daten werden dann mit der Lis-
te der gemeldeten Rundfunkteilnehmer 
abgeglichen. Personen, die nicht bei der 
GEZ gemeldet sind, werden als potenziel-
le „Schwarzseher“ einfach auf gut Glück 
angeschrieben und aufgefordert, ihre an-
geblichen Rundfunkempfangsgeräte doch 
bitte mal anzumelden. Wenn man solche 
Geräte bereithält, ist man dazu verpflich-
tet, dies anzugeben, das ist im Rundfunk-
gebührenstaatsvertrag verankert. Wenn 
man keine solchen Geräte bereithält, ist 
man noch nicht einmal dazu verpflichtet, 
auf das Schreiben zu antworten. Aller-
dings wird man dann mit Sicherheit eine 
Erinnerung und eine zweite Erinnerung 
bekommen. Mehr passiert dann aber auch 
nicht – zumindest nicht auf dem schrift-
lichen Wege. 

Rundfunkgebühren- 
beauftragte 

Wenn man auf die Schreiben der GEZ 
nicht antwortet oder angibt, keine Rund-
funkempfangsgeräte bereitzuhalten, ist 
die Chance, dass plötzlich irgendwann 
einmal ein Gebührenfahnder vor der Tür 
steht, mit einem Schlag gar nicht mehr so 
klein. Ein Gebührenfahnder, der mit offi-
ziellem Titel Gebührenbeauftragter heißt, 
ist lediglich ein freiberufliche Beschäf-
tigter der Landesrundfunkanstalten mit 
schlechter Bezahlung, der für jede Neu-
anmeldung eine Provision einstreicht. Die 
Gebührenfahnder haben jedoch keinerlei 
Befugnisse! Ihre einzige Chance ist es, zu 
bluffen oder ihre „Opfer“ einzuschüchtern 
und genau das wird er probieren! Man ist 
nicht dazu verpflichtet, ihnen Antworten 
zu geben oder sie gar die Wohnung betre-
ten zu lassen. Oftmals versuchen sie mit 
blanken Lügen, Informationen über den 
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Gerätebestand zu erfragen. So kommt es 
mitunter vor, dass sie sich als Werber für 
eine Fernsehzeitschrift ausgeben und auf 
diesem Wege versuchen, euch in die Ecke 
zu drängen. In Wohngemeinschaften oder 
Wohnheimen versuchen sie manchmal, 
ahnungslose Mitbewohner zu belasten-
den Aussagen zu bringen. Weiterhin hal-
ten sich abstruseste Legenden um angeb-
liche Funkpeilwagen recht wacker. Auch 
von grausamen Schauprozessen gegen 
„Schwarzseher“ wird immer wieder er-
zählt. Auf jeden Fall solltet ihr euch von 
all dem nicht einschüchtern lassen. 

Als „Schwarzseher“ entlarvt?! 

Wenn man als „Schwarzseher“ entlarvt 
wird, geschieht in der Regel nicht beson-
ders viel. Die Gebührenfahnder werden 
auf jeden Fall darauf bestehen, dass das 
Anmeldeformular nun wahrheitsgemäß 
ausgefüllt wird. Dem sollte man sich nun 
auch nicht mehr widersetzen. Ein Antrag 
auf Befreiung von der Rundfunkgebühr 
kann immer noch gestellt werden! Man 
sollte sich auch darüber im klaren sein, 
dass die Gebührenfahnder nicht nachwei-
sen können, seit wann die Rundfunkemp-
fangsgeräte bereitstehen! Also können 
diese gerade erst vor kurzem beschafft 
worden sein. Gibt man dahingegen an, 
diese schon länger zu besitzen, kann die 
GEZ die Gebühren für den gesamten ange-
gebenen Zeitraum nachfordern.

Meldung von Rundfunkgerä-
ten 
Anmeldung 

Die Rundfunkgeräte meldet man am ein-
fachsten im Netz unter http://www.gez.
de/ an. Dort findet sich auch das An-
meldeformular als PDF zum Abrufen und 

Ausdrucken, das dann anschließend per 
Post oder Fax in Richtung GEZ befördert 
werden kann. Theoretisch sollten die An-
meldeformulare auch im Bürgerbüro (Ein-
wohnermeldeamt) und in allen Bank- und 
Postfilialen ausliegen. Ihr werdet sie aber 
wahrscheinlich ohnehin von der GEZ zu-
geschickt bekommen. 

Ummeldung 

Wenn sich die Anschrift geändert hat oder 
man die Zahlungsweise bzw. die Bankver-
bindung ändern möchte, sollte man sich 
bei der GEZ im Netz ummelden. Man kann 
das auch mithilfe eines Formulars tun, 
das man in digitaler Form ebenfalls unter 
der eben genannten Adresse zum Ausdru-
cken findet. Bereits auf Papier gebrachte 
Versionen dieses Formulars bekommt man 
in allen Bank- und Postfilialen. 

Abmeldung 

Wenn Rundfunkempfangsgeräte kaputt-
gegangen sind, geklaut oder verkauft 
wurden, so kann man diese selbstver-
ständlich auch abmelden. Dafür gibt es 
aber ein Formular zum Ausdrucken, das 
sich ebenfalls auf der Internetseite der 
GEZ abrufen lässt. Aber auch ein einfa-
cher formloser Brief an die GEZ versehen 
mit der Rundfunkteilnehmernummer so-
wie dem deutlich formulierten Wunsch, 
die betroffenen Geräte abzumelden, sollte 
Wirkung zeigen. Man ist nicht dazu ver-
pflichtet seine Gründe für die Abmeldung 
darzulegen (wer sich allerdings unnöti-
gen Ärger ersparen möchte, sollte das von 
Vornherein tun)! Die Abmeldung ist ab 
dem Folgemonat gültig und somit insbe-
sondere nicht rückwirkend möglich. 
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Die Deutsche Telekom bietet einen Sozial-
tarif an. Personen, die von den Rundfunk-
gebühren befreit sind oder BAföG erhal-
ten, können 6,94 Euro, Sehbehinderte, 
Gehörlose und sprachlich Behinderte mit 
einer Behinderung von mindestens 90% 
8,72 Euro im Monat für Telefongespräche 
gutgeschrieben bekommen. Die Beträge 
sind weder auf die Grundgebühr anre-
chenbar noch auf den nächsten Monat 
übertragbar. Für Tarife mit Telefon-Flatra-
te werden keine sozialen Vergünstigungen 
angeboten. Weitere Informationen – ins-
besondere zu den weiteren Einschränkun-
gen – gibt es unter http://hilfe.telekom.
de/ (nach „Sozialtarif“ suchen). Da es bei 
der Konkurrenz Telefon- und Internetan-
schlüsse deutlich günstiger gibt, dürfte 
sich der Sozialtarif nur noch für die We-
nigsten lohnen.

Telekom
Befreiung von der

Rundfunkgebührenpflicht 

Unter gewissen Bedingungen kann man 
sich auf Antrag beim zuständigen Sozi-
alamt von der Rundfunkgebührenpflicht 
befreien lassen. Im Fall Karlsruhe ist das 
Rathaus West am Mühlburger Tor dafür 
zuständig. Da mit dem Antrag auf Befrei-
ung aber gleichzeitig eine Anmeldung bei 
der GEZ einhergeht, bekommt man, wenn 
der Antrag abgelehnt werden sollte, eine 
Aufforderung zum Zahlen der Rundfunk-
gebühren. Man sollte sich vorher also aus-
giebig informieren, welche Kriterien für 
eine Befreiung erfüllt sein müssen. Die 
Befreiung auf ein Jahr befristet. 

Seit der Neuregelung des Rundfunkrechts 
2006 wurden die Möglichkeiten der Be-
freiung für Studierende eingeschränkt. 
Befreien lassen können sich seitdem nur 
noch diejenigen, die auch tatsächlich 
Leistungen nach dem BAföG erhalten. 
Für diesen Personenkreis vereinfacht sich 
das Verfahren damit erheblich, da nur 
noch der BAföG-Bescheid vorzulegen ist. 
Wer kein BAföG (mehr) erhält, hat meist 
schlechte Karten, eine Befreiung auf-
grund geringen Einkommens zu erhalten. 
Falls ihr BAföG bekommt, aber den aktu-
ellen Bescheid noch nicht erhalten habt, 
solltet ihr euch dies beim BAföG-Amt be-
scheinigen lassen, da für die GEZ nicht re-
levant ist, wie viel Leistung ihr erhaltet.
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Wohnheime
Studentenwerk

Studentenwerk Karlsruhe 
 - Abteilung Wohnen -

Adenauerring 7 WW

Zimmer Z 05 oder Z 06
0721 6909-200 (Wohnheime) ��
                 -192 (Zimmerverm.)

Wohnheime:
Adenauerring 7•	
Adlerstraße 41•	
Am Schloss Gottesaue 1•	
Bernhardstraße 11/Rudolfstraße 20•	
Beuthener Straße 6•	
Englerstraße 14•	
Josef-Schofer-Straße 2•	
Klosterweg 7•	
Nancystraße 18, 20, 24•	
Tennesseeallee 8, 20-36•	
Waldhornstraße 36•	
Willy-Andreas-Allee 11, 15, 17•	
Wolfartsweierer Straße 7•	
Zähringerstrasse 4•	

Wohnheim e.V.

Hans-Dickmann-Kolleg (HaDiKo)
Klosterweg 28

0721 6904-1200��

Hans-Freudenberg-Kolleg (HFK)
Schneidemühler Straße 25

0721 686149��

Kolleg am Ring
Adenauerring 2

0721 6904-1200��

Studentenhochhaus „Insterburg“
Insterburger Straße 2

0721 685081��

Andere Träger

Hermann-Ehlers-Kolleg (HEK)
Willy-Andreas-Allee 1

0721 8695-1700��

Karl-Hans-Albrecht-Haus (KHA)
Willy-Andreas-Allee 7WW

0721 22205��

Reinhold-Schneider-Haus (RSH) und 
Augustin-Bea-Haus (ABH)

Willy-Andreas-Allee 3 und 5WW

0721 1307-0��

Wohnheim Georg-Friedrich-Str. 19
0721 57001-0��

Evangelisches Studentinnen-Wohn-
heim (NUR für Studentinnen)

Rastatter Straße 50 aWW

0721 890338��

Wohnheim Hans-Wolfgang-Heidland-
Haus

Weechstraße 1WW

0721 167-274��

BAFöG
Studentenwerk Karlsruhe

Amt für Ausbildungsförderung
Adenauerring 7WW

Öffnungszeiten: 
Di� 10:00-12:00 Uhr 
Do� 13:30-15:30 Uhr

0721 6909-177 ��
(am besten: Mo, Mi, Fr 9:00-12:00, 
Mo, Mi 12:30-15:00 Uhr)
0721 6909-222��
bafoeg@studentenwerk-karlsruhe.de



Ansprechpartner: 
International Student Center 
Allg. Auskünfte, Betreuung ausl. Stu-
dierender, … 
Studentenwerk Karlsruhe, Mensa-Foyer

Adenauerring 7 WW

76131 Karlsruhe
Sprechzeiten: Mo-Fr 10:00-14:00 und 
n. Vereinbarung

0721 6909-204��
isc@studentenwerk-karlsruhe.de



Bundesverwaltungsamt
Abteilung IV (BAFöG) 
50728 Köln

0188 8358-4500��
0188 8358-4850��

Auslandsförderung
www.das-neue-bafoeg.de/de/441.php

Adresssammlung
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Gesundheit und Sucht
Krankenkassen
AOK – Die Gesundheitskasse

Kaiserstr. 5WW

0721 3711-255��
aok.karlsruhe@bw.aok.de



Badische Landwirtschaftl. Kranken-
kasse

Steinhäuserstr. 14WW

0721 8194-0��
0721 8194-444��

Barmer Ersatzkasse
Fritz-Erler-Str. 1

0721 3712-0��
0721 3712-190��
Karlsruhe@barmer.de



Betriebskrankenkasse Energieverbund
Regionalservice

Hertzstr. 9-15, 76275 EttlingenWW

Service: 01802 234987��
info@bkk-energieverbund.de



BKK Michelin
Michelinstr. 4

0721 530-2574��
0721 530-2575��
JVogt@BKK-Michelin.de



Deutsche BKK
Filiale Karlsruhe

Fritz-Erler-Str. 1-3 (Zähringerhaus) WW

76133 Karlsruhe
info@deutschebkk.de



BKK der Stadt Karlsruhe
Zähringerstr. 76WW

0721 38475-0��
0721 38475-109��
BZ-Karlsruhe@bkkbvm.de



Betriebskrankenkasse Gesundheit
Erzbergerstr. 119 WW

76133 Karlsruhe
0180 2009200��
0721 7919-500��
service@bkkgesundheit.de



DAK Deutsche Angestellten Kranken-
kasse

Gartenstr. 76WW

0721 9803-0��
0721 9803-119��
dak131600@dak.de



GEK Gmünder Ersatzkasse
Waldstr. 24-28WW

0721 93146-0��
0721 93146-33��
karlsruhe@gek.de



Hanseatische Krankenkasse
Werderstraße 29WW

0721 3540635��
0721 3540637��

IKK Innungskrankenkasse Karlsruhe
Steinhäuserstr. 13WW

0721 8291-0��
0721 8291-699��
ikk.ka@ikkbw.de



KKH Kaufmännische Krankenkasse 
(Ersatzkasse)

Gartenstraße 82-84WW

0721 22747��
0721 28451��
serviceteam.karlsruhe@kkh.de



Krankenkasse für den Gartenbau
Poststr. 4WW

0721 387776��
0721 386840��

Siemens-Betriebskrankenkasse
Siemensallee 84 WW

76187 Karlsruhe
0721 595-6609��
ekkehard.schubert@sbk.org



TK Techniker-Krankenkasse
Brauerstr. 6, Kaiserstr. 45WW

0721 1706-0��
0721 1706-290��
karlsruhe@tk-online.de
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HIV/AIDS
AIDS-Hilfe Karlsruhe e. V.

Information, Beratung u. Betreuung, Selbst-
hilfegruppen

Conradin Kreutzer Haus WW

Wilhelmstraße 14
0721 354816-0��
ah.karlsruhe@t-online.de


www.aidshilfe-karlsruhe.deÞÞ

Mo-Do 13-18 Uhr, Fr 10-15 Uhr

Drogenberatungsstelle Stadt Karlsru-
he

persönliche Gespräche nach Vereinbarung, 
auch ärztliche Beratung für die Risikogruppen 
der Drogenabhängigen, deren Angehörige und 
Partner

Kaiserstr. 64WW

0721 133-5391��
0721 133-5489��

Telefonberatung, auch anonym, wäh-
rend der Sprechstunden 
Mo-Do 9-12 Uhr und 14-18, Fr 14-17 
Uhr

Pro Positive e. V. Karlsruhe

Selbsthilfe, Interessenvertretung, Beratung, 
finanzielle Hilfe und Buddyarbeit für Men-
schen mit HIV/AIDS.

Postfach 11 10 16 WW

76060 Karlsruhe
0721 857613��

Anonyme Telefonberatung unter Tel. 
9375353, Mo 19-21 Uhr

Gesundheitsamt/Landratsamt Karls-
ruhe

Medizinische Beratung, auch anonym, telefo-
nisch und persönlich

Mo 8-11 Uhr, Mi und Do 14-16 Uhr und 
nach Vereinbarung: Möglichkeit zur an-
onymen und kostenlosen Blutentnahme 
zur Untersuchung auf HIV-Antikörper

Beiertheimer Allee 2WW

0721 936-5850, -5852��
0721 936-5143��
posteingang@landratsamt-karlsru​


he.de
www.landratsamt-karlsruhe.deÞÞ

Psychosoziale Beratung und Betreu-
ung

Telefonische Beratung am Abend durch den 
Streetworker

Tel. 0721 936-5850, Mi 20-22 Uhr��

Sozialdienst im Städtischen Klinikum

Information und Beratung, auch anonym 
Moltkestr. 90 u. 120WW

Tel.: 9 74-4 81, -8 09��
Mo-Fr 8.30-10.00 Uhr

Spielsucht und  
Drogenabhängigkeit
AA – Anonyme Alkoholiker

tägl. von 19.30-22.00 Uhr, Mi 17-19 
Uhr, So 16-18 Uhr

Alateen (erwachsene Kinder von Alko-
holikern)

Di 17-19 Uhr

AL-Anon – Angehörige von Alkoholi-
kern

Mo, Di, Do� 19.30-22 Uhr 
Mi� 17-19 Uhr 
Sa� 18-20 Uhr

Fasanenstr. 1WW

0721 373337��
http://members.aol.com/alanonkaÞÞ

Guttempler-Gemeinschaft „Albtal“

Beratung Alkoholgefährdeter und/oder ihrer 
Angehörigen

Maria Dehn WW

Schmetterlingweg 3
0721 575712��

Treffpunkt: Di 19 Uhr • Geibelstraße 5

Blaues Kreuz in Deutschland e. V.
Ortsverein Karlsruhe

Lameystr. 36WW

Fr 19.30 Uhr Begegnungsgruppe, Mo 
19.30 Uhr Montagstreff

Adam 07247 5109 u. 0170 3004236 ��
Dürr 07251 956619 
Horstmann 0171 1981587
bikrka@gmx.de
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Blaues Kreuz der Ev. Stadtmission 
Karlsruhe

Stephanienstr. 72WW

0721 9176-112


Beratung Di 9-12 Uhr
Begegnungsgruppe: Di u. Fr 19-21 Uhr 
H. Stecker, Ettlingen

07243 12249��

Diakonisches Werk Karlsruhe
Stephanienstr. 98WW

0721 167-292��
0721 167-291��

Sprechstunden: Mo u. Do 10-12 Uhr 
und n. Vereinbarung

Drogenberatungsstelle der Stadt 
Karlsruhe

Beratung bei Problemen mit Drogen und Me-
dikamenten sowie bei Schwierigkeiten und 
Problemen in Familie, Schule, Ausbildung und 
Beruf

Kaiserstr. 64WW

0721 133-5391��
0721 133-5489��

Sprechzeiten: 
Mo-Do � 9-12 und 14-18 Uhr 
Fr� 14-17 Uhr

Elternkreis für Drogengefährdete und 
Drogenabhängige (ELDROST)

Treffpunkt: jeden Dienstag 19.30 Uhr 
Werderstr. 57 (Hinterhaus)
Kontakttelefon D. Look 
Karl-Flößer-Str. 1

0721 8648399��

Familienkreis Karlsruhe e. V.

Selbsthilfegruppe für Suchtkranke Alkohol – 
Medikamente – Suchtmittel

Breite Straße 88WW

0721 812290��
Sprechstunden: Mo bis Fr 18.30-21.00 
Uhr

Freundeskreis Karlsruhe

Selbsthilfegruppen für Suchtkranke e. V.
Adlerstraße 31WW

0721 34890��
0721 3842441��
hallo@freundeskreis-karlsruhe.de



www.freundeskreis-karlsruhe.de
Beratung&Information:�Di-Fr 19-22 Uhr
Gesprächsgruppen:� Di-Fr ab 20 Uhr

Freundeskreis Karlsruhe-West Ev. Ge-
meindezentrum Kopernikusstr. 4 

Selbsthilfegruppen für Menschen mit 
Suchtproblemen und deren Angehörige
Gruppenabend: Mo 19.30 Uhr ungera-
de Wochen auch Di und Mi

Beratung u. Infos: Harald Klingler, ��
0171 4917823 

Get in (AWO)

Anlauf- und Kontaktstelle für Drogengebrau
cher/-innen, Einzeltermine nach Vereinba-
rung

Kriegsstr. 76WW

0721 375635��

KID (AWO)

Hilfe für drogenabhängige Eltern und ihre Kin-
der

Kronenstr. 15WW

0721 35007-47��
0721 35007-60��

Sprechzeiten: 
Mo� 9-12 Uhr u. Mi 14-18 Uhr 
und nach Vereinbarung

Kreuzbund Karlsruhe
Schützenstr. 64 WW

Alois Ganter
0721 33745��

Gruppentreff: Mi 19.30 Uhr

Badischer Landesverband gegen die 
Suchtgefahren e. V.

Karlstr. 61WW

0721 29849��
0721 9203114��

Terminvereinbarung: Mo-Fr 9-12 Uhr 
u. 13-16 Uhr 

Diakonisches Werk
Stephanienstr. 98WW

0721 167-292��
0721 167-291��

Sprechstunden Mo u. Do 10-12 Uhr 
und n. Vereinbarung 
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Weitere Beratungsstellen
Telefonseelsorge Karlsruhe

Berät in Not- und Krisensituationen, Tag 
und Nacht besetzt, auf Wunsch anonym. 
Alle Ratsuchenden können kostenlos so lange 
sprechen, wie es die Situation verlangt.

0800 111 0 111 ��
0800 111 0 222
www.telefonseelsorge-karlsruhe.deÞÞ

Ambulanz der psychiatrischen Klinik
Kaiserallee 10 
Tel:	0721 974-3710

Arbeitskreis Leben Karlsruhe e.V.

Berät bei Suizidgedanken und Lebenskrisen
Hirschstr. 87WW

0721 811424��
Sprechzeiten: 
Mo-Fr� 10:00-12:00 Uhr 
Mi� 17:00-19:00 Uhr 
und nach Vereinbarung

Brücke Karlsruhe

Ökumenisch getragene „Offene Tür“ für Men-
schen in sozialen, seelischen und religiösen 
Nöten, ohne Voranmeldung, u.A. mit haupt-
amtlichen ausgebildeten Fachkräften

Kronenstr. 23WW

0721 385038��
www.bruecke-karlsruhe.deÞÞ
bruecke.ka@web.de



Öffnungszeiten:  
Mo‑Fr� 10:00-13:00, 15:00-18:00 Uhr 
Mi� 16:00-20:00 Uhr

Hospiz-Dienst Karlsruhe

Ambulanter Dienst zur Begleitung Schwer-
kranker, Sterbender, ihrer Angehörigen und 
Trauernder

Uhlandstr. 45 WW

76135 Karlsruhe
0721 50966-0��
0721 50966-224��

Sprechzeiten: Mo-Fr 9-12, sonst AB

Verein für evangelische Heimfürsorge
Haus Bodelschwingh

Karlstr. 94WW

0721 93127-0��

Hilfe bei akuten 
Lebenskrisen
Psychotherapeutische Beratungsstelle 
des Studentenwerks (PBS)
Die Palette an Problemen, mit denen sich die 
Studierenden an die PBS wenden, ist breit 
gefächert: Arbeits- und Lernschwierigkeiten, 
Prüfungsangst, sehr starke Niedergeschla-
genheit, Depressionen, Kontaktprobleme, 
Selbstwertprobleme, psychosomatische Be
schwerden, sexuelle Probleme, Partnerprob-
leme, etc.

Es ist ganz „normal“, persönliche Probleme zu 
haben, und ebenso „normal“ ist es, das Problem 
aktiv anzugehen, darüber zu reden und eine 
Beratungsstelle aufzusuchen, anstatt Schwie-
rigkeiten ganz wegzuschieben und zu warten, 
bis sie sich von selbst lösen. Bei der PBS könnt 
ihr euch an erfahrene Psychologen wenden. 
Das Beratungs- und Therapieangebot ist dabei 
der speziellen Situation von Studentinnen und 
Studenten angepasst: Es ist durchaus mög-
lich, mit dem Partner oder der Partnerin, mit 
Bekannten oder der Familie zu kommen.

Nach dem Erstgespräch hat die PBS folgende 
Möglichkeiten anzubieten:

Weitere Einzelgespräche•	
Übernahme in eine bestehende Gruppe•	
Aufnahme in eine neue Gruppe mit entspre-•	
chender Wartezeit
Überweisung zu einer anderen Beratungs-•	
stelle und Ärzten

Rudolfstr. 20WW

0721 9334060��
0721 9334065��
pbs@studentenwerk-karlsruhe.de
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Für Frauen in 
Notsituationen
Notruf für misshandelte Frauen 
und deren Kinder

Aufnahme rund um die Uhr

Frauen- und Kinderschutzhaus
Wörthstr. 4WW

0721 824466 ��

Frauenhaus
0721 567824��

Wildwasser & Frauennotruf
Hirschstr. 53bWW

0721 859173��
www.wildwasser-frauennotruf.deÞÞ
info@wildwasser-frauennotruf.de



Sozialdienst kathol. Frauen Karlsruhe
Wörthstr. 4WW

0721 91375-0��
info@skf-karlsruhe.de


www.skf-karlsruhe.deÞÞ

Kinder, Jugendliche, Eltern
Landratsamt Karlsruhe 
Jugendamt/Allg. Sozialer Dienst

Beratung für Eltern, Kinder und Jugendliche 
bei Fragen des partnerschaftliche Lebens, Kri-
sen, Konflikten, Belastungen durch Kinder, 
nach Scheidung und bei der Vermittlung von 
weitergehenden Hilfen, Erziehungsberatung, 
Kinderpsychiatrie uvm.

Beiertheimer Allee 2 WW

76137 Karlsruhe
0721 936-7787��

Landratsamt Karlsruhe 
Sozialamt

Sozialhilfe, finanzielle und pers. Hilfen 
bei kurz- oder längerfristigen Notlagen, 
Wohngeld, Schuldnerberatung

Beiertheimer Allee 2 WW

76137 Karlsruhe
0721 936-7355��

Notfälle
110 Polizeinotruf 
kostenlos, auch vom Handy
0721 939-6666 
Vertrauliches Polizeitelefon
0711 8990-2231 
Notruf-Fax für Gehörlose

112 Feuerwehr 
kostenlos, auch vom Handy
0721 9343110 
Notruf-Fax für Gehörlose

19 222 
Rettungsdienstleitstelle
0721 19 292 
Ärztl. Notfalldienst
0800 00 22 8 33 
Notdienstapotheken

0511 19240 
Giftinformationsdienst

Stadtwerke Karlsruhe
0721 399-12
Störstelle Gas/Wasser
0721 399-13
Störstelle Strom
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